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Vorwort 
 
Die Angebotslandschaft in Baden-Württemberg zeichnet sich durch eine Vielfalt an Formen 
des unterstützten Wohnens für Menschen mit seelischer Behinderung aus. Der Umfang der 
Angebote, ihre Inanspruchnahme, die Verteilung in den Stadt- und Landkreisen sowie bishe-
rige Entwicklungen sind gut dokumentiert. Seit 2011 gibt die „Dokumentation Gemeindepsy-
chiatrischer Verbund“ – ein Gemeinschaftsprojekt von Städtetag, Landkreistag und KVJS – 
alle zwei Jahre einen landesweiten Überblick zur Entwicklung der Zahl der Leistungsberech-
tigten sowie zu den Angeboten der sozialpsychiatrischen Versorgung. Seit 2005 ermöglichen 
kommunale Teilhabepläne, häufig mit sozialwissenschaftlicher Unterstützung durch den 
KVJS, einen differenzierten Überblick über die Strukturen vor Ort.  
 
Gemessen daran, wie viele Menschen Wohnleistungen erhalten, ist über ihre Lebenslagen 
wenig bekannt. Die Frage nach der Wirksamkeit von Leistungen ist in den letzten Jahren 
zwar in den Fokus der Fachdiskussion gerückt, systematisches Wissen dazu gibt es aber 
kaum. Mit der Einführung des Bundesteilhabegesetzes sind Leistungsträger und Leistungs-
erbringer vor die Aufgabe gestellt, den Übergang von einrichtungsbezogenen auf personen-
zentrierte Leistungen zu gestalten. Umso mehr gilt es, Wirkfaktoren zu identifizieren und sie 
in Unterstützungsformen für eine gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe umzusetzen. 
Gute Gründe für den KVJS, das Thema Wirksamkeit von Wohnleistungen im Rahmen der 
KVJS-Forschung und damit auch eine Initiative mehrerer Kreise aufzugreifen.  
 
Das Forschungsvorhaben „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens 
für Menschen mit seelischer Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-
Württemberg“ (WieWohnen-BW) ist systematisch der Frage nachgegangen: Was wirkt beim 
unterstützten Wohnen und wie wirksam ist es? 
 
WieWohnen-BW deckt einen offenkundigen Wissens- und Forschungsbedarf im Land, denn  
 
• die Zahl der Leistungsberechtigten im Bereich der Eingliederungshilfe mit seelischer Be-

hinderung steigt seit Jahren landes- und bundesweit an, 
• empirisch gesichertes Wissen über die Wirksamkeit von Leistungen im unterstützten 

Wohnen ist bislang nicht verfügbar, 
• das Bundesteilhabegesetz erfordert von den Stadt- und Landkreisen künftig noch stärker, 

die Wirksamkeit von Unterstützungsleistungen zu betrachten, um individuell zugeschnit-
tene Hilfen vorzuhalten und weiterzuentwickeln. 

 
Mit der Durchführung von WieWohnen-BW wurde die Universität Ulm, Klinik für Psychiatrie 
und Psychotherapie I (ZfP Südwürttemberg) beauftragt. Es wurde ein komplexes For-
schungsdesign mit mehreren Teilprojekten entwickelt und in vier Kreisen, der Stadt Heidel-
berg, dem Rhein-Neckar-Kreis, dem Landkreis Ravensburg sowie dem Bodenseekreis um-
gesetzt. Zugleich erfolgte ein bundesweiter Austausch mit aktuellen und vergleichbaren Un-
tersuchungen zur Wirksamkeit. 
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Der KVJS dankt Herrn Professor Dr. med. Tilman Steinert und Frau Dr. rer. nat. Susanne 
Jaeger von der Universität Ulm herzlich für Projektleitung und Projektkoordination sowie ih-
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Der KVJS dankt den vier Stadt- und Landkreisen für ihre aktive Mitarbeit. Das Engagement, 
die Kompetenzen und Erfahrungen der Mitarbeitenden in den Sozialverwaltungen und in den 
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Wünsche für ein Leben mitten in der Gesellschaft.  
 
Allen weiteren Beteiligten gilt ebenfalls ein herzlicher Dank: Den Vertreterinnen und Vertre-
tern der Betroffenen- und Angehörigenverbände, der Liga der freien Wohlfahrtspflege in Ba-
den-Württemberg e.V. und der Baden-Württembergischen Krankenhausgesellschaft e.V., die 
sich in begleitenden Arbeits- und Projekttreffen engagiert einbrachten sowie den Mitarbei-
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KVJS freut sich, mit diesem Abschlussbericht eine solide Diskussionsgrundlage zur Bewälti-
gung aktueller und zukünftiger Aufgaben und Herausforderungen vorlegen zu können. 
 
 
Landrat Gerhard Bauer   Kristin Schwarz 
Verbandsvorsitzender   Verbandsdirektorin 
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1. Hintergrund und Ziele 
 
1.1 Hintergrund des Forschungsvorhabens 
 
Ausgangspunkt des Forschungsvorhabens war zum einen die Einführung des Bundesteilha-
begesetzes (BTHG). Mit diesem Systemwechsel war absehbar, dass sich die Rahmenbedin-
gungen zur Erbringung von Teilhabeleistungen erheblich verändern werden, nicht zuletzt bei 
der Ausgestaltung von Teilhabeleistungen im Bereich des unterstützten Wohnens. In Zukunft 
sollte nicht mehr die Wohnform im Fokus der Teilhabeleistung stehen, sondern die Unter-
stützung zu einem selbstbestimmten Leben. Um passgenaue Unterstützungsformen zu ent-
wickeln, galt es relevante Wirksamkeitsindikatoren zu ermitteln und den Faktoren auf die 
Spur zu kommen, die eine individuelle Entwicklung der betroffenen Personen in Richtung auf 
mehr Teilhabe und Selbstbestimmung fördern können. 
 
Zum anderen ist hinlänglich bekannt, dass die Zahl der Menschen mit seelischer Behinde-
rung, die Leistungen zur Teilhabe beziehen, seit Jahren ansteigt. Beispielsweise erhielten in 
Baden-Württemberg Ende des Jahres 2015 noch 13.554 Personen Leistungen der Einglie-
derungshilfe zum ambulanten Wohnen (inklusive betreutes Wohnen in Familien) oder statio-
nären Wohnen. Ende 2017 waren dies bereits 14.605 Personen (KVJS 2019). Von dieser 
Zunahme ist primär der Bereich des ambulanten Wohnens betroffen. Die Erhöhung der An-
zahl der Leistungsberechtigten geht einher mit der jährlichen Steigerung des Bruttoaufwands 
für Wohnhilfen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg (KVJS 2018), die sowohl stati-
onäre als auch ambulante Formen betrifft. Gemessen daran, wie viele Menschen mit seeli-
scher Behinderung Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten, ist über ihre Lebenslagen 
erstaunlich wenig bekannt. Es ist durchaus allgemeiner Konsens, dass eine Wohnung und 
ein geeignetes Lebensumfeld zentrale Faktoren sind, die zur Genesung und gesundheitli-
chen Stabilisierung von Menschen mit psychischen Erkrankungen und seelischen Behinde-
rungen beitragen (Richter 2010, DGPPN 2018). Es gibt eine Menge professioneller Erfah-
rungen in diesem Bereich, an denen sich die Ausgestaltung von Unterstützung orientiert. Es 
mangelt jedoch an systematischer Forschung dazu. Wie wirken sich Leistungen der Einglie-
derungshilfe auf das Leben und den Alltag der Leistungsberechtigten aus? Sind sie geeignet, 
den Betroffenen ein weitgehend selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen oder sie dazu zu 
befähigen? 
 
In der klinischen Forschung gelten randomisiert-kontrollierte Studien (RCTs) zur Wirksamkeit 
von Interventionen immer noch als der „Gold-Standard“. Gerade in Bezug auf die Wirkungen 
verschiedener unterstützter Wohnformen sind aber solche Studien selten. Sie betreffen fast 
ausschließlich wohnungslose Menschen mit psychischen Erkrankungen (Gühne et al. 2017). 
Die Schlussfolgerungen aus diesen Studien sind somit immer unter dem Vorbehalt zu be-
trachten, dass möglicherweise bereits die Beschaffung einer Wohnung einer der Wirkfakto-
ren ist, dem die Betroffenen einen Teil ihrer Verbesserung verdanken (McPherson 2018). 
Menschen mit einer psychischen Erkrankung von der Teilnahme an einer Studie zu über-
zeugen, in der sie zufällig einem Modell von Wohnunterstützung zugeteilt werden, um Unter-
schiede in der Wirksamkeit zu erforschen, ist ethisch wie auch forschungspraktisch mit er-
heblichen Problemen behaftet. Erst kürzlich hat dies eine britische Machbarkeitsstudie von 
Killaspy et al. (2019) eindrucksvoll belegt: Verglichen werden sollte ambulant betreutes 
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Wohnen in Wohngemeinschaften (WG) oder als Einzelwohnen mit dem Ziel der Verselb-
ständigung mit einer zeitlich flexiblen, dem Bedarf angepassten Betreuung in privater Umge-
bung. Klienten und Klientinnen gemeindepsychiatrischer Teams sollten zufällig der Wohn-
form zugeteilt werden. Nach 15 Monaten schienen von den ursprünglich 1432 Personen ge-
rade einmal 38 geeignet für eine Studienteilnahme. Bei einem Großteil erlaubte die Art des 
Unterstützungsbedarfs keine zufällige Zuteilung. Vom verbliebenen Rest stimmten zwar 17 
der Studienteilnahme zu, aber nur 8 Personen ließen sich letztlich auf die Randomisierung 
der Unterstützungsform ein. Es verwundert somit wenig, dass randomisiert-kontrollierte Stu-
dien in diesem Bereich fehlen, wenn sich keine Teilnehmerinnen und Teilnehmer finden. 
 
Häufiger finden sich die mit einem höheren Risiko für Verzerrungen behafteten Beobach-
tungsstudien, die zudem oft nur eine mäßige Qualität aufweisen. Die Ergebnisse der interna-
tionalen nicht-randomisierten Studien zur Wirksamkeit verschiedener unterstützter Wohnset-
tings sind inkonsistent, wenn auch mit einer Tendenz zugunsten weniger institutionalisierter 
Settings (Newman 2001, Rog 2004, Nelson et al. 2007, O'Hara 2007, Kyle & Dunn 2008, 
Nelson 2010, Pleace & Wallace 2011, Macpherson et al. 2012). Betreutes Wohnen kann 
offenbar die Wohnstabilität, die Zufriedenheit mit dem Wohnen und die Lebensqualität von 
Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen verbessern. Zu beachten ist aber je-
weils, welche Ergebnisparameter unter die Lupe genommen werden (Killaspy et al. 2016). 
Dies alles erschwert es, Studien wirklich untereinander zu vergleichen. So zeigte auch ein 
neueres Review inkonsistente Studienergebnisse zu Veränderungen über die Zeit, insbe-
sondere bei nicht-wohnungslosen Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen und 
Studien, die nach abgeschlossener Enthospitalisierung durchgeführt wurden (McPherson 
2018). 
 
In Deutschland selbst ist die Studienlage zu „Wohninterventionen“ für psychisch erkrankte 
Menschen sehr limitiert (Gühne et al. 2017). Es fehlen systematische Untersuchungen zu 
den Lebenslagen der Betroffenen in unterstützten Wohnformen, aber auch Studien, die die 
Beziehung zwischen Merkmalen der unterstützten Personen, des Unterstützungssettings 
und der Unterstützungsleistungen mit dem Unterstützungsverlauf und den Indikatoren von 
Ergebnisqualität in den Fokus nehmen. 
 
1.2 Zielsetzung und Fragestellungen 
 
Entsprechend der spärlichen Forschungslage war es das Anliegen des Forschungsprojekts 
WieWohnen-BW, das in Anlehnung an das gleichnamige Projekt in Nordrhein-Westfalen 
(WiEWohnen) konzipiert wurde, sich dieser Forschungslücke anzunehmen. Mehrere Ziele 
wurden dabei verfolgt: 
 
• Charakterisierung der Angebotsstruktur in vier Stadt- und Landkreisen und der Per-

sonengruppen, die dort ambulante, intensiv-ambulante und stationäre Wohnangebote 
nutzen, 

• Ermittlung der Wirksamkeit von Maßnahmen der Eingliederungshilfe beim Wohnen und 
der Indikatoren der Struktur- und Prozessqualität für Leistungen beim Wohnen, die im 
Zusammenhang mit der Ergebnisqualität stehen, 

• Herstellung von Transparenz und Vergleichbarkeit dieser Leistungen sowie 
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• Entwicklung von empirisch begründeten Qualitätsstandards für Leistungen im Bereich 
des unterstützten Wohnens.  

 
Die Ergebnisse des Forschungsvorhabens sollten idealerweise dazu beitragen, die Grundla-
gen für kommunalpolitische Entscheidungen unter Berücksichtigung des BTHG zu verbes-
sern. 
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2. Vorgehen: Gesamtstrategie 
 
2.1 Überblick über die Untersuchungsschritte 
 
Zielgruppe des Projekts waren Menschen mit wesentlichen seelischen Behinderungen im 
Sinne des § 53 SGB XII (a.F.) in Verbindung mit § 2 SGB IX in unterstützten Wohnformen. 
Für eine möglichst breite Datenbasis sollten in vier Stadt- und Landkreisen in Baden-
Württemberg alle für das Vorhaben relevanten Daten von Leistungsberechtigten mit seeli-
schen Behinderungen in einem Längsschnittdesign erhoben werden. Voraussetzung für die 
Teilnahme der Stadt- und Landkreise war, dass dort jeweils differenzierte Angebote des un-
terstützten Wohnens vorhanden waren, damit die Ergebnisse vergleichbar bleiben. 
 
Stellvertretend für die Gesamtsituation in Baden-Württemberg wurde die Situation im Land-
kreis Ravensburg, Bodenseekreis, Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg erfasst 
und analysiert. 
 
Das Forschungsvorhaben bestand aus drei Teilprojekten: 
 
1. Beschreibung des Angebotes und seiner Nutzerinnen und Nutzer  

a. Charakterisierung der vorhandenen Angebotsstruktur der Stadt- und Landkreise 
(unterstützte Wohnformen und ergänzende Angebote zur Tagesstruktur) 

b. Charakterisierung der Leistungsberechtigten in den verschiedenen Angeboten  
 
2. Identifikation von potenziell wirksamen Struktur- und Prozessmerkmalen zur Förderung 

von Teilhabe und Selbstbestimmung in den verschiedenen Formen unterstützten Woh-
nens 

a. Interviews mit Leistungsberechtigten sowie mit Mitarbeitenden bei Leistungsträ-
gern und Leistungserbringern 

b. Inhaltsanalytische Auswertung, Zusammenfassung der identifizierten Aspekte und 
Rückbezug auf die Angebotsstruktur 

 
3. Evaluation der Wirksamkeit der Maßnahmen der Eingliederungshilfe bei Neufällen und 

Wohnformwechslern über einen Zeitraum von 18 Monaten mit drei Messzeitpunkten 
a. Prospektive Kohortenstudie mit zwei Katamnesen unter Einbezug des möglichen 

Einflusses der ermittelten Struktur- und Prozessmerkmale unterstützten Wohnens 
und unter Kontrolle eines möglichen Selektionsbias 

b. Leitfadengestützte Interviews mit Personen, die innerhalb des Katamnesezeit-
raums in eine Wohnform mit geringerer Unterstützungsintensität wechselten oder 
ganz aus dem unterstützten Wohnen ausgestiegen sind   ̶  Identifikation von Moti-
ven, Ressourcen und Barrieren sowie aktuelle Lebenssituation 

 
Die Ergebnisse werden im hier vorliegenden Abschlussbericht zusammengefasst. 
 
 
  



 

11 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

2.2 Vorbereitung des Forschungsvorhabens 
 
Die Studie wurde unter der Projektleitung von Herrn Professor Dr. Tilman Steinert (Klinik für 
Psychiatrie und Psychotherapie I der Universität Ulm, Weissenau) und in Kooperation mit 
dem Universitätsklinikum Heidelberg unter der Leitung von Frau Professor Dr. Sabine Her-
pertz durchgeführt. Die Vorarbeiten des Projekts (Vertragliche Regelungen der Kooperation 
zwischen den Projektpartnern, Einstellung von Projektmitarbeitenden, Schaffung der ethi-
schen und praktischen Voraussetzungen für die Studie) waren bis zum vorgesehenen Be-
ginn der Datenerhebung im Juni 2017 weitgehend abgeschlossen. 
 
2.2.1 Kooperation der Universitäten und Zusammenstellung des Forschungsteams 
 
Die Zuwendungsweiterleitungs- und Kooperationsvereinbarung zwischen dem Universitäts-
klinikum Ulm und der Universität Heidelberg wurde Mitte April 2017 mit allen notwendigen 
Unterschriften besiegelt. Die Stellen für die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen beziehungs-
weise Mitarbeiter im Projekt wurden rechtzeitig ausgeschrieben und konnten vor Start der 
Datenerhebung besetzt werden. 
 
Das Forschungsteam im engeren Sinne bestand aus drei Personen:  
 
• Frau Dr. Susanne Jaeger (Dipl.-Psych.) (Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie I der 

Universität Ulm, Weissenau) war zuständig für die Gesamtkoordination des Forschungs-
projekts, für die anfallenden Aufgaben in den Teilprojekten, die Gesamtauswertung und 
für die Berichterstattung.  

• Frau Marie Kampmann (M.Sc. Psychologie) (Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie I 
der Universität Ulm, Weissenau) war zuständig für die anfallenden Projektarbeiten im 
Rahmen von Teilprojekt 3 im Bodenseekreis und Landkreis Ravensburg. 

• Herr Johannes Gnauck (M.A. Soziologie) (Universitätsklinikum Heidelberg) war zuständig 
für alle anfallenden Projektarbeiten im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg 
(Teilprojekt 2 und 3) und die Mitarbeit bei der Auswertung (Teilprojekt 2). 

 
 
2.2.2 Ethische Aspekte der Studiendurchführung 
 
Das Forschungsvorhaben wurde im Vorfeld der Datenerhebung der Ethikkommission der 
Universität Ulm zur Begutachtung vorgelegt (Antrag Nr. 75/17). Die Ethikkommission be-
scheinigte, dass gegen die Durchführung keine ethischen Bedenken bestehen. Auf Hinweis 
der Kommission der Universität Ulm wurde die Studie im April 2017 beim Deutschen Regis-
ter Klinischer Studien (DRKS) unter der Nummer DRKS00012334 registriert.  
 
An der Ethikkommission der Universität Heidelberg wurde mit dem Vorlegen des Votums der 
Ethikkommission Ulm die Begutachtung des Forschungsvorhabens im vereinfachten Verfah-
ren mit gültigem Vorvotum beantragt (AZ S-293/2017). Dem Forschungsvorhaben wurde 
Ende Juni 2017 stattgegeben. 
 
Die im Laufe des Projekts notwendigen Modifikationen im Forschungsdesign wurden den 
Ethikkommissionen der Universitäten Ulm und Heidelberg jeweils zur Begutachtung vorge-



 

12 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

legt und erst nach vorliegenden positiven Voten angewendet. In erster Linie betrafen die 
Veränderungen Modifikationen im Rekrutierungsprozedere für Teilprojekt 3 (Kohortenstudie) 
(vgl. Kapitel 5). Aber auch übergreifende Veränderungen wie die im Mai 2018 in Kraft getre-
tene Datenschutzgrundverordnung (DGSVO) der Europäischen Union erforderten Anpas-
sungen (unter anderem erweiterte Informationen zum Datenschutz in den Einverständniser-
klärungen), die jeweils mit den Ethikkommissionen abgestimmt wurden. 
 
2.2.3 Arbeits- und Projekttreffen 
 
Im Laufe des Projekts fanden verschiedene Arbeits- und Projekttreffen statt. Den Auftakt 
machte im März 2017 die Lenkungsgruppe zum Start des KVJS-Forschungsvorhabens 
„Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens für Menschen mit seeli-
scher Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg“ beim KVJS in 
Stuttgart.  
 
Mehrfach wurden das Projekt und der Projektverlauf einer breiten Auswahl von Vertreterin-
nen und Vertretern von Stadt- und Landkreisen, Leistungserbringern, Angehörigen und Be-
troffenen in den Räumen des KVJS in Stuttgart vorgestellt, zuletzt am 14. Februar 2019. 
 
Es fanden außerdem einige Arbeitstreffen mit Vertreterinnen und Vertretern verwandter For-
schungsprojekte statt. Zu nennen ist ein Arbeitstreffen der verschiedenen Forschungsprojek-
te zum Thema Wohnunterstützung in der Eingliederungshilfe WiEWohnen-NRW (Nordrhein-
Westfalen), WiEWohnen-MV (Mecklenburg-Vorpommern) und WieWohnen-BW im April 
2018 beim KVJS in Stuttgart, wo auch ein Austausch zum überregionalen Forschungsprojekt 
ZIPHER („Zwangsmaßnahmen im psychiatrischen Hilfesystem: Erfassung und Reduktion“) 
stattfand. Außerdem nahmen die Projektmitarbeitenden unter Beteiligung des KVJS auf Ein-
ladung von Bethel.regional (v. Bodelschwinghsche Stiftungen Bethel) an einem überregiona-
len Workshop in Dortmund teil, gemeinsam mit den verschiedenen Forschungsprojekten 
zum Thema „Wohnunterstützung in der Eingliederungshilfe“ in Nordrhein-Westfalen, Meck-
lenburg-Vorpommern und in der Schweiz (Bern, Zürich). 
 
 
2.3 Aufbau des Berichts und Hinweise zu den Begrifflichkeiten 
 
In dem hier vorliegenden Abschlussbericht werden die drei Teilprojekte jeweils als in sich 
abgeschlossene Forschungsarbeiten mit Fragestellung, Methode und Ergebnisdarstellung 
sowie einer Kurzzusammenfassung präsentiert. Im Anschluss daran folgen eine Synthese 
der Projektergebnisse und ihr Rückbezug auf die eingangs genannten Forschungsinteres-
sen.  
 
Die Wohnformen der Eingliederungshilfe wurden in dem Bericht entsprechend dem zum 
Zeitpunkt der Datenerhebung geltenden Leistungsrecht nach stationärem und ambulant be-
treutem Wohnen differenziert. Wenn von stationären Wohnformen oder stationärer Unter-
stützung die Rede ist, meint dies alle Wohnformen, die zum Zeitpunkt der Untersuchung in 
den Geltungsbereichs des Gesetzes für unterstützende Wohnformen, Teilhabe und Pflege 
(„Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz“ – WTPG) fielen, von teilweise selbstverantworteten 
Wohngemeinschaften bis zu vollstationärem Wohnen. Zu ambulant unterstütztem Wohnen 
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zählten vollständig selbstverantwortete WGs und alle anderen vollständig selbstbestimmten 
Wohnformen, alleine oder mit Familie, Partnern, Freunden ohne professionelle Unterstüt-
zung. Betreutes Wohnen in Gastfamilien (BWF) wurde den ambulant unterstützten Wohn-
formen zugerechnet. Spätestens mit dem Auslaufen der Übergangsvereinbarung zum 
01.01.2022 wird es die Trennung im Leistungsrecht nicht mehr geben. Dem Prinzip der Per-
sonenzentrierung entsprechend wird die notwendige Unterstützung dann nicht mehr an einer 
bestimmten Wohnform, sondern ausschließlich am individuellen Bedarf ausgerichtet werden.  
 
Darüber hinaus verwendet der Bericht weitere Begrifflichkeiten, die mit dem neuen Leis-
tungsrecht obsolet geworden sind oder modifiziert wurden (z. B. „Betreuung“, „Hilfeplankon-
ferenz“ oder „Hilfeplan“). Eine „Übersetzung“ aller bisherigen, nicht nur leistungsrechtlich, 
sondern auch im Sprachgebrauch verankerten Begriffe hätte das Verfassen und das Verste-
hen des Berichts erheblich erschwert. 
 
Der Bericht erfasst möglicherweise einen geäußerten Reformbedarf in Hinblick auf Rahmen-
bedingungen des Leistungsbezugs, der mit der Einführung des BTHG tatsächlich bereits 
behoben wurde. Nichtsdestotrotz können aus den Ergebnissen etwa im Zusammenhang mit 
stationären Wohnleistungen auch künftig Erkenntnisse zur Situation von Personen mit einem 
hohen Assistenzbedarf im Wohnen abgeleitet werden. Aus Sicht der Autoren können die 
Ergebnisse weiterhin als Grundlage dienen, da sie eine Einschätzung zu verschiedenen As-
pekten der Unterstützung erlauben – unabhängig von der konkreten Organisation und Aus-
gestaltung der Leistung. 
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3. Teilprojekt 1: Basisdaten und Doku-
mentation „Welche Angebote gibt es und 
von wem werden sie genutzt?“ 
 
3.1 Zielsetzung 
 
Teilprojekt 1 hatte zum Ziel, die in den vier Stadt- und Landkreisen in Baden-Württemberg 
vorgehaltene Angebotsstruktur für unterstützte Wohnformen zu beschreiben und die Nutze-
rinnen und Nutzer dieser unterstützten Wohnformen näher zu charakterisieren. Dies ermög-
lichte zudem, die Repräsentativität der Stichprobe von Teilnehmenden in Teilprojekt 3 einzu-
schätzen. 
 
Für diesen Schritt wurden öffentlich zugängliche Dokumente und Auswertungen wie zum 
Beispiel kommunale Teilhabepläne oder Jahresberichte der Gemeindepsychiatrischen Ver-
bünde (GPV) genutzt, außerdem Daten der GPV-Basisdokumentation (GPV-BADO) im 
Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis sowie durch den KVJS erhobene Daten zur 
Teilhabeplanung einzelner Stadt- und Landkreise für Menschen mit chronischer psychischer 
Erkrankung und wesentlicher seelischer Behinderung (Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 
2018; Stadt Heidelberg 2017). Diese Daten werden bezogen auf die jeweiligen Stadt- und 
Landkreise in einer deskriptiven Statistik präsentiert. 
 
 
3.2 Vorgehensweise 
 
Die Datensätze der GPV-Basisdokumentation der Landkreise Ravensburg und Bodensee-
kreis sowie die dem KVJS aus einer anderen Untersuchung vorliegenden Strukturdaten (Er-
stellung einer Teilhabeplanung der Stadt Heidelberg und des Rhein-Neckar-Kreises) sollten 
zu einem gemeinsamen Datensatz zusammengefügt und ausgewertet werden. Zur Nutzung 
dieser Daten wurde das Einverständnis aller Leistungserbringer für Wohnleistungen in den 
beteiligten Stadt- und Landkreisen erbeten. Dieses war seit dem 28.8.2017 vollständig erteilt. 
 
Um zeitlich einander entsprechende, aber auch möglichst die aktuellsten verfügbaren Daten 
zu nutzen, wurde als Stichtag der 31.12.2015 gewählt. In einem der vier Stadt- und Land-
kreise wurde aus Gründen der Verfügbarkeit der 30.6.2015 genommen.  
 
Die Datensätze lagen alle in elektronischer Form vor. Die Datensätze wurden hinsichtlich 
relevanter Daten gefiltert (z. B. nur Einträge, in denen es um Leistungen im Bereich des un-
terstützten Wohnens ging). Da die Datensätze aus unterschiedlichen Dokumentationen 
stammten, wurde eine Schnittmenge der Merkmale bestimmt, die in allen Datensätzen 
gleichermaßen erfasst waren. Teilweise wurden die Daten transformiert (Umrechnung von 
Geburtsdaten in Alter) oder Angaben mehrerer Items zu einer einzigen Variable zusammen-
gefasst (z. B. komorbide Suchterkrankung, Beschäftigungssituation). Folgende gemeinsame 
Variablen wurden aus den unterschiedlichen Datensätzen zum Zweck des Vergleichs extra-
hiert: 
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• Standort (Standort der Leistungserbringung) 
• Alter  
• Geschlecht 
• Wohnform (stationäres Wohnen – ambulant betreutes Wohnen – intensiv ambulant be-

treutes Wohnen – betreutes Wohnen in Familien) 
• Wohnsetting (alleine – bei Angehörigen – mit Partner und/oder Kind – WG – stationäres 

Wohnen) 
• Dauer (Jahre seit Beginn der Leistung) 
• Leistungsträger/Herkunft (Leistungsträger bzw. letzter Wohnort)1 
• Beschäftigung 
• Hauptdiagnose 
• Komorbide Suchterkrankung (Nebendiagnosen)2 
 
In einem nächsten Schritt wurden die Daten deskriptiv nebeneinander gestellt und mit der 
vorliegenden Berichterstattung (z. B. GPV-Dokumentation von KVJS, Städte- und Landkreis-
tag) abgeglichen. Es galt dabei, das Angebot der Stadt- und Landkreise in Bezug auf die 
Eingliederungshilfe zum Wohnen zu skizzieren und die Menschen mit seelischer Behinde-
rung im Leistungsbezug näher zu charakterisieren. 
 
Ein Teil des zusammengeführten Datensatzes wurde später in Teilprojekt 3 als Kontrollda-
tensatz für eine Einschätzung der Repräsentativität ein weiteres Mal verwendet. 
 
 
3.3 Ergebnisse 
 
3.3.1 Charakterisierung des Angebots der Stadt- und Landkreise 
 
Zum Stichtag 31.12.2015 (in der Stadt Heidelberg 30.06.2015) machten in den vier Stadt- 
und Landkreisen verschiedene Leistungserbringer Versorgungsangebote für unterstütztes 
Wohnen im Rahmen der Eingliederungshilfe, darunter stationäre Angebote (STAT) in ver-
schiedenen Settings (z. B. Wohngruppen in einem Heim, Außenwohngruppen, kleinere WGs 
in Stadtwohnungen mit täglich mehreren aufsuchenden Kontakten) und ambulante Angebote 
(Tabelle 1). Neben dem herkömmlichen ambulant betreuten Wohnen (ABW) in einer privaten 
Wohnung mit einem Unterstützungsumfang unter vier Stunden pro Woche gab es in zwei 
Kreisen auch ein intensiveres Angebot: „intensiv ambulant betreutes Wohnen“ (IABW) im 
Rhein-Neckar-Kreis und als Pendant im Landkreis Ravensburg das „ABWplus“ (ABW+). 
 
 
 

 
1 Da in zwei Datensätzen die Leistungsträgerschaft nicht angegeben war, wurde als Annäherung an 

die Trägerschaft der Land- und Stadtkreis des vorherigen Wohnortes verwendet unter der Annahme, 
dass die Kosten der Eingliederungshilfe durch diesen getragen werden. Es ist den Forschenden be-
wusst, dass diese Annahme nur mit einigem Vorbehalt zu treffen ist. 

2 Dies wurde aus der angegebenen Nebendiagnose in den Datensätzen des Rhein-Neckar-Kreises 
und der Stadt Heidelberg extrahiert, wobei dort nur jeweils eine Nebendiagnose genannt werden 
konnte.  
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Tabelle 1: Angebote der Leistungserbringer und Anzahl der Nutzer zum Stichtag  

Stadt-/Landkreis Leistungserbringer STAT ABW ABW+ 
IABW 

BWF Summe 

LK Ravensburg ANODE gGmbH (1) 22 47 1 
 

70  
Arkade e. V. 35 231 12 77 355  
Bruderhaus Diakonie 66 37 5 

 
108  

Stephanuswerk Isny 6 2 
  

8  
ZfP Südwürttemberg - Weissenau  55 53 13 

 
121  

Gesamt 184 370 31 77 662 

Bodenseekreis ANODE gGmbH (1) 3 5 
  

8  
Arkade e. V. 

   
9 9  

Bruderhaus Diakonie 18 24 
  

42  
Pauline 13 e. V. 28 161 

  
189  

Vianney Hospital  13 
  

13  
ZfP Südwürttemberg - Weissenau  20 5 

  
25  

Gesamt 69 208 
 

9 286 

Rhein-Neckar- AWO Rhein-Neckar e. V. 39 104 30  173 

Kreis Bruno-Fritsch-Haus des AWO Kreisverbandes 
Mannheim e. V. (1) 

30 8   38 

 
Bürgerkreis Sinsheim e. V.  37   37 

 BWLV gGmbH (Baden-Württembg. Landesverband  
für Prävention und Rehabilitation) (1) 

 16   16 

 
Caritasverband für den Rhein-Neckar-Kreis e. V.  38 8  46  
Diakonisches Werk im Rhein-Neckar-Kreis  6   6  
GRN Weinheim 101    101  
GRN Sinsheim 175    175  
Psychiatrisches Zentrum Nordbaden (PZN), 
Wohnheim 

95  7  102 

 
SPHV Rhein-Neckar e. V. 117 137 40 (2) 43 337  
St. Thomas e. V. 21 8 

  
29  

Gesamt 578 354 85 43 1060 

Stadt Heidelberg Heidelberger Werkgemeinschaft e.V. (HWG) 
 

76 
  

76  
St. Thomas e.V. 100 

   
100  

Gesamt 100 76 
  

176 

Gesamt  929 1005 116 129 2179 
Datenbasis: LK Ravensburg/Bodenseekreis: Daten der GPV-Basisdokumentation (Stichtag 
31.12.2015); Rhein-Neckar-Kreis: KVJS Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015; 
Stadt Heidelberg: KVJS Leistungserhebung in der Stadt Heidelberg zum Stichtag 30.06.2015. 
Anm.: (1) Angebot für Menschen mit Abhängigkeitserkrankungen; (2) darunter 19 Personen im Angebot 
„Junge Menschen in Wegorientierung (JuMeWego)“ für junge, erwerbsfähige Menschen ab 18 Jahren. 
 
Zum Stichtag boten außerdem drei Kreise das sogenannte „betreute Wohnen in Gastfami-
lien“ (BWF) an. Die Standorte, an denen die Unterstützung geleistet wurde, verteilten sich 
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über verschiedene Gemeinden in den drei betreffenden Landkreisen. Dies bietet im Allge-
meinen die Chance einer dezentralen Versorgung, die unterschiedlichen Bedürfnissen der 
unterstützten Personen Rechnung tragen und wohnortnah stattfinden kann.  
 
Die Anteile der verschiedenen Unterstützungsformen variierten über die Stadt- und Land-
kreise (Tabelle 2). Der Anteil der Personen mit stationärer Wohnunterstützung war zum 
Stichtag am geringsten im Bodenseekreis (24 Prozent) und am höchsten in der Stadt Hei-
delberg (57 Prozent). Betreutes Wohnen in Gastfamilien war im Landkreis Ravensburg mit 
einem Anteil von zwölf Prozent am höchsten. Intensiv ambulant betreutes Wohnen hatte ei-
nen Anteil von acht Prozent (Rhein-Neckar-Kreis) und fünf Prozent (Landkreis Ravensburg). 
 
Tabelle 2: Anzahl und Häufigkeit der Leistungsberechtigten in verschiedenen Formen des un-
terstützten Wohnens nach Stadt-/Landkreis 

 
STAT ABW ABW+/IABW BWF Gesamt 

LK Ravensburg 184 (28%) 370 (56%) 31 (5%) 77 (12%) 662 (100%) 

Bodenseekreis 69 (24%) 208 (73%) 0 9 (3%) 286 (100%) 

Rhein-Neckar-Kreis 578 (55%) 354 (33%) 85 (8%) 43 (4%) 1060 (100%) 

Stadt Heidelberg 100 (57%) 76 (43%) 0 0 176 (100%) 

Datenbasis: LK Ravensburg/Bodenseekreis: Daten der GPV-Basisdokumentation (Stichtag 
31.12.2015); Rhein-Neckar-Kreis: KVJS Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis zum 31.12.2015; 
Stadt Heidelberg: KVJS Leistungserhebung in der Stadt Heidelberg zum Stichtag 30.06.2015.  
Anm.: Dargestellt ist die jeweilige Anzahl der Leistungsberechtigten (Prozentangaben). 
 
Zwischen den benachbarten Stadt- und Landkreisen bestehen jeweils enge Verflechtungen. 
Dies zeigt sich auch darin, dass nicht selten der Nachbarkreis als Leistungsträger für die 
Unterstützung der Leistungsberechtigten der verschiedenen Standorte eine wichtige Rolle 
spielt. Beispielsweise wurden im Rhein-Neckar-Kreis 56 Prozent der Leistungsberechtigten 
von Eingliederungshilfe im Bereich Wohnen durch den Kreis selbst unterstützt, sieben Pro-
zent durch den Stadtkreis Heidelberg. In der Stadt Heidelberg wurden 53 Prozent der dort 
lebenden Leistungsberechtigten durch den Kreis selbst unterstützt, in 13 Prozent der Fälle 
war der Leistungsträger der Rhein-Neckar-Kreis. In beiden Stadt- und Landkreisen wurde 
das restliche Drittel der Leistungsberechtigten durch verschiedene andere Leistungsträger 
unterstützt. Im Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis war keine Information über die 
Leistungsträger verfügbar. Der Blick auf den letzten gewöhnlichen Aufenthaltsort zeigt je-
doch, dass zwölf Prozent der im Landkreis Ravensburg unterstützten Leistungsberechtigten 
ursprünglich aus dem Bodenseekreis kamen, der so mutmaßlich in vielen Fällen auch als 
Leistungsträger fungierte. 16 Prozent kamen woanders her. Im Bodenseekreis ist dies ähn-
lich: 77 Prozent kamen aus dem Bodenseekreis selbst, sieben Prozent aus dem Landkreis 
Ravensburg und 15 Prozent aus verschiedenen anderen Regionen Deutschlands. 
 
Vor dem Hintergrund dieses regen Austauschs erschien es den Forschenden gerechtfertigt, 
die Stadt- und Landkreise einer Region zusammenzunehmen und für die folgende Betrach-
tung nur noch zwischen zwei Versorgungsregionen zu unterscheiden (Nord bzw. Süd). Mit 
Blick auf die Tabelle der Anbieter in den jeweiligen Kreisen lässt sich festhalten, dass die 
Regionen hinreichend differenzierte Versorgungsangebote bereitstellen und damit die Aus-
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wahl der beiden Regionen für die weiteren Untersuchungen nicht zuletzt hinsichtlich Reprä-
sentativität geeignet scheint.  
 
3.3.2 Vergleich der Klientinnen und Klienten in den verschiedenen Versorgungs-
regionen 
 
Ein Blick in die Daten (Tabelle 3) zeigt, dass die Altersstruktur im ambulant betreuten Woh-
nen und in stationären Wohnformen in Nord und Süd sehr ähnlich ist. Das Durchschnittsalter 
im ABWplus in der Region Süd ist etwas höher als im IABW im Norden. Dort wirkt sich mög-
licherweise ein speziell auf die Förderung junger Menschen ausgerichtetes Angebot (JuMe-
Wego im Rhein-Neckar-Kreis) auf den Altersdurchschnitt aus. Im BWF sind die Personen 
insgesamt älter. Im Norden sind sie durchschnittlich 56 Jahre alt, im Süden 53 Jahre, wobei 
hier die Streuung breiter ist.  
 
Unabhängig von der Wohnunterstützung sind es (mit Ausnahme vom BWF in den südlichen 
Landkreisen) generell mehr Männer, die die Unterstützung in Anspruch nehmen. Dabei ist im 
Norden der Anteil von Männern fast immer höher als im Süden.  
 
Alle Formen der Unterstützung werden am häufigsten von Menschen mit der Hauptdiagnose 
einer Schizophrenie-Spektrum-Störung in Anspruch genommen. In stationären Wohnformen 
beträgt ihr Anteil zwei Drittel. In den ambulanten Wohnformen liegt er zwischen 40 und 
knapp 50 Prozent. Erst mit einigem Abstand finden sich dort Diagnosen von affektiven Stö-
rungen oder Persönlichkeitsstörungen, die zusammengenommen in der Region Nord wie im 
Süden ein Drittel bis ein Viertel aller Diagnosen ausmachen. Im ABW Nord überwiegt der 
Anteil der affektiven Störungen, im ABW Süd haben die Persönlichkeitsstörungen einen et-
was höheren Anteil.  
 
Wie leben nun die Betroffenen? Im ambulant betreuten Wohnen lebt annähernd die Hälfte 
der Personen alleine, 41 bis 45 Prozent leben in einer WG. Das Leben bei Angehörigen, mit 
einem Partner oder mit Kind ist mit insgesamt sechs Prozent eher selten. Diese Verteilung 
findet sich im Landkreis Ravensburg auch im ABWplus. Im Rhein-Neckar-Kreis ist wiederum 
das Leben in einer WG die verbreitetste Wohnform (72 Prozent). In der Region Süd unter-
scheidet die Dokumentation bei der stationären Unterstützung nach „teilweise selbstverant-
wortetem ambulant betreuten Wohnen“ (TABeWo) (30 Prozent) und „stationärem Wohnen 
der Eingliederungshilfe“ (61 Prozent). Im TABeWo leben die Menschen in kleineren WGs 
und erhalten täglich mehrere aufsuchende Kontakte. Stationäre Wohngemeinschaften in 
kleineren Einheiten, die ein selbständiges Wohnen ermöglichen, gibt es in gleicher Weise 
auch in den Kreisen im Norden von Baden-Württemberg. Diese sind jedoch nicht gesondert 
im Datensatz ausgewiesen, daher lassen sich die entsprechenden Zahlen im Rahmen des 
Forschungsvorhabens nicht darstellen. Wir möchten hierfür auf die Sozial- und Teilhabepla-
nung des Rhein-Neckar-Kreises (Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 2018) und den Teilhabe-
plan der Stadt Heidelberg verweisen (Stadt Heidelberg 2017). 
 
Hinsichtlich Arbeit und Beschäftigung lässt sich zusammenfassen, dass nur wenige Men-
schen in unterstützten Wohnformen eine Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausü-
ben, am ehesten noch diejenigen in ambulant betreuten Wohnformen (rund 10 Prozent).  
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Tabelle 3: Charakteristika der Leistungsberechtigten in den verschiedenen Angeboten  

  ABW 
Nord 

ABW  
Süd 

IABW  
Nord (1)  

ABW+  
Süd (2)  

BWF  
Nord (3)  

BWF  
Süd 

STAT 
Nord 

STAT 
Süd 

Gesamtzahl N=430 N=578 N=85 N=31 N=43 N=86 N=678 N=253 

Mittleres Alter - Jahre (SD) 45 (12,5) 45 (12,3) 38 (16,7) 44 (15,4) 56 (11,9) 53 (17,1) 48 (13,6) 49,3 (13,1) 
Altersspanne (min-max) 17-82 19-79 18-81 20-67 27-78 18-87 19-90 19-81 

Geschlecht         
Männer 55% 57% 65% 55% 67% 50% 68% 61% 
Frauen  45% 43% 35% 45% 33% 50% 32% 39% 

Hauptdiagnosen                 
F1 Sucht 5% 11% 4% 0% 7% 13% 14% 12% 
F2 Schizophrenie 49% 43% 39% 48% 47% 45% 65% 69% 
F3 Affektive Störung 23% 12% 14% 6% 16% 8% 3% 4% 
F4 Neurotische Störung 6% 6% 16% 3% 2% 7% 0% 1% 
F6 Persönlichk.störungen 13% 24% 13% 29% 12% 10% 7% 10% 
F7 Intelligenzstörung 2% 1% 5% 0% 12% 6% 4% 1% 
F8 Entwicklungsstörungen 1% 1% 2% 3% 0% 1% 1% 0% 
Sonstige / keine Angabe 2% 3% 7% 10% 5% 9% 5% 3% 

Co-Diagnose Sucht  (4) 7% 22% 7% 45% 7% 9% 12% 18% 

Lebensform                 
alleine 52% 48% 25% 52% 0% 2% 0% 5% 
bei Angehörigen 0% 2% 0% 6% 7% 0% 0% 0% 
WG 41% 45% 72% 42% 0% 0% 0% 4% 
mit Partner / Kind 6% 4% 4% 0% 0% 0% 0% 0% 
BWF - - - - 93% 98% 0% 0% 
"TABeWo" - - - - - - -(6) 30% 
stationäre Wohnform - - - - - - 100% 61% 

Tagesstruktur                 
Werkstatt 18% 43% 18% 52% 12% 31% 6% 34% 
LT I.4.5b 13% 0% 22% 0% 12% 0% 91% 9% 
Tagesstätte 18% 0% 16% 0% 23% 0% 1% 41% 
Allgemeiner Arbeitsmarkt 10% 9% 9% 0% 2% 6% 0% 1% 
sonstige (5) 41% 48% 34% 48% 51% 63% 2% 15% 

Mittlere Verweildauer – Jahre 
(SD) 5 (5,2)  5 (4,6) 2 (3,4) 2 (3,4) 6 (4,2) 8 (7,8) 7 (9,4) 6 (6,9) 

Median 3 4 0 1 5 6 4 3 
Maximum 25 27 20 17 15 26 63 40 

20 Jahre und länger 1% 1% 1% 0% 0% 14% 10% 6% 
unter 20 Jahren 7% 2% 0% 3% 2% 8% 4% 6% 
unter 15 Jahren 9% 10% 4% 3% 12% 10% 13% 9% 
unter 10 Jahren 23% 28% 12% 0% 44% 21% 18% 16% 
unter 5 Jahren 27% 25% 15% 23% 21% 17% 25% 24% 
unter 2 Jahren 33% 34% 68% 71% 21% 29% 29% 38% 

Datenbasis: LK Ravensburg/Bodenseekreis: Daten der GPV-Basisdokumentation, Stichtag 31.12.2015; Rhein-Neckar-
Kreis: Daten der KVJS Leistungserhebung Rhein-Neckar-Kreis, Stichtag 31.12.2015; Stadt Heidelberg: Daten der KVJS 
Leistungserhebung in der Stadt Heidelberg, Stichtag 30.06.2015. 
Anm.: SD: Standardabweichung; (1) IABW Nord: nur im Rhein-Neckar-Kreis, (2) ABW+ nur im Landkreis Ravensburg, 
(3) BWF nicht verfügbar in der Stadt Heidelberg, (4) unterschiedliche Erfassung in Nord und Süd, (5) selbstorganisierte 
Tagesstruktur, Ehrenamt, Vereine, Praktika, Mithilfe bei Gastfamilie, (6) verfügbare Daten erlaubten keine Differenzie-
rung nach Heim/TABeWo. 
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Die Beschäftigung in einer der großen Werkstätten ist in den südlichen Landkreisen durch 
Personen in den ambulanten Wohnformen stark verbreitet (31 Prozent der Klientel im BWF 
bis 52 Prozent im ABWplus). Ein nicht unerheblicher Anteil der Beschäftigten ist dort im Be-
rufsbildungsbereich, also in einer beruflichen Rehabilitationsmaßnahme (nicht gesondert 
aufgeführt). In den südlichen Landkreisen nehmen ambulant betreute Personen keine Leis-
tungen nach Leistungstyp I.4.5b (Tagesstrukturierung und Förderung für psychisch behinder-
te Menschen) oder Tagesstätten in Anspruch. In den nördlichen Kreisen hingegen ist die 
Nutzung gerade dieser Leistungen und Angebote auch in ambulanten Wohnformen ver-
gleichsweise verbreitet: Tagesstätten werden von 16 Prozent (IABW) bis 23 Prozent (BWF) 
der in ambulanten Wohnformen lebenden Personen besucht, Leistungstyp I.4.5b findet sich 
bei 22 Prozent der Personen im IABW, bei 13 Prozent der Personen im ABW und bei zwölf 
Prozent der Leistungsberechtigten im BWF. 
 
In den stationären Wohnformen in der Stadt Heidelberg und im Rhein-Neckar-Kreis erhalten 
über 90 Prozent der betreffenden Personen eine solche Tagesstruktur. Im Landkreis 
Ravensburg und im Bodenseekreis besucht die Hälfte der Personen in stationären Wohn-
formen eine Tagesstätte oder nimmt Leistungstyp I.4.5b in Anspruch, über ein Drittel arbeitet 
in einer Werkstatt.  
 
Es lässt sich festhalten, dass abgesehen von Menschen im BWF teilweise weit über die Hälf-
te der Personen in unterstützten Wohnformen eine feste Tagesstruktur erhält und sich hinter 
dem Anteil der „sonstigen“ ebenfalls zu einem hohen Anteil selbst strukturierte Aktivitäten 
oder die Mithilfe innerhalb des eigenen Haushaltes verbergen, die nicht vergleichbar aufzu-
schlüsseln sind. 
 
Die Dauer der Unterstützung unterscheidet sich zwischen den Versorgungsregionen nur 
marginal. IABW und ABWplus sind in beiden Regionen zwei relativ junge Angebote. Dies 
spiegelt sich in der durchschnittlichen Dauer von nur zwei Jahren wieder. Noch deutlicher 
wird dies daran, dass in den nördlichen Kreisen die Hälfte der unterstützten Personen diese 
Unterstützung nicht einmal ein Jahr, im Süden nicht einmal zwei Jahre nutzt (siehe Median). 
Am längsten sind die Personen jeweils im BWF. Dem Median zufolge leben im Norden mehr 
als die Hälfte der Personen seit mindestens fünf, im Süden seit mindestens sechs Jahren in 
einer Gastfamilie. Wie im BWF gibt es auch in der stationären Wohnunterstützung eine 
Gruppe von Menschen, die bereits seit sehr langer Zeit im Wohnheim oder in Wohngruppen 
heimisch sind: zehn Prozent leben im Norden seit mindestens 20 Jahren dort, im Süden sind 
dies sechs Prozent.  
 
 
3.4 Zusammenfassung 
 
Die Gesamtschau der verfügbaren Daten in den nördlichen und südlichen Stadt- und Land-
kreisen zeigt, dass es in beiden Regionen ein differenziertes Angebot an unterstützten 
Wohnformen gibt, das insbesondere von der engen Verflechtung und vom Austausch über 
die Stadt- und Landkreisgrenzen hinweg profitiert. In den beiden nördlichen Stadt- und Land-
kreisen gibt es zu den untersuchten Stichtagen einen höheren Anteil von Personen in statio-
nären Unterstützungsangeboten als dies im Süden der Fall ist. Der betreffende Personen-
kreis scheint sich im Norden und im Süden in jeweils vergleichbaren Angeboten nicht auffäl-
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lig zu unterscheiden. Ein Schwerpunkt liegt in der Unterstützung von Menschen mit der Di-
agnose einer Schizophrenie, die vor allem in stationären Wohnangeboten die weitaus größte 
Gruppe stellen, aber auch in ambulanten Wohnangeboten in der Mehrheit sind. Die durch-
schnittliche Verweildauer im Heimbereich und beim betreuten Wohnen in Familien ist höher 
als im ambulant betreuten Wohnen. Welche Beschäftigungsangebote in den verschiedenen 
Regionen genutzt werden, scheint regional sehr unterschiedlich. Demgegenüber scheint der 
Anteil der Personen, die keiner oder einer Tagesstruktur außerhalb von Werkstatt, tages-
strukturierenden Angeboten, Tagesstätte oder allgemeinem Arbeitsmarkt nachgehen, über-
regional weitgehend vergleichbar. Für eine vertiefende Darstellung der Strukturen sei auf die 
Publikationen des KVJS verwiesen, beispielsweise jüngst die Berichterstattung „Leistungen 
der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII und dem SGB IX“ (KVJS 2020). 
 
Die Auswertung und Zusammenfassung der vorliegenden Daten hat einen guten Überblick 
über die Angebotsstrukturen in den jeweiligen Kreisen beziehungsweise Regionen ermög-
licht. Die hinter den leistungsrechtlichen Begrifflichkeiten auch jetzt schon vorhandene Viel-
falt konnte damit nicht in Gänze abgebildet werden. Insbesondere die Angebote mit höherem 
Unterstützungsumfang sind sehr unterschiedlich ausgestaltet. So reichen sie etwa von Zwei-
er-WGs in einem normalen Wohnhaus mitten im Stadtzentrum einer Kleinstadt bis hin zu 
größeren Wohngruppen in einem Wohnheim auf dem Gelände einer Fachklinik am Rande 
der Stadt. Natürlich erscheint dies einerseits hinfällig vor dem Hintergrund der Einführung 
des neuen Leistungsrechts, in dem die Assistenzleistung selbst im Zentrum steht und künftig 
alle Personen Mieter und nicht mehr „Bewohner“ sind. Andererseits charakterisieren diese 
differenziellen Strukturen des Wohnens in hohem Maße das Leistungsgeschehen, stellen 
Herausforderungen für die Planung und Steuerung des Angebots dar, prägen die Arbeits-
strukturen der Beschäftigten bei den Leistungserbringern und sind zentraler Bestandteil der 
Lebenswelt und des Erlebens der Leistungsberechtigten, wie in den folgenden Teilen dieses 
Forschungsprojekts noch zu zeigen sein wird. 
  



 

22 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

4. Teilprojekt 2: Experteninterviews 
„Was wirkt beim unterstützten Wohnen?“ 
 
4.1 Zielsetzung 
 
Teilprojekt 2 hat zum Ziel, die Erfahrungen von Expertinnen und Experten zu sammeln und 
zu systematisieren, welche Strukturen und Prozesse sowie Rahmenbedingungen beim un-
terstützten Wohnen wirksam sind, um Menschen mit seelischer Behinderung hinsichtlich 
Selbständigkeit und Teilhabe zu fördern. Aus einem multiperspektivischen Blick auf das Un-
terstützungssystem und auf die Prozesse innerhalb des unterstützten Wohnens sollten am 
Ende hilfreiche Faktoren identifiziert und zusammengestellt, aber auch Problemzonen und 
Aufgabenstellungen im Unterstützungssystem beschrieben werden. 

 
 
4.2 Vorgehen und Methodik 
 
4.2.1 Überblick über die allgemeine Strategie 
 
Das Teilprojekt basiert auf den Erfahrungen von Personen an den drei zentralen Stellen des 
Unterstützungssystems – Leistungsträger, Leistungserbringer und Leistungsberechtigte. Um 
diese Erfahrungen zu sammeln, wurde die Methode leitfadengestützter Interviews gewählt, 
wobei der Interviewleitfaden in erster Linie als eine Art Checkliste zugunsten der Vollständig-
keit angesprochener Aspekte diente. Grundsätzlich war es das Anliegen, die Gespräche so 
offen und frei wie möglich zu führen, um jene Themen zu erfassen, die die Gesprächspartne-
rinnen und -partner selbst im Zusammenhang mit dem unterstützten Wohnen als relevant 
erachteten.  
 
Die Interviews wurden aufgezeichnet. Das Material wurde wörtlich transkribiert. Das transkri-
bierte Textmaterial wurde mit der Methode einer zusammenfassenden qualitativen Inhalts-
analyse (Mayring 2003) ausgewertet. Vor allem in den ersten Schritten wurde dabei streng 
induktiv vorgegangen, also das Analyseschema aus den Texten selbst heraus entwickelt. Es 
galt das Prinzip der Offenheit, um nicht vorschnell potenziell relevante Aspekte zu überse-
hen. Am Ende immer weiter zusammenfassender Schritte stand ein Ordnungssystem, das 
Prozesse und Strukturen auf verschiedenen Ebenen des unterstützten Wohnens umfasste 
und hilfreiche Faktoren, aber auch Problemzonen und Aufgabenstellungen im Unterstüt-
zungssystem beschreibt. 
 
4.2.2 Interviews und Transkripte 
 
Als erster Schritt wurde ein Interviewleitfaden entwickelt (vgl. Auszug im Anhang). Im Mittel-
punkt stand die Frage, welche Struktur- und Prozessmerkmale des unterstützten Wohnens 
aus der eigenen Wohnerfahrung beziehungsweise der beruflichen Praxis heraus für hilfreich 
gehalten werden, um Teilhabe und Selbständigkeit zu unterstützen. Dabei wurden auch insti-
tutionelle, ökonomische und soziokulturelle Rahmenbedingungen mit einbezogen. Der Inter-
viewleitfaden wurde im Sinne einer Checkliste eingesetzt, um auch Anregung zu geben, über 
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interessierende Aspekte zu sprechen, die von den Gesprächspartnerinnen und -partnern 
nicht selbst benannt wurden. Der Interviewleitfaden beschränkte sich dabei auf das Themati-
sieren bestimmter Ebenen und Kontexte der Leistungserbringung, zum Beispiel Erfahrungen 
mit dem Prozedere der Unterstützungsgewährung, Erfahrungen mit der Unterstützung selbst, 
Kontextbedingungen. Generell ging es darum, das Gespräch möglichst offen zu gestalten. 
Es sollten die Themen erfasst werden, die den Befragten im Kontext des unterstützten Woh-
nens als wichtig erschienen. Die Interviews konnten im Zweiergespräch, aber auch in Klein-
gruppen durchgeführt werden. Vor Beginn der Interviews wurden die Teilnehmenden aus-
führlich über Ziel und Vorgehen der Studie und über die Verwendung der Ergebnisse aufge-
klärt (vgl. Auszüge aus den Studieninformationen im Anhang). Nach schriftlich erteilter infor-
mierter Einwilligung in die Studie konnte mit den Interviews begonnen werden. Die Inter-
viewdauer war mit 20 bis 30 Minuten angesetzt. Aufgrund des offenen Vorgehens dauerten 
die Gespräche faktisch meist etwa 30 bis 40 Minuten, in Einzelfällen auch bis zu einer Stun-
de.  
 
Die Interviews wurden mittels eines Diktiergerätes aufgezeichnet. Die Aufzeichnungen wur-
den unter Verwendung der kostenfreien Software easytranscript (softpedia.com) transkri-
biert. Da es um die reinen Textinhalte der Gespräche ging, wurde nur eine einfache Tran-
skription (z. B. keine wörtliche Übernahme von Dialekt, keine Tonhöhenvariationen oder 
Pausen) vorgenommen. Zum Schutz der Anonymität der Interviewpartnerinnen und -partner 
beziehungsweise erwähnter dritter Personen oder Institutionen wurde darauf geachtet, sämt-
liche Textstellen zu entfernen, aus denen möglicherweise auf die Identität der Befragten ge-
schlossen werden konnte. Eigennamen oder Ortsangaben wurden pseudonymisiert. Nach 
erfolgter Transkription wurde die Aufnahme gelöscht. 
 
4.2.3 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
 
Potenziell geeignete Expertinnen und Experten für die Interviews waren Menschen mit Be-
rufserfahrung auf dem Gebiet des unterstützten Wohnens und Menschen mit längerer eige-
ner Erfahrung hinsichtlich des Lebens in unterstützten Wohnformen. Die Interviewpartnerin-
nen und -partner wurden nach dem Gesichtspunkt gesucht, ein möglichst breites Spektrum 
an Erfahrungen abzubilden. Es sollten Personen möglichst aus allen vier Stadt- und Land-
kreisen und aus allen drei Expertengruppen einbezogen werden. Angestrebt waren je Per-
spektive (Leistungsträger, Leistungserbringer, Leistungsberechtigte) ca. 15 bis 20 Personen. 
Zugunsten der Vielfalt konnte dies jedoch entsprechend der Gegebenheiten variiert werden. 
Die Klientinnen und Klienten und die Mitarbeitenden in unterstützten Wohnformen sollten 
unterschiedliche Formen des unterstützten Wohnens repräsentieren. Es sollten also Erfah-
rungen sowohl aus Heimkontexten als auch aus ambulant betreuten Wohnformen in der 
Studie vertreten sein. Die Mitarbeitenden in den Stadt- und Landkreisen waren verschiede-
nen Funktionen innerhalb der Eingliederungshilfe zuzuordnen. Diese konnten vom Fallma-
nagement bis zur Sozialplanung reichen. 
 
Zu den im Rahmen von Teilprojekt 2 ausgewählten Interviewpartnerinnen und -partnern kam 
ein weiterer Personenkreis hinzu. Im Rahmen von Teilprojekt 3, der Kohortenstudie mit Neu-
fällen und Wohnformwechslerinnen und -wechslern (vgl. Kapitel 6) wurden Interviews mit 
denjenigen Personen geführt, die im Laufe des Studienzeitraums gänzlich aus der Wohnun-
terstützung ausgestiegen oder in eine weniger intensiv unterstützte Wohnform gewechselt 
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waren („Aussteiger“). Sie wurden nach ihren Erfahrungen mit der zurückliegenden Wohnun-
terstützung befragt, um ihre Motive für die Veränderung zu erfassen. Aufgrund ihrer gedank-
lichen Auseinandersetzung mit der erhaltenen Unterstützung und der hierdurch möglicher-
weise in Gang gekommenen Veränderung versprachen die Gespräche mit ihnen, eine weite-
re Perspektive der Leistungsberechtigten kennenzulernen und den Fokus auf das Thema zu 
erweitern. Daher wurde beschlossen, auch diese Aussteiger-Interviews zugunsten einer brei-
ten Aussagekraft in den Textcorpus für die qualitative Analyse von Teilprojekt 2 mitaufzu-
nehmen. Die Erfahrungen und der Verlauf hatten unmittelbar mit der Frage nach förderlichen 
Struktur- und Prozessmerkmalen zu tun – nunmehr aus der Perspektive der Personen, die 
auf diese Unterstützung verzichten konnten oder sie weniger in Anspruch nahmen. 
 
4.2.4 Rekrutierungsprozedere 
 
Die Interviewpartnerinnen und -partner wurden auf unterschiedlichen Wegen gefunden: Die 
Mitarbeitenden auf der Seite der Leistungserbringer und der Leistungsträger wurden teilwei-
se direkt von den Forschenden angesprochen, teilweise wurden sie den Interviewenden über 
ihre Vorgesetzten vermittelt. Die Angefragten beziehungsweise ihre Vorgesetzten wurden in 
einem ausführlichen Schreiben, gelegentlich auch mündlich über das Projekt und das Anlie-
gen an sie informiert. Die Expertinnen und Experten aus eigener Wohnerfahrung wurden 
zum Teil nach dem Schneeballprinzip gefunden („jemand, der jemanden kennt, der…“), zum 
Teil wurde der Kontakt durch betreuendes Personal beziehungsweise versorgende Ärztinnen 
und Ärzte vermittelt. Darüber hinaus erfolgte die Rekrutierung auch über Foren wie das Psy-
chose-Seminar, über Selbsthilfegruppen und über Interessensvertretungen von Menschen 
mit psychischen Erkrankungen. 
 
Für die zusätzlich in die Analyse mit aufgenommenen Interviews mit Aussteigern, die im 
Rahmen von Teilprojekt 3 entstanden, wurden die in Frage kommenden Personen von den 
Studienmitarbeitenden direkt auf eine Teilnahme angesprochen. 
 
4.2.5 Auswertungsstrategie 
 
Das schriftliche Material wurde einer zusammenfassenden qualitativen Inhaltsanalyse unter-
zogen. Ziel war es, die Interviews auf ihre wesentlichen Bestandteile zu reduzieren, um zu den 
Kernaussagen zu gelangen, in einer Weise, dass die wesentlichen Inhalte erhalten blieben 
(Mayring 2003). Zum Erschließen der Texte und zur Bildung des Kategoriensystems wurde 
ein induktives Vorgehen gewählt. Die Forschenden entwickelten die Kategorien mittels Ex-
traktion, Paraphrasierung, Codebildung und fortschreitenden Abstraktionsschritten aus dem 
Material heraus, ohne ein vorgefertigtes Analyseschema auf die Texte anzulegen. Das Vor-
gehen ist in Abbildung 1 schematisch dargestellt. Zur Unterstützung der qualitativen Auswer-
tung wurde die Software MAXQDA 18.2 (VERBI GmbH) verwendet.  
 
Als relevante Textstellen wurden solche Textabschnitte definiert, in denen über folgende 
Inhalte gesprochen wird: 
 
• Beschreibung von förderlichen (ggf. auch nicht förderlichen) Aspekten des Lebens in ei-

ner unterstützten Wohnform 
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• Beschreibung von förderlichen (ggf. auch nicht förderlichen) Prozessen und Abläufen im 
Umfeld der Wohnunterstützung 

• Beschreibung und Thematisierung von Kontextfaktoren und allgemeineren Umständen, 
die die Teilhabe und Selbstbestimmung von Klientinnen und Klienten in unterstützten 
Wohnformen begünstigen beziehungsweise behindern 

 
Die Textstellen umfassten mindestens einen vollständigen Satz. Sie konnten aber auch über 
mehrere Absätze reichen. Die Textstelle endete dort, wo ein neuer Sinnzusammenhang an-
gesprochen wurde. 
 
Die extrahierten Textstellen wurden paraphrasiert, das heißt in knappen Sätzen wurde der 
Inhalt der Textstelle zusammengefasst.  
 
Abbildung 1: Ablaufschema der Inhaltsanalyse 

 

 
 
 
Aus den so erhaltenen Paraphrasen wurden zunächst offene Codes gebildet, das heißt es 
wurden generalisierende Überschriften für die in der Paraphrase enthaltenen Aspekte ge-
schaffen und diese der Textstelle zugewiesen. In den Textstellen waren oft mehrere Aspekte 
gleichzeitig enthalten. Daher konnte ein- und dieselbe Textstelle mehrere verschiedene 
Codes repräsentieren. Während der Auswertung wurden kontinuierlich sogenannte Memos 

MA1  
Texte A-M 

MA2  
Texte A-M MA2  

Texte N-Z 

MA1  
Texte N-Z 
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erstellt, um Gedanken oder Zuordnungsvorschriften zu Codes für die weitere Analyse fest-
zuhalten. 
 
In Abbildung 2 ist beispielhaft dargestellt, wie die Forschenden ausgehend von der Para-
phrase (eigene Umschreibung des Inhalts) des Originaltextes zu den ersten (vorläufigen) 
Codes kamen.  
 
Abbildung 2: Beispiel für die ersten Analyseschritte der qualitativen Auswertung 

 
 

Memo: 
Die Beziehung zwischen Bezugsperson und Klient ist offen-
bar so tragfähig und vertrauensvoll, dass zwischen Klient 
und Betreuer ein Einverständnis herrscht hinsichtlich des 
Vorgehens.   

Paraphrase:  
Betreuer ermuntert 
den Klienten zum 
selbständigen Erledi-
gen von Alltagsanfor-
derungen und fordert 
dies auch ein, indem 
er nicht stellvertre-
tend Aufgaben über-
nimmt. Er gibt zu 
verstehen, dass er es 
dem Klienten zutraut. 
Klient befürwortet 
das Vorgehen. 

Vorläufiger Code 1: Ermunterung zu selbständiger Alltagsbewältigung  

Vorläufiger Code 3: Vermittlung von Zutrauen in die Fähigkeiten des Klienten  

Vorläufiger Code 2: Keine Übernahme von für Klient bewältigbaren Aufgaben  

Originaltext: 

"Und er ist halt einmal in der Woche gekommen und 
dann haben wir halt irgendwie so einen Wochenrück-
blick gemacht, wie ist es gelaufen, wie war's, bei der 
Arbeit, wie war es privat und so. Genau. Und eigentlich 
– der hat mich immer, also der, wo das gemacht hat, die 
Wohnung, hat mich immer gefördert irgendwie, dass ich 
alles selber mache. Also er hat gesagt, das können Sie 
selber machen, rufen Sie selber da an, füllen Sie selber 
den Bogen aus. Und so. Der hat also voll auf Selbstän-
digkeit das mit mir trainiert, dass ich alles selber ma-
chen kann und so halt. Ich habe schon von anderen 
gehört, dass sie irgendwie alles abgeben oder es zu-
sammen machen und so. Das hat aber der, den ich ge-
habt hab, der wollte das immer nicht. Der wollte, dass 
ich das selber mache. Genau. Und das fand ich eigent-
lich ganz gut irgendwie." (Max, Klient im ABW)  
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In einem weiteren Schritt wurden die Codes überprüft, sortiert und zusammenfassenden 
Überbegriffen (Kategorien) zugordnet. Auch wenn die Texte aus unterschiedlichen Perspek-
tiven und Regionen stammten, wurde das Material zugunsten einer größtmöglichen Offenheit 
zunächst als einheitlicher Textkörper analysiert. Das heißt, zur Generierung des Kategorien-
systems wurde nicht nach Region oder Perspektive der Befragten unterschieden, so dass 
alle Aussagen in ein und demselben Kategoriensystem Platz fanden. Nach dem ersten Co-
dierdurchgang, der in gemeinschaftlicher Arbeit durch zwei Mitarbeitende des For-
schungsteams erfolgte, wurde das Kategoriensystem gemeinsam gesichtet und überarbeitet. 
Dabei wechselten sich induktive und deduktive Schritte ab, zumal durch die Beschäftigung 
mit den Texten immer mehr Wissen generiert wurde, das in die Zuordnung einfließen konnte. 
Das System wurde in eine logische Struktur gebracht, die Codes wurden weiter abstrahiert 
und zusammengefasst und falls nötig neu sortiert. Mit diesem nunmehr neu strukturierten 
Kategoriensystem wurden die Texte erneut untersucht. Der Schritt diente der Überprüfung 
der Struktur und Konsistenz des neu geschaffenen Kategoriensystems. Dabei wurden an-
hand des Textmaterials Codes überprüft, gestrichen und falls nötig auch ergänzt. 
 
Als Ergebnis dieser Prozesse sollte am Ende eine Zusammenstellung von Merkmalen und 
Aspekten der Unterstützung selbst und der förderlichen Rahmenbedingungen für eine gelin-
gende Unterstützung im Sinne der Ziele der Eingliederungshilfe stehen. Dabei ging es nicht 
um ein Herausarbeiten der Unterschiedlichkeit der Perspektiven, sondern darum, aus mög-
lichst vielfältigen Erfahrungen und Einschätzungen konkrete Hinweise zu gewinnen, wie das 
Unterstützungssystem zu gestalten ist und welche Faktoren relevant sind, damit die Ziele der 
Eingliederungshilfe wirksam werden können. 
 
Zur Gewährleistung einer intersubjektiven Gültigkeit der Ergebnisse wurde die qualitative 
Inhaltsanalyse konsequent in enger Zusammenarbeit von zwei Mitarbeitenden des For-
schungsprojekts durchgeführt. Alle Schritte wurden miteinander abgestimmt. Jeweils die 
Hälfte der Texte wurde von den beiden Mitarbeitenden paraphrasiert und codiert. Die ge-
schaffenen Codes wurden in Telefonkonferenzen stets gemeinsam besprochen und nach 
dem Konsensprinzip in das System aufgenommen und eingeordnet. In gleicher Weise wur-
den das vorläufige und das endgültige Kategoriensystem erstellt. 
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4.3 Ergebnisse 
 
4.3.1 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
 
Tabelle 4 zeigt, wie sich die Interviewpartnerinnen und -partner aus den verschiedenen Be-
reichen auf die Stadt- und Landkreise verteilten.  
 
Tabelle 4: Interviewteilnehmerinnen und -teilnehmer 

Gruppen Landkreis 
Ravensburg 

Bodenseekreis Stadt Heidel-
berg 

Rhein-Neckar-
Kreis 

Gesamt 

Leistungsträger 5 (3) 4 (3) 6 (5) 3 (3) 18 (14) 

Leistungserbringer  9 (7) 3 (3) 2 (2) 9 (9) 23 (21) 

Leistungsberechtigte 7 (7) 5 (5) 2 (2) 8 (7) 22 (21) 

„Aussteiger“  
(Teilprojekt 3) 

3 (3) - 3 (3) 8 (8) 14 (14) 

Gesamt 24 (20) 12 (11) 13 (12) 28 (27) 77 (70) 

Anm.: Anzahl der interviewten Personen. In Klammern: Anzahl der geführten Interviews.  
 
Im Laufe des inhaltsanalytischen Auswertungsprozesses zeigte sich, dass in den Interviews 
zunehmend weniger neue Inhalte auftraten und sich die Kernaussagen in Variationen wie-
derholten. Dies spricht dafür, dass die Anzahl und Auswahl der Interviewpartnerinnen und     
-partner ausreichend war und in der Analyse am Ende eine Art theoretischer Sättigung er-
reicht werden konnte, wie sie auch in der Grounded Theory angestrebt wird (Glaser & 
Strauss 1967). 
 
Aus Gründen der Anonymität werden die Teilnehmerinnen und Teilnehmer im Folgenden nur 
zusammenfassend charakterisiert: 
 
Für die Gruppe der Leistungserbringer nahmen Mitarbeitende bei 11 verschiedenen Trägern 
teil, davon sechs in der Region Nord, fünf in der Region Süd. Die Mitarbeitenden waren dar-
über hinaus meist in unterschiedlichen Diensten und Teams derselben Einrichtung tätig. 23 
Personen erklärten sich zu einer Teilnahme bereit. Bei zwei Gelegenheiten wurde ein Ge-
spräch zu dritt geführt (eine Person, die das Interview führte, zwei Befragte). Insgesamt wa-
ren die Männer in der Überzahl (14 Männer vs. 9 Frauen). Die Altersspanne reichte von An-
fang 30 bis über 60 Jahren. Die Altersgruppen waren in etwa gleich verteilt. Zwei Personen 
waren über 60. Die meisten hatten Soziale Arbeit oder Sozialpädagogik studiert. Vereinzelt 
gab es auch Ausbildungen im Bereich der Krankenpflege oder Heilerziehungspflege. Nicht 
selten hatten die Beschäftigten Zusatzqualifikationen, zum Beispiel in systemischer Thera-
pie. Die Berufserfahrung reichte von drei bis 40 Jahren. Über die Hälfte der Gesprächspart-
nerinnen und -partner waren mit mindestens einem Stellenanteil in Leitungsfunktionen tätig. 
Zusätzlich übten manche koordinierende oder übergeordnete Tätigkeiten aus oder waren 
auch in der Öffentlichkeitsarbeit aktiv. Erfahrungen mit stationären und ambulanten Wohn-
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formen waren annähernd gleich verteilt, auch aus dem Bereich des betreuten Wohnens in 
Gastfamilien gab es Interviewpartnerinnen und -partner. Oft brachte es die Leitungsposition 
mit sich, gleichermaßen in ambulanten und stationären Settings aktiv zu sein.  
 
In der Gruppe der Mitarbeitenden bei den Leistungsträgern nahmen insgesamt 18 Personen 
teil. Es fanden zwei Gespräche zu dritt statt, einmal gab es auch ein Gespräch zu viert. Die 
Altersspanne der Teilnehmenden reichte von Ende 20 bis über 60 Jahren. Der Schwerpunkt 
lag in den Altersgruppen zwischen 30 und 50 Jahren (13 Personen). Hinsichtlich der Ge-
schlechterverteilung waren Frauen in der Überzahl. Ihr Anteil betrug etwa zwei Drittel. Der 
berufliche Hintergrund war bei den meisten Personen ein Studium der Sozialen Arbeit. Ver-
treten waren aber auch Heilerziehungspflegerinnen und -pfleger oder Verwaltungsfachkräfte 
beziehungsweise Sozialwirte. Die Mehrheit der Interviewten arbeitete im Fallmanagement 
der Eingliederungshilfe oder in vergleichbaren Positionen. Außerdem nahmen mehrere Per-
sonen aus der Sozialplanung und Verwaltung teil. Einige hatten Leitungsfunktionen inne. Die 
Berufserfahrung beim Leistungsträger reichte von fünf bis über dreißig Jahre. In nicht weni-
gen Fällen brachten die Befragten vor ihrer Tätigkeit beim Leistungsträger mehrjährige Be-
rufserfahrung bei Leistungserbringern mit, auch im Bereich des unterstützten Wohnens. 
 
Die Gruppe der Leistungsberechtigten bestand aus 12 Männern und 10 Frauen im Alter von 
Anfang 30 bis Ende 50. Etwa die Hälfte war zwischen 40 und 50 Jahre alt. Bis auf ein Ge-
spräch zu dritt wurden alle Personen in Einzelinterviews befragt. Mit wenigen Ausnahmen 
verfügten sie über langjährige Erfahrungen in unterstützten Wohnformen, oft über Jahrzehn-
te. Ein Drittel der Personen hatte ausschließlich Erfahrungen mit ambulant betreutem Woh-
nen. Ein Viertel hatte Erfahrungen mit ambulant betreutem Wohnen und stationären Wohn-
formen. Die anderen Interviewten hatten im Laufe der Jahre verschiedene Varianten des 
stationären Wohnens kennengelernt. Drei Personen erhielten zum Zeitpunkt des Interviews 
keine Leistungen der Eingliederungshilfe mehr. Sie wurden durch den Sozialpsychiatrischen 
Dienst (SpDi) und psychotherapeutisch versorgt beziehungsweise verzichteten gänzlich auf 
Unterstützung.  
 
Die Gruppe der 14 als Aussteiger bezeichneten Personen setzte sich zusammen aus sechs 
Männern (bis auf einen Mann fast alle im Alter von Anfang 20 bis Mitte 30) und acht Frauen 
(Altersspanne von Anfang 20 bis 65 Jahre). Bis auf zwei Personen waren sie zuletzt in am-
bulant betreuten Wohnformen. Den Aussteigern wurde entsprechend der Auswahlkriterien 
für diese Zusatzinterviews in Teilprojekt 3 auch eine Person zugerechnet, die nicht aus der 
Eingliederungshilfe ausstieg, sondern bei der die Intensität der Unterstützung des betreuten 
Wohnens verringert wurde. 
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4.3.2 Ergebnisse der Inhaltsanalyse 
 
Allgemeines 
 
Ziel dieser Analyse war es, aus den Gesprächsinhalten und dem entstandenen Textcorpus 
ein möglichst umfassendes Bild des Versorgungsgeschehens, seiner Strukturen und Pro-
zesse zu gewinnen, um die Kernelemente einer gelungenen Unterstützung herauszudestillie-
ren. Bereits während der Interviews, spätestens aber beim Sichten des über 600 Druckseiten 
starken Textmaterials zeichnete sich ab, dass es neben den eigentlichen Strukturen und 
Prozessen in den Wohnangeboten die Rahmenbedingungen der Unterstützungsleistung 
sind, die einen bedeutenden Stellenwert für das Gelingen der Stärkung von Teilhabe haben. 
Den Gesprächspartnerinnen und -partnern aus allen Perspektiven schien es immer auch 
wichtig, über den Kontext zu sprechen, in dem sich die Unterstützung vollzog. Zum Beispiel 
wurde regelmäßig die Knappheit von Wohnraum zum Thema. Sie wurde aus allen Perspek-
tiven als ein Faktor erlebt, der die Handlungsspielräume der interviewten Akteure massiv 
einschränkte und sich auf ihren Alltag auswirkte. Gerade aufgrund ihrer hohen Relevanz für 
die Interviewpartnerinnen und -partner wurden solche Rahmenbedingungen in die Auswer-
tung mit einbezogen. 
 
Zur Strukturierung der Inhalte erwies es sich als sinnvoll, verschiedene Ebenen der Unter-
stützung zu bestimmen und die Inhalte dann den Ebenen zuzuordnen, auf die sie sich primär 
bezogen beziehungsweise mit denen sie verknüpft waren. Abbildung 3 demonstriert dies in 
einem vereinfachten Modell. Der Rahmen, in dem sich die Unterstützung vollzieht, ist die 
Gesellschaft, in der die leistungsberechtigten Individuen leben und in der sie auf ein Unter-
stützungssystem treffen. Zu diesem System zählen nicht nur Leistungsträger und Leistungs-
erbringer als Akteure der Eingliederungshilfe im engeren Sinn. Es enthält eine ganze Reihe 
politischer und finanzieller Rahmenbedingungen, die die Unterstützungsleistung mit beein-
flussen und prägen, wie zum Beispiel die Sozialgesetzgebung oder die Psychiatrieplanung in 
der Region. Natürlich fanden sich auch Aspekte, die sich übergreifend auf verschiedene 
Ebenen beziehen oder an Schnittstellen angesiedelt sind. Sie wurden den Bereichen zuge-
ordnet, die sie am ehesten betrafen. 
 
Zur Darstellung der Inhalte werden die Aufgaben- und Problemfelder skizziert, die aus den 
Interviews hervorgingen. Im Anschluss daran folgt eine Aufstellung (potenziell) förderlicher 
Strukturen und Maßnahmen, die teilweise direkt benannt wurden, teilweise auch aus den 
Äußerungen abgeleitet werden können.  
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Abbildung 3: Strukturierungsebenen der Analyse 

 

 
 
 
 
 
 
Ebene der Gesellschaft 
 
Auf der Ebene der Gesellschaft zeichneten sich zwei Hauptthemen ab, die die Unterstützung 
und Förderung von Teilhabe entscheidend prägen: „Inklusive Gesellschaft“ sowie „Vorurteile 
und Stigma“. 
 
Inklusive Gesellschaft 
Unter der Überschrift „Inklusive Gesellschaft“ sammeln sich Aussagen, in denen es um eine 
Zustandsbeschreibung der Gesellschaft ging. Lässt sie Inklusion und Teilhabe von Men-
schen mit seelischen Behinderungen überhaupt zu? Wie trägt sie dazu bei, dass Teilhabe 
verhindert wird? Welche Handlungsoptionen gibt es? In 18 Texten traten Aussagen dazu auf. 
 
Eine inklusive Gesellschaft, in der alle Menschen, auch solche mit Teilhabeeinschränkungen, 
gleichberechtigt ihren Platz finden, wird als wünschenswert charakterisiert. Stattdessen gebe 
es eine starke Diskrepanz zwischen Anspruch und Wirklichkeit. Politische Ideale, Inklusion 
und Teilhabe für möglichst alle Menschen zu verwirklichen, kollidierten dabei mit den Funkti-
onsweisen der Gesellschaft und mit den Bedürfnissen der nicht von psychischer Erkrankung 
betroffenen Bevölkerung. Die Inklusionsbereitschaft der Bevölkerung sei begrenzt, was zum 
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Beispiel bei Außenwohngruppen oder WGs in „normalen“ Wohnvierteln zum Problem werden 
könne.  
 
Es herrsche ein hoher Konformitätsdruck, dem viele Menschen mit Beeinträchtigung oft nicht 
standhalten könnten. In der normalen Arbeitswelt mit hoher Schlagzahl und der Erwartungs-
haltung, dass alle an ihrem Platz möglichst reibungslos funktionierten, fielen Menschen mit 
geringerer oder fluktuierender psychischer Belastbarkeit und hohem Ausfallrisiko besonders 
auf und eine Integration sei erschwert.  
 
Generell werde nicht-konformes, abweichendes Verhalten sanktioniert oder seitens des Un-
terstützungssystems teilweise auch aktiv unterbunden, unter anderem mit dem Argument 
des Schutzes vor sich selbst oder vor drohender gesellschaftlicher Ausgrenzung. Viele Be-
troffene lebten oder wählten aktiv ein gesellschaftliches „Insel-Dasein“ unter ihresgleichen, 
wo sie sich eben nicht unter Druck fühlten, sich zu verbiegen, das aber im Grunde aufgebro-
chen werden sollte. Dafür gebe es immer noch zu wenig inklusive Angebote, etwa von Ver-
einen. Allerdings sei an manchen Stellen zu hinterfragen, um welchen Preis die Inklusion 
anzustreben sei. Zum Beispiel sei bei Menschen mit Suchtproblemen das Bestreben nach 
Anbindung an Vereine fraglich, wenn dort Alkoholkonsum zur Vereinsnorm zähle. 
 
Es gebe zwar durchaus Verständnis oder Nachsicht in der Bevölkerung für Menschen mit 
psychischen Problemen, zum Beispiel an inklusiven Arbeitsplätzen. Dafür benötige man aber 
wieder das Label „psychisch krank“, was stigmatisierend sei und womit wiederum Verhalten-
serwartungen im Sinne einer Zuschreibung der „Krankenrolle“ verbunden seien.  
 
Vorurteile und Stigma 
Der Punkt Vorurteile und Stigma betrifft Aussagen, in denen es um aktive Ablehnung und 
Ausgrenzung geht, um das Bedürfnis nach sozialer Distanz und Vorverurteilung, um Stigma-
tisierung und die Gründe dafür. In insgesamt 17 Interviews wurde dies von Vertreterinnen 
und Vertretern aller Perspektiven angesprochen. 
 
Einig war man sich darin, dass es immer noch ein eklatantes Fehlwissen über psychische 
Erkrankungen in der Bevölkerung gebe. Dies erzeuge Berührungsängste und Vorurteile so-
wie aktive Ausgrenzung. Es flossen zahlreiche Beispiele und Beschreibungen in die Texte 
ein. Ursachen werden unter anderem bei einer wenig problembewussten Presseberichter-
stattung gesehen, die Vorurteile in der Bevölkerung schüre und zum Bedürfnis nach sozialer 
Distanz beitrage. 
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Gesellschaft – Was ist förderlich? Was wirkt? 

 
• Die Inklusionsbereitschaft von gesellschaftlicher Seite ist aus verschiedenen Gründen 

immer noch unzureichend. Dies erschwert die Bemühungen um eine Förderung von 
Teilhabe bei Menschen mit Teilhabeeinschränkungen.  

• Dies bedeutet, an allen Stellen in der Öffentlichkeit dafür einzutreten, dass Betroffene 
nicht aufgrund ihrer Diagnose oder aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Einrichtung stigmatisiert und ausgegrenzt werden.  

• Politisches Engagement seitens aller Beteiligten, insbesondere der Leistungserbringer 
ist hilfreich, ebenso Engagement zur Vernetzung und Verankerung von Einrichtungen 
in der Gemeinde, um Sichtbarkeit und Begegnungsmöglichkeiten zu schaffen. 

• Was dabei wirkt, ist eine Begegnung der Bevölkerung mit Betroffenen, die Ängste und 
Vorurteile abbaut. Die Begegnungssituationen könnten aber auch dazu führen, Vorur-
teile zu bestätigen und zu Stigmatisierung beitragen (z. B. bei Ausflügen in der Grup-
pe). Es ist wichtig, diese Situationen in einer Weise zu gestalten, die sich dieses 
Spannungsfelds bewusst ist.  

• Mitarbeitende im unterstützten Wohnen sind in einer wichtigen Vermittlerrolle: Durch 
einen guten Austausch mit dem Wohnumfeld können sie zu mehr Wissen und Ent-
stigmatisierung beizutragen.  

• Ein reflektierter Umgang mit Labeln in der Öffentlichkeit (z. B. „Inklusionscafé“, 
„Wohngruppe für psychisch kranke Menschen“) ist aufgrund von damit ausgelösten 
Verhaltenserwartungen und ihres Stigmatisierungspotenzials wichtig. Wann ist es 
sinnvoll offenzulegen, dass die anzutreffenden Personen vermutlich eine psychiatri-
sche Diagnose haben, wann ist dies entbehrlich?  

• Es besteht die Gefahr, dass sich Menschen mit seelischer Behinderung nur wohl und 
sicher fühlen können, wenn sie sich auf ihrer „Insel“ bewegen. Im praktischen Handeln 
im Alltag Inklusion ernst zu nehmen, bedeutet aber auch, gesellschaftlichem Wandel 
eine Chance zu geben. Dies impliziert, sich den offenen oder unausgesprochenen 
Forderungen nach Konformität an manchen Stellen eben nicht zu beugen (z. B. den 
Betroffenen den Rücken zu stärken) und Anders-Sein selbstbewusst zu vertreten, wie 
dies schon durch Betroffenenverbände geschieht.  
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Ebene des Unterstützungssystems 
 
Auf der Ebene des Unterstützungssystems finden sich einerseits Aussagen zu konkreten 
Unterstützungsangeboten und Diensten für Menschen mit Teilhabebeeinträchtigungen. An-
dererseits wurden hier Aussagen zu grundlegenden Konzepten und Paradigmen der Unter-
stützung zugeordnet. Sie gliedern sich wie folgt: 
 
• Grundideen 
• Unterstützungslandschaft 
• Übergänge zwischen den Unterstützungsformen 
• Kooperation der Akteure im Unterstützungssystem 
• Rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen der Eingliederungshilfe 
 
Grundideen 
Unter dieser Überschrift wurden Aussagen gesammelt, in denen grundlegende Ideen und 
Konzepte zur Unterstützung in insgesamt 60 Texten geäußert wurden. Konkret ging es um 
das Prinzip der Normalität, Personenzentrierung der Unterstützung und ihre Hürden (v. a. 
Institutionszentrierung) und um die Wirkung von Unterstützung generell. 
 
Ein Leben in „Normalität“ wird von den Befragten für sehr wichtig gehalten. Normalität be-
zieht sich dabei auf alle möglichen Aspekte des Lebens – unter anderem auf die Wohnform 
(z. B. Wohnen in einem Mehrfamilienhaus statt im Heim), die Wohnumgebung (z. B. Wohnen 
mitten in der Stadt statt auf dem Gelände einer Klinik), Alltagsgestaltung (z. B. selbst kochen 
statt Zentralversorgung) und Sozialkontakte (z. B. Kontakte auch mit Menschen außerhalb 
der „Psychiatriegemeinde“). 
 
In fast der Hälfte der Texte wurde thematisiert, dass es wichtig sei, die Unterstützung am 
subjektiven Bedürfnis der Person zu orientieren, also daran, was die Person selbst sich 
wünscht und für richtig hält. Dies betrifft den Zeitpunkt, den Umfang sowie die Art und Weise 
der Unterstützung. Auch wenn dies nicht immer möglich ist, beschreiben es die Betroffenen 
als hilfreich, wenn ein offener Austausch über die Bedürfnisse und die Möglichkeit ihrer Erfül-
lung stattfindet. 
 
Gelegentlich ging ihnen die Unterstützung auch an den Bedürfnissen vorbei, zum Beispiel 
Gespräche mit Bezugspersonen, die Betroffene nicht wollten, während sie keine Unterstüt-
zung beim Formulieren von Bewerbungsschreiben erhielten. Manche fühlten sich in ihren 
Anliegen „mit Ausreden“ hingehalten. Manche klagten, der Wunsch nach einer weiblichen 
Bezugsperson sei nicht realisiert worden oder es sei auf eine gesetzliche Betreuung hinge-
arbeitet worden, ohne dass die betreffende Person die Notwendigkeit dafür sah. Die Betref-
fenden empfanden dies als enttäuschend, kränkend, zum Teil übergriffig, und es untergrub 
ihr Vertrauen in die Personen, die so handelten. 
 
Die Unterstützung sollte am individuellen Bedarf und an der individuellen Lebenssituation 
orientiert werden, also daran, was die Person in ihrer Individualität braucht. Dieser Punkt 
wurde in fast allen Interviews thematisiert. Es geht dabei um die Abstimmung und Passung 
der individuellen Ziele der Unterstützung und der Inhalte und Form der geleisteten Unterstüt-
zung. Essenzielle Voraussetzung dafür, die „richtige“ Unterstützung zu leisten, ist die Ermitt-
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lung des Bedarfs und der persönlichen Ziele der unterstützten Person. Für die Betroffenen 
war die Übereinstimmung ihrer Ziele mit der erlebten Unterstützung ein zentraler Punkt. In 
der Gruppe der Aussteiger war der meist genannte Ausstiegsgrund, dass sie sich in ihrem 
Bedarf nicht unterstützt oder sogar blockiert sahen – zum Beispiel beim Wiedereinstieg in die 
Berufstätigkeit. 
 
Generell nahmen Befragte aus allen Perspektiven das Unterstützungssystem noch als zu 
wenig personen-, dafür aber zu sehr institutionenzentriert wahr: Es richte sich zu wenig nach 
dem individuellen Bedarf der Person und zu sehr danach, welche Unterstützungsangebote 
bereits bestehen und verfügbar seien. Es herrsche oft immer noch ein „Denken in Maßnah-
men“ bei Leistungsträgern und Leistungserbringern vor, mit festen Leistungspaketen und 
vorgefertigten Verläufen und wenig Flexibilität hinsichtlich individueller Bedarfe. 
 
Das Finanzierungssystem und das Erfordernis wirtschaftlich zu arbeiten begünstigten es, 
dass manche Leistungserbringer dazu tendierten, stets zuerst hausintern freie Plätze, auch 
in anderen Leistungsangeboten als dem Wohnen, zu belegen, anstatt für die betreffende 
Person das gesamte Spektrum verfügbarer Unterstützungsmöglichkeiten, auch außerhalb 
der Einrichtung, in Betracht zu ziehen. Aus demselben Grund mutmaßten einige Befragte, 
dass Einrichtungen dazu tendierten, Klientinnen und Klienten „zu behalten“, sobald sie ein-
mal dort angekommen sind, statt ihre Weiterentwicklung und ihren Wiederausstieg zu för-
dern. Als Konsequenz, nicht die Unterstützung zu erhalten, die die Personen eigentlich 
bräuchten, werde individuelles Leiden unnötig verlängert, blieben manche Betroffene länger 
als möglicherweise nötig auf Unterstützung angewiesen oder beendeten sie die Unterstüt-
zung vorzeitig, obwohl tatsächlich noch Bedarf bestünde.  
 
Was die direkte Wirkung der geleisteten Unterstützung auf die Verbesserung von Selbstän-
digkeit und Teilhabe bei den Betroffenen anbelangt, war es manchen der befragten Mitarbei-
tenden bei Leistungserbringern und Leistungsträgern wichtig zu betonen, dass zu einem 
günstigen Verlauf viele nicht unmittelbar beeinflussbare Faktoren beitrügen (z. B. Persön-
lichkeit der Betroffenen, Vorgeschichte, klinischer Verlauf, soziales Umfeld). Es wurde auch 
davor gewarnt, einen weniger günstigen Verlauf unmittelbar auf die Maßnahmen der Unter-
stützung zu beziehen. Insbesondere solle die Leistungsgewährung nicht einseitig abhängig 
gemacht werden von den Ergebnissen einer wie auch immer gearteten Wirkungsmessung. 
 
Unterstützungslandschaft  
Unter diesem Punkt finden sich Aussagen, in denen einerseits Grundätze für eine förderliche 
Unterstützungslandschaft formuliert und andererseits konkrete Angebote benannt werden, 
die hierbei sinnvoll sind. Es geht nicht nur um unterstütztes Wohnen, sondern in erster Linie 
um die Gesamtheit der möglichen unterstützenden Maßnahmen. 
 
Grundsätzlich wird betont, dass das Angebot möglichst vielseitig sein müsse, um den indivi-
duellen Bedarfen und Interessen gut entsprechen zu können und eine personenzentrierte 
Unterstützung überhaupt erst zu ermöglichen. Dies gelte nicht nur für Angebote zum unter-
stützten Wohnen, sondern auch in Hinblick auf Tagesstruktur und Freizeit. In regionaler An-
bietervielfalt sehen manche der befragten Mitarbeitenden von Leistungsträgern einen Vorteil 
für die Ausdifferenzierung der Angebote, so dass Betroffene innerhalb der Region „sozial-
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raumnah“ versorgt werden könnten. Andererseits gebe es auch teilweise enge Kooperatio-
nen mit den benachbarten Kreisen, um das Angebot zu komplettieren. 
 
Die strikte Trennung zwischen den Bereichen Wohnen, Arbeit und Freizeit mache die Unter-
stützung nicht zwangsläufig besser. Es könne durchaus hilfreich sein, wenn die Unterstüt-
zungsangebote „aus einer Hand“ geleistet würden, um betroffenen Personen Übergänge in 
andere Unterstützungsformen zu erleichtern (z. B. von der Tagesstruktur in die Werkstatt) 
und dabei Synergieeffekte zu nutzen (z. B. Verfügbarkeit der Nachtbereitschaft im Heimbe-
reich). Die größte Hürde bei einem Wechsel sei oft der Wechsel der Bezugsperson. Es wird 
vielfach darauf hingewiesen, dass Kontinuität an dieser Stelle förderlich sei, um einen Wech-
sel gut zu begleiten.  
 
Der Prämisse von Angebotsvielfalt entspricht die Forderung nach einem Ausbau zielgrup-
penspezifischer Wohnangebote. Insbesondere genannt wurden Angebote für Menschen mit 
hohem Unterstützungsbedarf (z. B. „Systemsprenger“, „stärker chronifizierte Menschen“, „mit 
herausfordernden Verhaltensweisen“), für Menschen mit komplexen Bedarfen (z. B. seeli-
sche Behinderung und Elternschaft, zusätzliche kognitive Einschränkungen) oder spezifi-
schen Bedürfnissen („Junge Menschen“) sowie niederschwellige flächendeckende Bera-
tungs- und Begleitungsangebote mit einer Intensität zwischen SpDi und ABW. Positiv her-
vorgehoben, gerade vor der Perspektive der Inklusion, wurde von einigen das Angebot des 
Begleiteten Wohnens in Gastfamilien. 
 
Von vielen Interviewpartnerinnen und -partnern wurde die Wichtigkeit von Angeboten der 
Tagesstruktur und Beschäftigung betont. Sie flankierten und unterstützten den Erfolg von 
unterstütztem Wohnen durch ihren Beitrag zur Aufrechterhaltung und Stärkung psychischer 
Stabilität (u. a. durch die dort gepflegten Sozialkontakte, die Vermittlung von Selbstwert, An-
erkennung und Sinnhaftigkeit, durch Ablenkung, Aktivierung und Förderung von Selbstrefle-
xion hinsichtlich der eigenen Fähigkeiten). Auch hier wurde häufiger die Notwendigkeit ge-
nannt, dass die Beschäftigung zur Person und ihren individuellen Fähigkeiten und Bedürfnis-
sen passen müsse, um ihr unterstützendes Potenzial zu entfalten. 
 
Beklagt wurde von vielen ein Mangel an Vielfalt der Angebote zwischen Werkstatt, Tages-
struktur und Tagesstätte, vor allem aber an Möglichkeiten der Integration in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Gerade unter den Gesichtspunkten von Inklusion und Teilhabe seien Beschäf-
tigungsmöglichkeiten mit abgestuften Anforderungsniveaus auf dem allgemeinen Arbeits-
markt essenziell. Sie seien wichtige Motivatoren für das Wiedergewinnen von mehr Selb-
ständigkeit. Das Schaffen „künstlicher Beschäftigungswelten“ sei für viele Betroffene wichtig, 
könne aber nur die zweitbeste Lösung sein. Der Integration stehen hohe Hürden entgegen, 
darunter die oft nur geringe oder schwankende Belastbarkeit der Betroffenen, aber auch die 
hohen Anforderungen in der Arbeitswelt selbst. Wichtig sei dabei zudem ein guter Zugang zu 
Maßnahmen und Stellen, die die berufliche Rehabilitation oder den Wiedereinstieg in eine 
passende Beschäftigung fördern können (z. B. RPK-Maßnahmen).  
 
In Bezug auf flankierende Unterstützungsformen wurde neben rechtlichen Betreuern vor al-
lem die Bedeutung einer guten fachärztlichen sowie psychotherapeutischen Behandlung 
hervorgehoben. Was die ärztliche Versorgung anbelangt sei ein niederschwelliger Zugang 
zur Behandlung (u. a. durch die Nähe zu einer Klinik) günstig, außerdem eine gewisse An-
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gebotsvielfalt mit Wahlmöglichkeiten. Obwohl alle Betroffenen, die eine psychotherapeuti-
sche Fachkraft an ihrer Seite hatten, dies als stützend erlebt hatten, erscheint der Zugang zu 
Psychotherapie in manchen Fällen erschwert (z. B. wenn die medizinische Behandlung in 
einer Psychiatrischen Institutsambulanz erfolgt).  
 
Nicht zuletzt zählen zu einer förderlichen Unterstützungslandschaft die Aktivitäten der Kom-
munen selbst, in Form von inklusiven Angeboten (z. B. Tickettafel, Freiwilligenbörsen) oder 
barrierefreien öffentlichen Angeboten hinsichtlich Beschäftigung oder Freizeit. Wichtig ist, 
dass Freizeitaktivitäten mit möglichst geringem Budget nutzbar und attraktiv sind. 
 
Übergänge zwischen den Unterstützungsformen 
Viele Befragte thematisierten die Notwendigkeit, Übergänge zwischen den Unterstützungs-
formen zu erleichtern, um einem veränderten individuellen Bedarf bestmöglich zu entspre-
chen. Drei Themen tauchten in diesem Zusammenhang auf: Kriterien für hilfreiche Übergän-
ge, die Bedeutung des Übergangs in Richtung Verselbständigung für Betroffene und – als 
Voraussetzung für den Übergang – die Interaktion zwischen den Akteuren im Unterstüt-
zungssystem. 
 
Bei der Frage nach der Verselbständigung von Betroffenen spielte es eine Rolle, wie leicht 
oder schwer Übergänge zwischen Unterstützungsformen vollzogen werden können. Viele 
Interviewte forderten eine flexiblere Gestaltung dieser Übergänge, zum Beispiel indem eine 
neue Unterstützungsform erstmal ausprobiert werden könne oder indem dort anfangs – ohne 
bürokratische Hürden (Antragstellung etc.) – eine intensivere Betreuung möglich sei, die 
dann allmählich reduziert werde. Als hilfreich erwies sich in den Augen der Interviewten ein 
eng abgestuftes Unterstützungssystem mit personeller Kontinuität und einer guten Vorberei-
tung und Begleitung von Wechseln. 
 
Es wurde von allen Seiten betont, dass Veränderungen für die Betroffenen Stress bedeuten 
und mit Ängsten verbunden sind, was ihre Stabilität gefährden könne. Dies ließe sich mil-
dern, indem man darauf achte, dass die Veränderungen nicht abrupt erfolgten und nicht alle 
Lebensbereiche gleichzeitig beträfen (z. B. durch Beibehalten der vertrauten Bezugsperson, 
Weiterversorgung durch denselben Facharzt oder Beibehalten der Tagesstruktur). 
 
Geeignete Anschlussangebote sollten jedoch auch schlicht verfügbar sein. Einige Interviewte 
nannten Beispiele, dass Personen länger als nötig in stationären Wohnformen blieben, weil 
es daran scheiterte, den passenden Wohnraum für eine ambulante Unterstützung zu finden. 
Auch sei der Schritt zwischen stationären und ambulanten Unterstützungsformen sehr groß, 
so dass in manchen Kreisen passendere Angebote gebraucht würden, um die Änderung der 
Unterstützungsintensität abzumildern. Die Erfolge des bereits Erreichten seien ohne passen-
des Anschlussangebot gefährdet. Oder es habe sich im Zuge eines Klinikaufenthaltes ein 
erhöhter Unterstützungsbedarf gezeigt, es gebe aber keine freien Plätze in einer stationären 
Unterstützungsform, so dass nach der Rückkehr ins ABW eine erneute Dekompensation zu 
befürchten sei. Intensiv betreute ambulante Wohnformen könnten den Bedarf nur teilweise 
kompensieren.  
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Kooperation der Akteure im Unterstützungssystem 
Fast in allen Interviews aus den Gruppen der Leistungsträger und Leistungserbringer, gele-
gentlich auch bei den Leistungsberechtigten taucht das Thema der Kooperation auf. Es wird 
als ausgesprochen wichtig erachtet, im Dienste einer personenzentrierten Versorgung gut zu 
kooperieren und in Austausch zu bleiben, sowohl intern als auch mit allen möglichen rele-
vanten Stellen im Bereich der psychosozialen Versorgung (z. B. auch Agentur für Arbeit, 
Kranken- und Rentenversicherung) bis hin zu ordnungsrechtlichen Institutionen wie Polizei 
und Justiz. Dabei wurden „kurze Wege“ besonders geschätzt, zum Beispiel die Nähe einer 
psychiatrischen Klinik. 
  
Als wichtige Voraussetzung für eine gute Kooperation zeigte sich das Bestehen von Struktu-
ren der Zusammenarbeit oder des Austauschs (z. B. Gemeindepsychiatrische Verbünde, 
Arbeitskreise, runde Tische von Anbietern, Hilfeplankonferenzen). Sie erwiesen sich als Ge-
legenheit, regelmäßig in Dialog miteinander zu treten, die wechselseitigen Perspektiven ken-
nenzulernen, sich zu vernetzen und idealerweise Hand in Hand zu arbeiten. Eine gute Ver-
netzung sei nicht nur essenziell für die Planung von Angeboten, sondern auch für den Ein-
zelfall, wenn es darum gehe, den betroffenen Personen zeitnah eine geeignete Unterstüt-
zung vermitteln zu können.  
 
Auch eine gute interne Kooperation innerhalb der Ämter und Leistungsbereiche in den Stadt- 
und Landkreisen beziehungsweise der verschiedenen Leistungserbringer untereinander 
wurde als sinnvoll erachtet. Im Sinne einer passgenauen Hilfe für Menschen mit Beeinträch-
tigungen sei es geboten, jeweils das gesamte Spektrum der Angebote und Möglichkeiten 
von Unterstützung im Blick zu haben. Dafür sei es nötig, einander zu kennen und einander 
nicht als Konkurrenten zu betrachten. 
 
Oft kam das Thema der Interaktion zwischen Leistungsträgern und Leistungserbringern auf. 
Als günstig empfunden wurden ein Klima der Kooperation und eine engen Zusammenarbeit. 
Hierfür sei der persönliche Kontakt zwischen Mitarbeitenden der verschiedenen Stellen von 
Vorteil. Mitarbeitende der Leistungsträger nannten häufiger das Anliegen, frühzeitig in die 
Weiterplanung mit einbezogen zu werden, wenn bei den Leistungsberechtigten Veränderun-
gen anstanden, um andere Leistungen rasch installieren zu können. Häufig fiel in den Ge-
sprächen auch das Stichwort der Kontrolle. Für eine gute Zusammenarbeit zwischen Leis-
tungsträgern und Leistungserbringern zugunsten der bestmöglichen Unterstützung von Leis-
tungsberechtigten sei eine wichtige Voraussetzung – so ein Mitarbeiter – dass beide Seiten 
„erstmal die Schäbigkeitsvermutung ablegen“. Wenn es gelinge, einander zu vertrauen, die 
unterschiedlichen Perspektiven und Aufgabenstellungen anzuerkennen und eine Haltung 
gemeinsamer Verantwortung zu entwickeln, könne eine fruchtbare Zusammenarbeit gelin-
gen. Im Mittelpunkt der Bemühungen müssten die Interessen des Betroffenen stehen.  
 
Rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen 
Die rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen spielen im Zusammenhang mit dem 
Bezug von Leistungen eine wichtige Rolle. Sie wurden in knapp der Hälfte der Texte thema-
tisiert. 
 
Was die Finanzierung der Eingliederungshilfe anbelangt, bestätigten die Interviewpartnerin-
nen und -partner die mit dem BTHG eingeschlagene Richtung in zweifacher Hinsicht: Die 
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Anrechnung von Einkommen und Vermögen nach den Grundsätzen der Sozialhilfe wurde 
vielfach als hinderlich beschrieben, ebenso wie die mangelnde Flexibilität der Finanzierung, 
die mit ihren verschiedenen „Maßnahme-Schubladen“ („ABW“, „Wohnheim“ etc.) viel zu we-
nig Raum für eine am individuellen Bedarf orientierte Unterstützung biete. 
 
Kritisiert wurde vielfach die mangelnde Flexibilität des Finanzierungssystems, das den 
Grundideen einer personenzentrierten Unterstützung zuwiderlaufe, aber auch Leistungser-
bringer unter einen hohen Rechtfertigungsdruck bringe. Die Unterstützungsleistung sollte 
sich unmittelbar an den Bedarf anpassen können, ohne dass man sich damit wirtschaftlichen 
Risiken aussetze. 
 
Insbesondere die Anrechnung von Einkommen und Vermögen habe nach Aussagen einiger 
Betroffener dazu geführt, trotz eines bestehenden Bedarfs aus der Unterstützung wieder 
auszusteigen. Noch schwerer wog es, wenn im Raum stand, die Angehörigen zu einem Teil 
der Kosten heranzuziehen. Dieser Gedanke war für die betreffenden Personen nur schwer 
erträglich (vgl. Kapitel 6 zu den Aussteigern). Auch die Motivation, daran zu arbeiten, wieder 
einer Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachzugehen, wurde nach Anga-
ben einiger Befragter durch die Kostenbeteiligung gedämpft. In der individuellen Kosten-
Nutzen-Kalkulation überwog in nicht wenigen Fällen die Überlegung, dass die Risiken, sich 
bei verminderter Belastbarkeit einer schlecht bezahlten Stelle, hohem Arbeitsdruck und mög-
licherweise Vorurteilen der Kollegen auszusetzen, es nicht wert seien. Auch in dieser Hin-
sicht wurde mit dem BTHG ein dringender Reformbedarf erfüllt. 
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Unterstützungssystem – Was ist förderlich? Was wirkt? 
 
• Der Kern hilfreicher Unterstützung besteht darin, dass sie sich am Bedarf und an den 

Bedürfnissen der individuellen Person orientiert. Sie muss flexibel genug sein, sich ei-
nem Wechsel des Bedarfs anzupassen. 

• Es ist essenziell, die individuellen Ziele und Zukunftsvorstellungen der Person zu er-
fassen und angemessen in das Unterstützungsangebot einzubeziehen. 

• Es ist wichtig, in der Region ein vielseitiges, ausreichend differenziertes Angebot an 
Unterstützungsmöglichkeiten zu planen, zu gestalten und vorzuhalten, das sich nicht 
alleine auf unterstütztes Wohnen und Alltagsassistenz beschränkt, sondern auch die 
Bereiche Beschäftigung und Freizeit mit einbezieht. 

• Gerade der Bereich der Beschäftigung hat für die Betroffenen einen hohen Stellen-
wert. Die gelungene Integration in eine individuell passende Beschäftigung flankiert 
und unterstützt den Erfolg von unterstütztem Wohnen durch ihren Beitrag zur psychi-
schen Stabilisierung der Betroffenen. Besonders hervorzuheben, aber auch besonders 
schwer zu realisieren sind angemessene Beschäftigungsmöglichkeiten auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt. 

• Ein differenziertes Angebot verschiedener Unterstützungsangebote in verschiedenen 
Bereichen vorzuhalten, ist auch in Hinblick auf einen sich verändernden Bedarf der 
Leistungsberechtigten notwendig, um zu verhindern, dass sich anbahnende Entwick-
lungsschritte ausgebremst werden. 

• Übergänge, vor allem in Richtung auf eine Reduktion von Unterstützung, sind für die 
Betroffenen oft mit Ängsten und Sorgen verbunden. Wichtig ist es, diese Übergänge 
auf schonende Weise zu gestalten und zu begleiten. Hierzu kann auch personelle 
Kontinuität einen wichtigen Beitrag leisten. 

• Die gute Gestaltung von Übergängen wird gefördert durch eine gute Vernetzung und 
Kooperation der Akteure im Unterstützungssystem einer Region mit Fokus auf dem 
individuellen Bedarf des Leistungsberechtigten. Diese wird unterstützt durch entspre-
chende Strukturen. 

• Als Voraussetzung für die Realisierbarkeit, Nachhaltigkeit und Wirksamkeit einer per-
sonenzentrierten Unterstützung in Hinblick auf Teilhabe und Selbstbestimmung sind 
förderliche rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen unverzichtbar. 
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Ebene der Leistungsträger 
 
Auf der Ebene der Leistungsträger wurden drei große Themenkomplexe angesprochen:  
 
• Grundhaltungen 
• Hilfeplanung 
• Kompetenzen und Arbeitsbedingungen der Mitarbeitenden 

 
Grundhaltungen 
Das Thema Grundhaltungen umfasst zwei Unterthemen. Das erste davon lässt sich mit dem 
Schlagwort „Entwicklung versus Dauerhaftigkeit“ charakterisieren und bezeichnet die Frage, 
wie die in der Eingliederungshilfe angelegte Orientierung auf Teilhabe und Selbstbestim-
mung zu interpretieren sei und ob ein mit Zielvereinbarungen unterfüttertes Hinarbeiten auf 
eine Veränderung tatsächlich für alle Betroffenen passend sei. Besonders in Interviews mit 
den Mitarbeitenden von Leistungserbringern wurde problematisiert, in wie weit dies einer 
personenzentrierten Unterstützung entspricht. Bei vielen Betroffenen gehe es vielmehr um 
ein Aufrechterhalten des Status Quo und bereits dies stelle ein hohes Ziel dar. Für manche 
sei es wesentlich wichtiger, ihnen dazu zu verhelfen, einen Platz im Leben zu finden, an dem 
sie bleiben könnten.  
 
Tatsächlich berichteten fast alle Klientinnen und Klienten, die sich hierzu äußerten, unab-
hängig ob im ambulant betreuten oder im stationären Wohnen, davon, sich in ihrer Wohnung 
oder in der WG zuhause zu fühlen und dort auch bleiben zu wollen, mit der Sicherheit, in der 
von ihnen vertrauten Bezugsperson Unterstützung zu erhalten, wenn welche nötig sei. Es 
stand außer Frage, dass dies auch ihre Perspektive für die Zukunft war. Allenfalls in zwei 
Aussteiger-Interviews wurde das Leben in unterstützten Wohnformen als „Abstellgleis“ be-
zeichnet und ein – so wahrgenommenes – fehlendes Hinarbeiten auf Perspektiven außer-
halb des unterstützten Wohnens beklagt.  
 
Auch auf der Seite der Mitarbeitenden bei den Leistungsträgern wurde die Orientierung an 
zunehmender Verselbständigung und die Sinnhaftigkeit, regelmäßig erneut Entwicklungszie-
le formulieren zu müssen, bei bestimmten Klientinnen und Klienten in Frage gestellt. Gene-
rell wurde aber davor gewarnt, sich frühzeitig darauf zu verständigen, dass das Ende der 
Weiterentwicklung erreicht sei. Darin liege die Gefahr, den betreffenden Personen die Unter-
stützung zum Erreichen noch möglicher Entwicklungsschritte vorschnell vorzuenthalten und 
sie dauerhaft zu hospitalisieren. Ein vertrautes Verhältnis zu einer festen Bezugsperson und 
die Aussicht, für alle Lebenslagen Ansprechpartnerinnen und -partner verfügbar zu haben, 
wäre auch für Nicht-Betroffene angenehm. Sie könne aber zu Abhängigkeiten und dem Ver-
lust noch vorhandener Reste von Selbständigkeit führen und die Motivation untergraben, 
eine neue Perspektive zu entwickeln. Zielorientiertes Arbeiten sei wichtig, um solche Ne-
benwirkungen von Unterstützung zu vermeiden und regelmäßig für ein kritisches Hinterfra-
gen der Ausrichtung der eigenen Arbeit zu sorgen.  
 
Das zweite, kleinere Thema unter der Überschrift Grundhaltungen betrifft die Folgen rechtli-
cher und institutioneller Vorgaben. Die rechtlichen Voraussetzungen für eine Leistungsbewil-
ligung zwängen den beteiligten Parteien einen defizitorientierten Blick auf. Dies beginne bei 
den Klientinnen und Klienten, die sich beeinträchtigter darstellen müssten, als sie wirklich 
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seien, um eine erwünschte Leistung zu erhalten. Die Leistungserbringer brächten die rechtli-
chen Vorgaben zu einer Verdoppelung der Perspektiven – nach außen hin habe Ressour-
cenorientierung und der Blick auf Gelingendes wenig Platz. Um die Interessen ihrer Klientel 
zu vertreten, richte sich ihr Blick primär darauf, wo noch Bedarf an Unterstützung sei. Aus 
allen Gruppen wurde berichtet, dass es für die Betroffenen zum Teil sehr unangenehm sei, in 
Hilfeplankonferenzen der „Verhandlung“ ihres Falles zuzuhören, weil sie es so erlebten, dass 
dort mit dem Ziel der Feststellung eines Unterstützungsbedarfs die Liste all ihrer Unzuläng-
lichkeiten verlesen würde.  
 
Hilfeplanung  
Unter diesem Punkt wurden alle Prozesse und Strukturen rund um die Planung der Unter-
stützung und Leistungsbewilligung subsumiert, von der Feststellung des Bedarfs bis zur Um-
setzung von Hilfeplänen. 
 
Am häufigsten sprachen die Interviewten über Prozesse im Zusammenhang mit der Ein-
schätzung des Unterstützungsbedarfs und die Ausarbeitung von passenden Zielen. Als Ideal 
wurde vor allem empfunden, wenn sichergestellt sei, dass die Ziele von allen Beteiligten ge-
teilt würden und alle sozusagen an einem Strang zögen. Besonderes Augenmerk sollte da-
rauf gelegt werden, dass die Ziele verständlich, konkret und erreichbar seien. Sie sollten sich 
am individuellen Bedarf und Lebenskontext der Person orientieren, auch gelte es, die Zeitho-
rizonte für die Zielerreichung individuell anzupassen. Problematisch sei es, wenn die Unter-
stützungsziele von außen vorgegeben würden, so zum Beispiel durch Bezugspersonen oder 
Vertreterinnen und Vertreter des Leistungsträgers, und die Person diese allenfalls vorder-
gründig mittrage. Manchmal gebe es eine Diskrepanz zwischen Selbst- und Fremdeinschät-
zung des Unterstützungsbedarfs, aber auch zwischen der Einschätzung von Mitarbeitenden 
von Leistungsträgern und Leistungserbringern gebe es teilweise Unterschiede. 
 
Ein grundlegendes Thema war das Ausmaß der Beteiligung von Leistungsberechtigten am 
Prozess der Hilfeplanung. Beteiligung wurde vielfach eingefordert, gerade in Hinblick auf 
eine personenzentrierte Gestaltung der Unterstützung. Um sie zu erleichtern, spiele die Art 
des Umgangs mit Betroffenen durch Mitarbeitende bei den Leistungsträgern eine wichtige 
Rolle, da der Kontakt mit dem „Amt“ oftmals hoch belastet sei und Betroffene nicht selten 
eingeschüchtert seien. Ein sensibler, taktvoller Umgang sei für Mitarbeitende der Leistungs-
erbringer im Kontakt mit Leistungsberechtigten generell wichtig. Es gehe um eine Begeg-
nung auf Augenhöhe, Verständlichkeit und Transparenz hinsichtlich der Schritte und Maß-
nahmen. Als Vorteil wurde es gesehen, wenn sich Mitarbeitende und Leistungsberechtigte 
bereits über eine längere Zeit kannten und eine vertrauensvolle Beziehung bestand, so dass 
es Leistungsberechtigten auch leichter falle, ihre Anliegen zur Sprache zu bringen. Insbe-
sondere personelle Kontinuität wurde positiv hervorgehoben. 
 
Bezüglich der Prozesse rund um die Unterstützungsplanung und Leistungsbewilligung selbst 
wurde von vielen Interviewten eine zu lange Verfahrensdauer bemängelt, die teilweise auf 
eine hohe Arbeitsbelastung der Mitarbeitenden des Leistungsträgers zurückgeführt wurden. 
Die Folge sei, dass ein Unterstützungsbedarf zu spät oder gar nicht gedeckt werde oder 
dass die Bedingungen für die Unterstützung sich verschlechterten, indem zum Beispiel die 
Motivation bei manchen Betroffenen schwinde, sich auf das Angebot einzulassen. Darüber 
hinaus wurde an mancher Stelle die Notwendigkeit von Hilfeplankonferenzen mit vielen Teil-
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nehmenden zur Herausarbeitung eines passenden Angebots hinterfragt, zumal sie für die 
beteiligten Leistungsberechtigten manchmal eine erhebliche Belastung darstellten. 
 
Zum Thema der Umsetzung von Hilfeplänen äußerten sich viele Befragte dahingehend, dass 
unbedingt der Dynamik psychischer Erkrankungen Rechnung getragen werden und es mög-
lich sein müsse, die Ziele flexibel an den konkreten Unterstützungsbedarf anzupassen. Aktu-
elle psychische und alltagsbezogene Probleme stünden der Arbeit an einem vorab verein-
barten Ziel oft entgegen. Auch deshalb sei es hilfreich, die Unterstützungsleistung und ihren 
zeitlichen Umfang flexibler an den jeweiligen Bedarf anpassen zu können, als dies in der 
Vergangenheit aufgrund der mangelnden Flexibilität des Unterstützungssystems der Fall 
war. Auf der anderen Seite wurde die Gefahr thematisiert, dass in der konkreten Arbeit eine 
langfristige Perspektive und Zielorientierung sehr leicht aus dem Blick gerate. Eine Perspek-
tive zu erkennen sei jedoch auch für die Betroffenen wichtig, was sich in einigen der Ausstei-
gerinterviews bestätigte.  
 
Bezüglich der vereinbarten Bewilligungszeiträume wurde es als positiv hervorgehoben, wenn 
die Mitarbeitenden des Leistungsträgers diesbezüglich Gestaltungsfreiheiten hatten. Die 
Zeiträume sollten nicht zu kurz sein; ein halbes Jahr etwa erscheine als zu wenig, um einen 
nachhaltigen Effekt zu erzielen und weitere Schritte planen zu können. 
 
Kompetenzen und Arbeitsbedingungen der Mitarbeitenden 
Aus einem Teil der Interviews ging hervor, dass auch die Kompetenzen der bei den Leis-
tungsträgern Mitarbeitenden, ihre Arbeitsbedingungen, die Organisationsstrukturen und die 
Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen ihrer Stelle als Rahmenbedingung einen Einfluss auf 
das Gelingen von Unterstützung hatten. Positiv wurde, auch von Klientenseite, hervorgeho-
ben, wenn Mitarbeitende die Möglichkeit hatten, direkt mit den Betroffenen in Kontakt zu tre-
ten und sich ihre Lebenssituation vor Ort anzusehen. Als förderlich wurde eine personelle 
Kontinuität sowie eine Stabilität im Team betrachtet. Dies begünstige eine gute Kooperation 
innerhalb der Teams wie auch nach außen mit anderen Stellen. Eine hohe Fluktuation unter 
den Mitarbeitenden wurde eher kritisch gesehen, da damit Erfahrungen in einem Bereich und 
ein guter Überblick über die Angebote und Möglichkeiten verloren gingen.  
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Leistungsträger – Was ist förderlich? Was wirkt? 
 
• Idealerweise stimmen die mit der Gewährung von Eingliederungshilfe verbundenen 

Zielsetzungen mit den persönlichen Zielen der Person überein.  
• In manchen Fällen erscheint es wichtig, einer Person ohne Ansprüche an ihr Verände-

rungspotenzial zunächst einmal ohne Zeitdruck eine Heimat zu geben, um eine weite-
re Verschlechterung ihrer Behinderung zu vermeiden und die Folgen von Behinderung 
zu mildern. In anderen Fällen scheint es wichtig, von Anfang an eine Move On-
Perspektive im Blick zu behalten und Versorgungswünsche und Abhängigkeiten nicht 
durch einen zu guten Service zu unterstützen, um eine Hospitalisierung zu vermeiden. 
Dies zu entscheiden und regemäßig zu prüfen, bleibt eine wichtige Aufgabe und erfor-
dert die nötige Sensibilität. 

• Die generelle Orientierung an den Langzeitperspektiven und vereinbarten Zielsetzun-
gen droht oft im Alltag unterzugehen – umso wichtiger erscheint es, sie dennoch re-
gelmäßig zu aktualisieren, zu überprüfen und gegebenenfalls zeitnah zu modifizieren.  

• Der besonderen Dynamik psychischer Erkrankungen sollte Rechnung getragen wer-
den durch die Möglichkeit einer flexiblen Anpassung der Unterstützung an den aktuel-
len Bedarf. 

• Beim Prozess der Hilfeplanung ist unabdingbar, die Perspektive des Leistungsberech-
tigten ausreichend mit einzubeziehen und hierfür den Rahmen und die Atmosphäre in 
einer Weise zu schaffen, die von Augenhöhe, Wertschätzung und Transparenz ge-
prägt ist.  

• Günstig für die passgenaue Organisation von unterstützenden Maßnahmen ist ein von 
Vertrauen geprägter persönlicher Kontakt zwischen den Leistungsberechtigten und ih-
ren Fallmanagern.  

• Nicht nur in Hinblick auf Vertrauen als Voraussetzung für eine gelungene Zusammen-
arbeit wirkt sich eine möglichst geringe Fluktuation unter den Beschäftigten der Leis-
tungsträger positiv aus. Die Klientinnen und Klienten in unterstützten Wohnformen pro-
fitieren auch von der Berufserfahrung, den Kenntnissen der Unterstützungsangebote 
und -strukturen vor Ort und den geknüpften Netzwerken von längerfristig auf dersel-
ben Stelle tätigen Mitarbeitenden. 
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Ebene der Leistungserbringer 
 
Auf der Ebene der Leistungserbringer ließen sich die Aussagen vier großen Themen zuord-
nen:  
 
• Grundlagen der Arbeit 
• Aufgaben von Unterstützung 
• Mitarbeitende 
• Struktur- und Prozessmerkmale von Einrichtungen  
 
Der Überschrift Grundlagen der Arbeit wurden Aussagen zugeordnet, in denen die der Un-
terstützung zugrundeliegenden Konzepte und Annahmen thematisiert werden. Im darauf 
folgenden Abschnitt werden die Aufgaben von Unterstützung, aber auch die tatsächlich ge-
leisteten Arbeiten auf dem Weg der Förderung von Teilhabe beschrieben. Das Thema Mitar-
beitende umfasst Aussagen zu Qualifikationen und Kompetenzen, zur Haltung und Vorge-
hensweise sowie zur Persönlichkeit – was sollten diese mitbringen, um unterstützend zu wir-
ken? Zuletzt geht es um unterstützende Strukturen und Prozesse in den Einrichtungen und 
Teams der Leistungserbringer. 
 
Grundlagen der Arbeit 
Zu den wichtigsten Grundvoraussetzungen von wirksamer Unterstützung zählten viele der 
Interviewten eine gelungene Beziehung zwischen Mitarbeitenden und betreuten Personen. 
Hierauf soll unter dem Thema Mitarbeitende näher eingegangen werden.  
 
Eine weitere Grundlage wurde unter dem Überbegriff „Strukturierung und Ritualisierung“ zu-
sammengefasst – hierzu wurden Aussagen gerechnet, in denen darauf verwiesen wird, dass 
ein wesentlicher Wirkfaktor darauf beruhe, den Klientinnen und Klienten Struktur und Halt zu 
geben. Konkret werde dies realisiert durch einen festen Tages- und Wochenablauf und einen 
äußeren stabilisierenden Rahmen mit festen Bezugspersonen und Sozialkontakten, verläss-
lichen Abläufen und überschaubaren Herausforderungen. Routinen sorgten für eine Beruhi-
gung der Person. Sie solle damit befähigt werden, schrittweise wieder selbst ihren Alltag zu 
strukturieren als eine wichtige Voraussetzung für Teilhabe und Selbständigkeit. 
 
Verselbständigung und Fähigkeiten der Eigenversorgung zu verbessern, sei die zentrale 
Aufgabe der Unterstützungsarbeit. Gefördert werde dies vor allem durch das Bereitstellen 
einer strukturierten Trainingsumgebung mit möglichst alltagsnahen Herausforderungen (z. B. 
Kochen, Einkaufen, regelmäßig eine Arbeitsstelle aufsuchen, Freizeitgestaltung) und den 
Fähigkeiten der Person angepassten, abgestuften Aufgabenschwierigkeiten. Einige der in-
terviewten Leistungsberechtigten brachten zur Sprache, dass sie sich mit diesem Vorgehen 
sehr gut fühlten und dass es sie auf dem Weg der Verselbständigung weitergebracht habe. 
Andere wiederum sahen das Hinarbeiten auf Selbständigkeit in ihrem Fall als zu wenig ver-
wirklicht und ihre eigene Entwicklung durch zu wenig auf das Individuum zugeschnittene, 
offenbar nicht verhandelbare Routinen und Abläufe ausgebremst (z. B. Teilnahme an be-
stimmten Terminen und Aktivitäten, zentrale Essensvergabe). Manche Aussteiger beklagten 
in diesem Zusammenhang eine Diskrepanz zwischen dem nach außen hin propagierten An-
spruch des Leistungserbringers und der Realität. 
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Die Kehrseite der Unterstützung durch eine hochstrukturierte Umgebung mit einem Bestre-
ben, die Herausforderungen überschaubar zu halten und Unterstützung bei Bedarf verfügbar 
zu machen, sei die Gewöhnung und Abhängigkeit mancher Klientinnen und Klienten von 
diesen Unterstützungsstrukturen und -angeboten. Diese Nebenwirkung wurde in fast der 
Hälfte der Texte mindestens kurz thematisiert. Die Entlastung von Mühen und Verpflichtun-
gen trage zwar zu Beruhigung bei. Gleichzeitig wurde an vielen Stellen davor gewarnt, sie 
führe bei manchen Personen dazu, sich selbst kein Leben mehr ohne diese Unterstützung 
vorstellen und zutrauen zu können. Der Beistand durch einen starken Leistungserbringer 
sorge gerade in Regionen mit hart umkämpftem Wohnungsmarkt für eine existenzielle Si-
cherheit, die aufzugeben den Betroffenen nicht erstrebenswert erscheine.  
 
Zu den weiteren Gefahren eines „geschützten Rahmens“ wurden Aussagen gezählt, die ei-
nen offenen oder versteckten Paternalismus in der Unterstützung, zum Teil in Haltungen der 
Mitarbeitenden, zum Teil in Form konkreter Handlungen zum Thema machten. Insbesondere 
in den Aussteigerinterviews wurde über den Eindruck berichtet, von den Mitarbeitenden kon-
trolliert zu werden und die eigenen Entscheidungen und das Verhalten rechtfertigen zu müs-
sen. Manche Mitarbeitenden nähmen ihre eigenen Vorstellungen von einem guten Leben als 
alleinigen Maßstab und setzen ihn zur Not auch gegen Widerstand durch. Die Teilnahme an 
Gruppen und Gemeinschaft würde dogmatisch durchgefochten mit dem Argument, es wäre 
im besten Interesse der Klientinnen und Klienten. Die Grenzen zwischen dem zugrundelie-
genden Konzept des Unterstützungsangebots und dem Eindruck seitens der Betroffenen, 
das Konzept würde ihnen ohne Berücksichtigung ihres des individuellen Unterstützungsbe-
darfs aufoktroyiert, sind natürlich fließend. In letzter Konsequenz fällt auf, dass es offenbar 
nicht gelungen war, den Personen, die die Maßnahmen kritisierten, den Hintergrund und die 
Sinnhaftigkeit ausreichend zu vermitteln. Sie erlebten sie in erster Linie als Eingriff in ihre 
Autonomie. Besonders invasiv wurde es empfunden, wenn mit dem Argument, sie schonen 
zu wollen, ohne Absprache mit der betreffenden Person gehandelt oder sie nicht in Ent-
scheidungen einbezogen wurde, wenn ihr Vorhaltungen gemacht oder ungefragt Ratschläge 
unterbreitet wurden. Hierzu zählte auch, wenn Druck hinsichtlich der Medikamenteneinnah-
me ausgeübt oder – was aber selten berichtet wurde – eine mögliche Klinikeinweisung in 
den Raum gestellt wurde.  
 
Aufgaben von Unterstützung 
Wobei ist die Unterstützung aus Sicht der interviewten Experten hilfreich, was sind ihre zent-
ralen Aufgaben? Wie wurde „Förderung von Teilhabe und Selbständigkeit“ von den Befrag-
ten operationalisiert und realisiert? An vorderster Stelle und von den meisten Interviewpart-
nerinnen und -partnern wurden Aspekte der Existenzsicherung genannt: Hierzu zählten Un-
terstützung in Wohnungsangelegenheiten, Absicherung gegen und Unterstützung im Um-
gang mit Notlagen (finanzielle wie auch alltagspraktische), Unterstützung im Umgang mit 
Behörden und Institutionen (auch in Hinblick auf den Bezug sozialer Leistungen). 
 
Weitere Aspekte betrafen die Unterstützung beim Zugang zu Therapie und Behandlung und 
beim Umgang mit der psychischen Erkrankung. Besonders wertgeschätzt wurde es von so 
gut wie allen befragten Leistungsberechtigten, im Rahmen des unterstützten Wohnens im-
mer jemand ansprechen zu können, wenn es einem schlecht gehe oder man in irgendeiner 
Angelegenheit nicht mehr weiter wisse. In diesen Gesprächen könne die eigene Perspektive 
zurechtgerückt und Sorgen könnten zerstreut werden. Die Rückmeldung verhelfe dazu, an 
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sich selbst zu arbeiten und weiterzukommen. Hilfreich sei es, wenn die Ansprechpersonen 
das Selbstvertrauen stärkten und zum Verfolgen der eigenen Ziele ermutigten. Kritische 
Stimmen merkten allerdings an, die Präsenz einer Ansprechperson in jeder Lebenslage ver-
hindere bei manchen Menschen auf Dauer, zunächst die eigenen Ressourcen zu nutzen, 
selbst nach einer Lösung für auftretende Probleme zu suchen und sich als wirksam zu erle-
ben. Leistungsberechtigten solle eine Chance gegeben werden, ihre Selbständigkeit im 
„Echtbetrieb“ zu erproben. 
 
Zentral war außerdem die Unterstützung in Hinblick auf Tagesstrukturierung, Beschäftigung 
und Arbeit, aber auch auf die Freizeitgestaltung. Die Entfaltung einer strukturierenden und 
stützenden Wirkung im Leben der Betroffenen, wurde generell als hilfreich erachtet (vgl. 
oben). Die Unterstützung bei der Aufnahme einer Beschäftigung, bevorzugt auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt, und dabei, für sich die beruflichen Perspektiven zu eruieren und zu 
klären, galt den Befragten als ein wichtiger Bestandteil der gelungenen Förderung von Teil-
habe. Wenn bei Betroffenen der Eindruck entstand, dies hätte für die Mitarbeitenden nicht 
dieselbe Relevanz, sie würden in ungewollten Maßnahmen „geparkt“ oder in ihren eigenen 
Bemühungen um Wiedereinstieg ins Arbeitsleben ausgebremst, konnte dies bis zum Aus-
stieg aus der Unterstützung führen.  
 
Als weiterer wichtiger Punkt wurde darüber hinaus die Unterstützung bei der Gestaltung so-
zialer Beziehungen erachtet. Wie auch in Bezug auf Erwerbstätigkeit verknüpften die Inter-
viewpartnerinnen und -partner diese Aspekte häufig mit einer Kritik an Unterstützungsfor-
men, bei denen sich die Betroffenen fast ausschließlich in einem sozialpsychiatrischen Milieu 
bewegten. Als hilfreich wurde es entsprechend empfunden, wenn die Unterstützung darauf 
fokussiert war, die unsichtbaren Grenzen zwischen der Welt der „Normalen“ und der „Kran-
ken“ an verschiedenen Stellen zu überwinden. Konkret bedeutete dies etwa, anstelle einer 
Beschäftigung in einer Werkstatt zunächst nach Möglichkeiten in der normalen Arbeitswelt 
zu suchen oder Freizeitangebote nicht immer mit Gruppen von Betroffenen aufzusuchen, 
sondern sie eher an bestehende Vereine anzubinden, statt an die einrichtungsinterne Ta-
gesstätte. Wo die Zusammenkunft mit anderen Betroffenen dazugehörte, wie etwa bei ge-
meinschaftlichen Wohnformen, stellte es eine wichtige Aufgabe der Unterstützung dar, das 
Zusammenleben in einer für alle konfliktfreien Weise zu gestalten und förderliche Formen 
von Gemeinschaftlichkeit zu ermöglichen. 
 
Ganz generell wurde es als hilfreich erachtet, wenn Mitarbeitende offen gegenüber weiteren 
Möglichkeiten und Angeboten der Unterstützung im Umfeld der betreffenden Person waren. 
Es wurde geschätzt, wenn es gelang, mit der betreffenden Person ein tragfähiges soziales 
Netz zu knüpfen, das über das unterstützte Wohnen hinausreichte. Es ging um die Vermitt-
lung von Kontakten auf privater Ebene (z. B. gegebenenfalls Unterstützung der Kontakte mit 
der Familie, Einbezug von Bürgerhelfern), aber auch um die Vermittlung weiterer Unterstüt-
zungsangebote (z. B. Selbsthilfegruppe, Beratungsstelle). Darüber hinaus wurden vielfältige 
Beispiele für Maßnahmen genannt, um die gesamte Einrichtung besser im sozialen Kontext 
und im Wohnumfeld zu verankern (z. B. inklusive Angebote oder Feste). Ein Thema zahlrei-
cher Interviews war die Problematik des fehlenden bezahlbaren Wohnraums, die sich in 
mehrfacher Hinsicht mittelbar oder unmittelbar auf die Unterstützung im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe auswirkte. Bereits bezüglich der Entscheidung zur Beantragung der Unter-
stützung spiele für nicht wenige Betroffene die Aussicht eine große Rolle, auf diesem Weg 
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an bezahlbaren Wohnraum heranzukommen. Und entsprechend, so der Eindruck mancher 
Befragter, wirke sich dieser Faktor auch hemmend aus auf einen möglichen Ausstieg aus 
unterstützten Wohnformen zurück in die Selbständigkeit, wenn ein gewisses Maß an persön-
licher Stabilität erreicht sei. Doch aufgrund des Wohnraummangels sei selbst im Rahmen 
von unterstütztem Wohnen nicht gewährleistet, dass die Wohnsituation zur Bedarfslage der 
Betroffenen passe. Viele wohnten in einem zusätzlich belastenden Wohnumfeld (z. B. in 
Wohnvierteln mit sozialen Brennpunkten) oder Wohngemeinschaften von Leistungserbrin-
gern. Sie teilten die Wohnung mit Personen, die sie sich nicht selbst ausgesucht hatten, ob-
wohl sie lieber eine eigene Wohnung gehabt hätten, die aber einfach nicht verfügbar war. 
Auch wenn mancherorts der stützende Aspekt von WGs hervorgehoben wurde, erschien 
dies anderen Befragten vor dem Hintergrund möglichst passgenauer Unterstützungsmaß-
nahmen als kontraproduktiv. Dies trage dazu bei, dass die betreffenden Personen (wie be-
reits in Hinblick auf der Ebene „Gesellschaft“ thematisiert) mit zunehmender Dauer auf ihrer 
sozialpsychiatrischen „Insel“ verharrten und sich ihre Sozialkontakte zunehmend auf Men-
schen in derselben Situation beschränkten. Die Wohnungsnot und der Wohnraummangel 
habe es außerdem mit sich gebracht, dass Leistungserbringer in einer Rolle als Vermieter 
oder Vermittler von Wohnraum mit zusätzlichen Aufgaben konfrontiert seien, die bei Mitarbei-
tenden Energie und Ressourcen bänden, die für die eigentliche Betreuungsarbeit benötigt 
würden. Die aus dieser Problematik resultierende Forderung liegt auf der Hand: Aus Sicht 
der Interviewten sind Städte und Kommunen, aber auch die Einrichtungen in der Pflicht, sich 
für mehr bezahlbaren Wohnraum stark zu machen. 
 
Mitarbeitende 
Wie bereits angemerkt, wurde eine gute Arbeitsbeziehung zwischen Mitarbeitenden und Be-
treuten in den Augen vieler Befragter als die entscheidende Grundlage dafür gesehen, dass 
die Unterstützung auf fruchtbaren Boden fallen konnte. Dass die Beziehung zwischen Mitar-
beitendem und Betroffenem dafür auf einer stabilen Grundlage stehen müsse, sei nahelie-
gend: Viele Interviewpartnerinnen und -partner betonten, dass unbedingt „die Chemie stim-
men“ und ein Vertrauensverhältnis bestehen sollte, damit die Unterstützung hilfreich und 
nachhaltig sein könne. 
 
Eine fruchtbare Arbeitsbeziehung konnte in den Augen der Interviewten, insbesondere der 
Leistungsberechtigten, dann gelingen, wenn Mitarbeitende den Betroffenen wertschätzend 
entgegentraten und versuchten, ihnen auf Augenhöhe zu begegnen. Engagement der Mitar-
beitenden für die Anliegen ihrer Klientinnen und Klienten, Klarheit im Umgang, aber auch 
Fürsorglichkeit und Berücksichtigung individueller Gegebenheiten wurden gleichermaßen 
geschätzt. Ebenso hielten die Befragten es für wichtig, dass die Mitarbeitenden in der Lage 
sind, sich selbst und ihr Handeln kritisch zu hinterfragen und mit Kritik und Konflikten kon-
struktiv umzugehen. Darüber hinaus wurde ein professioneller Umgang der Mitarbeitenden 
mit Nähe und Distanz als wichtig erachtet. Das Einbringen der eigenen Persönlichkeit in das 
Betreuungsverhältnis wurde von den Betroffenen meist als hilfreich erlebt und geschätzt, 
auch, weil dadurch die Asymmetrie in der Beziehung zwischen Betreuer und Betreuten im 
Ansatz aufgehoben schien. In Einzelfällen erlebten die Betroffenen es aber auch als störend, 
nämlich dann, wenn Bezugspersonen den Eindruck erweckten, selbst Hilfe zu benötigen 
oder sich zu wenig ernsthaft für die Anliegen ihrer Klientinnen und Klienten zu interessieren.  
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Vor dem Hintergrund all dieser Anforderungen wird deutlich, dass eine gelingende Unterstüt-
zung auch in hohem Maße mit der Persönlichkeit und den Qualifikationen der Person des 
Mitarbeitenden verknüpft ist. In punkto Persönlichkeit wurde vor allem darauf hingewiesen, 
dass sie eine hohe Flexibilität mitbringen müsse, um auf wechselnde Lebenssituationen und 
Bedarfe von Betroffenen angemessen reagieren zu können. Bedeutsam schien dies auch in 
Hinblick darauf, sich auf die individuellen Gegebenheiten des jeweiligen Falles einstellen zu 
können. Fachliche Qualifikationen und soziale Kompetenzen wurden ebenfalls als wichtige 
Faktoren genannt. Gelegentlich wurde von Betroffenen ein Mangel an Kompetenz im Um-
gang mit bestimmten psychiatrischen Erkrankungsbildern kritisiert. Noch mehr Bezug jedoch 
nahmen die Befragten auf die Bedeutsamkeit von Haltung und Vorgehensweisen in der tägli-
chen Arbeit. 
 
Es wurde als notwendig erachtet, dass die Mitarbeitenden ihren Fokus darauf legten, Aktivi-
tät, Selbständigkeit und Selbstbestimmung der Klienteninnen und Klienten zu ermöglichen 
und zu fördern; ihnen also nur etwas abzunehmen an Aufgaben und Verantwortlichkeiten, 
wenn es unumgänglich war. Personenzentrierung bedeutete an dieser Stelle, dass sich Mit-
arbeitende mit eigenen Vorstellungen, was gut und richtig sei, möglichst zurückhielten (vgl. 
oben) und ihre Ideen den individuellen Zielen und Vorstellungen des Betroffenen unterordne-
ten. Es gelte, das Handeln von Betroffenen zu begleiten anstatt vorzugeben, in welche Rich-
tung es gehen solle – allerdings auch nicht einfach permissiv, sondern durchaus aus profes-
sioneller Sicht kritisch reflektierend. Hierzu sei es auch notwendig, dass in den Teams eine 
Haltung der strukturierten Reflexion der eigenen Arbeit gefördert werde. Als Mittel wurden 
zum Beispiel Teambesprechungen und Supervision genannt, aber auch regelmäßige Wei-
terqualifikation der Mitarbeitenden.  
 
Struktur- und Prozessmerkmale von Unterstützungseinrichtungen 
Von einigen Befragten wurde gemahnt, die Konzeption müsse zu den Bedürfnissen der Nut-
zerinnen und Nutzer passen, um wirksam werden zu können und Enttäuschungen zu ver-
meiden. Hierbei sei auch mehr Transparenz hinsichtlich des Konzepts und der Unterstüt-
zungsmöglichkeiten gefragt. Reibungspunkte gab es beispielsweise, wenn Einrichtungen 
konzeptionell oder methodisch an früher bewährten Ansätzen festhielten, ohne in Rechnung 
zu stellen, dass sich die Klientel und deren Interessen möglicherweise über die Jahre verän-
dert hat. Die Bereitschaft zur konzeptionellen Weiterentwicklung wurde dementsprechend 
befürwortet.  
 
Die Anforderung einer personenzentrierten Unterstützung impliziert eine inhaltliche wie auch 
strukturelle Flexibilität sowie Gestaltungsfreiräume für die Mitarbeitenden, die Art der Unter-
stützung, die aktuell benötigt wird, auch zu dem entsprechenden Zeitpunkt und in dem erfor-
derlichen Umfang leisten zu können. Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, wurde es in 
der Gruppe der Klientinnen und Klienten besonders positiv hervorgehoben, wenn gerade in 
Krisenzeiten unkompliziert und rasch Unterstützung und Hilfe erreichbar war. Leistungsbe-
rechtigte in Außenwohngruppen profitierten beispielsweise von der Nachtbereitschaft im 
Heimbereich in unmittelbarer Nachbarschaft. Allerdings kollidiere in anderen Fällen die Idee 
einer flexiblen personenzentrierten Unterstützung mit den Arbeitsstrukturen der Mitarbeiten-
den und den Anforderungen an ausreichend Personal. Gespräche und Halt würden eben 
häufig nicht zwischen 9 und 17 Uhr benötigt, sondern nachts und an den Wochenenden. Je 
individualisierter gearbeitet werde, desto höher seien die Herausforderungen hinsichtlich 
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Finanzierung, Koordination und Dienstplanung. Es wurden vereinzelt Beispiele genannt, 
dass Menschen alleine aufgrund ihres Bedarfs einer Nachtpräsenz nicht in ambulanten 
Wohnformen wohnten, sondern in einem stationären Setting. 
 
Wie bereits erwähnt, wurde das Bezugsbetreuersystem als wichtiger konzeptioneller Be-
standteil erachtet. Voraussetzungen einer hilfreichen Beziehung waren für die Befragten vor 
allem die Verlässlichkeit, Verbindlichkeit und Vertrauenswürdigkeit der Bezugsperson, ihre 
Ehrlichkeit und Empathie; außerdem, dass sie signalisierte, an der Person ein ehrliches Inte-
resse zu haben und dass die Interaktionen und Gespräche nicht zu oberflächlich verliefen. 
Damit sich eine gute Beziehung entwickeln könne, brauche sie Zeit. Auch sei es wichtig, 
dass die Bezugsperson nicht ständig wechselt. Diese Kontinuität solle auch in Hinblick auf 
die Regelmäßigkeit der Kontakte allgemein gegeben sein. Die Personen sollten zueinander 
passen. Dies ist nicht zuletzt eine Frage der Personalausstattung und der Heterogenität im 
Team. In den Interviews mit Betroffenen wurde die oft fehlende Möglichkeit zur Mitsprache 
bei der Wahl der Bezugsperson beklagt. Aus den Interviews mit den Aussteigern ging hervor, 
dass der Auslöser für die Aufkündigung der Unterstützung durch Leistungsberechtigte häufig 
eine von Konflikten geprägte Beziehung zu den Bezugsmitarbeitenden war.  
 
Die enge Bindung zwischen betreuter Person und ihrer Bezugsperson könne enorm zur Sta-
bilisierung beitragen, allerdings auch zu Problemen, insbesondere zu Abhängigkeiten führen. 
So könne es bei Leistungsberechtigten gerade in guten Arbeitsbeziehungen zu Krisen kom-
men, wenn die Bezugsperson die Stelle wechsele oder wenn es in der Urlaubszeit zu Vertre-
tungssituationen komme. Um diese Problematik aufzulösen, wurde vorgeschlagen, dass ge-
nerell immer nach einigen Jahren ein Wechsel der Bezugsperson erfolgen solle, oder dass 
sich die enge Beziehung auf mehrere Schultern in Form von Bezugstandems verteilen solle. 
Dies sei auch wichtig, um keine blinden Flecken hinsichtlich des Unterstützungsbedarfs zu 
entwickeln. Insbesondere stellt es bezüglich Verselbständigung ein Problem dar, nach Jah-
ren der Gewöhnung an die Verfügbarkeit einer Unterstützungsperson wieder ohne diesen 
Rückhalt auskommen zu müssen. Dementsprechend wurde es als positiv empfunden, wenn 
Übergänge in weniger intensive Unterstützungsformen oder ein Ausstieg nicht abrupt vollzo-
gen wurden. Hilfreich waren eine gute, langfristige Vorbereitung und Planung mit einem all-
mählichen Ausschleichen der Unterstützung und vor allem der Option, sie bei Bedarf kurz-
fristig und ohne bürokratische Hürden (Antragstellung etc.) wieder zu intensivieren.  
 
Generell sei es wichtig, dass Leistungserbringer ihren Mitarbeitenden Strukturen und Ange-
bote zur Verfügung stellten, die eine regelmäßige kritische Reflexion der eigenen Arbeit för-
dern und eine fachliche und persönliche Weiterentwicklung ermöglichen. Bereits oben ge-
nannt wurden Teambesprechungen, Fortbildungen und Supervision. Es sollte eine Sensibili-
tät geschult werden für den Umgang mit Gewalt und Zwang. Auch gelte es, zugunsten einer 
personenzentrierten Arbeit eine gesunde Fehlerkultur zu entwickeln. Gerade weil in der kon-
kreten Tätigkeit oft alleine mit Menschen mit komplexen Bedürfnissen gearbeitet werde, sei 
die Möglichkeit eines offenen Austauschs im Team eine wichtige Ressource dafür, gute Ar-
beit leisten zu können, aber auch im Team Rückhalt zu finden. An einer Stelle wurde auch 
die Möglichkeit angesprochen, Genesungsbegleiter ins Team zu integrieren, um eine Erwei-
terung der Perspektiven zu begünstigen. Zur Selbstreflexion zähle auch, Rückmeldungen 
von außen zu fördern, beispielsweise durch einen regelmäßigen Austausch mit rechtlichen 
Betreuern und Angehörigen, aber auch, indem die Zufriedenheit der Klientinnen und Klienten 



 

51 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

ab und an in strukturierter Form erfragt werde. Von einigen aus der Gruppe der Leistungsbe-
rechtigten und Aussteiger wurde hingegen auf ein bereits vorhandenes, aber wenig konstruk-
tives Beschwerdemanagement seitens der Leistungserbringer verwiesen. Es sei schon 
schwer genug, sich in Konflikten aufgrund der abhängigen Position über Mitarbeitende zu 
beschweren, weil man negative Konsequenzen befürchtete, aber oft würde man auch bei 
den Vorgesetzten kein Gehör finden. Manche der Befragten fühlten sich nicht einmal bei 
Beschwerden direkt beim Leistungsträger ernst genommen.  
 
Insgesamt sei die Etablierung und die Pflege von Strukturen des Austauschs auch ein Aus-
druck der Fürsorge des Arbeitgebers gegenüber seinen Mitarbeitenden. Förderlich seien 
Arbeitsbedingungen, die den Beschäftigten ausreichend Zeit für ihre Arbeit mit den Klientin-
nen und Klienten ließen, eine unterstützende Verwaltung und Infrastruktur, flache Hierar-
chien, überschaubare Betreuungseinheiten, Rechtssicherheit und eine gute Bezahlung. Als 
erschwerend wurden mehrfach die gestiegenen Anforderungen an Dokumentation und der 
hohe bürokratische Aufwand genannt. Diese Zeit fehle dann für die eigentliche Unterstüt-
zungsarbeit. 
 
Bei der Frage nach förderlichen Strukturmerkmalen der Einrichtungen für Teilhabe und Ver-
selbständigung kamen die Interviewpartnerinnen und -partner am häufigsten auf räumliche 
Aspekte zu sprechen. Dazu zählte in erster Linie die Lage der Einrichtung. Die Lage mög-
lichst mitten in der Gemeinde und die Integration der Wohneinheiten in ein normales Woh-
numfeld, wie etwa ein Mehrparteienhaus, seien wesentlich für die Unterstützung von Teilha-
be. Eine zentrale Lage, zumindest eine gute Verkehrsanbindung ermögliche die Nutzung der 
örtlichen Infrastruktur und erleichtere den selbständigen Zugang zu allem, was man für ein 
normales Leben brauche – dies war vor allem unter den Leistungsberechtigten ein wichtiger 
Aspekt. Die Wohnung solle hinsichtlich der Ausstattung und des Standards attraktiv, barrie-
refrei und sicher sein. Sie solle die Möglichkeit zur Entfaltung persönlicher Interessen bieten 
(z. B. Internet, Haustierhaltung, eigene Haushaltsführung, eigenes Zimmer). Aber auch im 
Fall geschlossener Einrichtungen gelte es, diese so zu gestalten, dass die Bewohnerinnen 
und Bewohner sich wohl und wertgeschätzt fühlen könnten. 
 
Dezentrale Wohnstrukturen mit einer mobilen, bedarfsorientierten Unterstützung der Klien-
tinnen und Klienten in ihrem eigenen Zuhause seien förderlich; außerdem, dass die Arbeits-
bedingungen es den Mitarbeitenden erlaubten, bei Bedarf auch mit der Nachbarschaft oder 
im Stadtviertel an einem verträglichen Miteinander und einer besseren sozialen Integration 
der Betroffenen zu arbeiten. Diese entsprechenden Strukturen zu schaffen und den Mitarbei-
tenden die individualisierte und bedarfsorientierte Unterstützungsarbeit zu ermöglichen, wur-
de von vielen der Befragten zu den zentralen Merkmalen einer personenzentrierten und wir-
kungsvollen Unterstützung gezählt. Hierzu gehöre auch, Mitarbeitenden gewisse Freiräume 
in der Ausgestaltung ihrer Arbeit zu lassen und Betroffene nicht zur Teilnahme an internen 
Angeboten zu verpflichten oder sie in allzu starre Abläufe (z. B. unverrückbare Präsenzzeiten 
in der WG) einzubinden, die wiederum eine Teilnahme an Aktivitäten außerhalb des sozial-
psychiatrischen Umfeldes (z. B. ein Praktikum in einem Betrieb) erschwerten.   
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Leistungserbringer – Was ist förderlich? Was wirkt? 
 
• Förderlich für eine gelingende Arbeit mit Leistungsberechtigten in unterstützten Wohn-

formen ist eine tragfähige Arbeitsbeziehung. Sie ist unter anderem geprägt von einer 
personenzentrierten und wertschätzenden Haltung der Mitarbeitenden und einer Be-
gegnung auf Augenhöhe, aber auch von der Orientierung an den längerfristigen Zielen 
und Perspektiven der unterstützten Personen. Wenn die Beziehung stimmt, kann dies 
die betreuten Personen enorm stützen und stabilisieren. 

• Verlässliche Strukturen und feste Abläufe, zuverlässig verfügbare Ansprechpersonen, 
und bewältigbare Herausforderungen in einem überschaubaren, sicheren Rahmen 
gelten als wichtige Mittel, den Klientinnen und Klienten in unterstützten Wohnformen 
existenzielle Sicherheit und Stabilität zu geben, um so die Voraussetzung für die wei-
tere Entwicklung von Lebensperspektiven zu schaffen. 

• Der Aufgabenfokus in unterstützten Wohnformen liegt neben der psychischen Stabili-
sierung auf der Förderung von Aktivitäten, Selbständigkeit und Selbstbestimmung. 
Dies impliziert eine Umgebung, die zu Aktivität einlädt und selbständiges Handeln – 
zumindest in Teilbereichen – ermöglicht und fördert (z. B. durch Wohnen in der Stadt). 
Es erfordert aber auch Sensibilität für Bereiche, in denen Aufgaben unhinterfragt stell-
vertretend für die Person übernommen werden, und für vorgegebene Strukturen, die 
einer individuellen Entfaltung von Potenzialen gegebenenfalls im Wege stehen. 

• Besonders wichtig unter Teilhabegesichtspunkten ist die Unterstützung von Beschäfti-
gung und Arbeit. Sie reicht vom Eruieren der beruflichen Perspektiven bis zur Unter-
stützung der Aufnahme einer Beschäftigung.  

• Ebenso als stützend wurden soziale Beziehungen und persönliche Netzwerke der Be-
troffenen betrachtet. Es ist daher wichtig, ihre Vernetzung untereinander zu ermögli-
chen und zu fördern, aber auch das Knüpfen sozialer Kontakte außerhalb des sozial-
psychiatrischen Umfelds, beispielsweise durch Freizeitaktivitäten, zu unterstützen. 

• Im Sinne von Personenzentrierung und angesichts der speziellen Dynamik psychi-
scher Erkrankungen war Unterstützung immer dann besonders wertvoll, wenn sie fle-
xibel auf die individuellen Bedarfe und Bedürfnisse einging – sowohl von den Themen 
her als auch hinsichtlich des zeitlichen Umfangs und der Verfügbarkeit. Es bleibt eine 
Aufgabe (auch eine politische), die Voraussetzungen zu schaffen, dass die Arbeits-
strukturen und Arbeitsbedingungen der Mitarbeitenden dies möglich machen. 

• Als förderlich wurden Mitarbeitende beschrieben, die soziale und fachliche Kompeten-
zen und Qualifikationen mitbrachten und darüber hinaus persönliche Fähigkeiten wie 
Empathie, Selbstreflexion und Engagement zeigten. Sie selbst fühlten sich hierin unter 
anderem durch gute Arbeitsstrukturen wie eine gute Organisation und Planung, für-
sorgliche Arbeitgeber, ein tragfähiges Team, die Möglichkeit zu fachlichem Austausch, 
Supervision und Weiterqualifikationen unterstützt. 

• Die existenzielle Sicherheit, die das unterstützte Wohnen gerade Menschen mit gerin-
gen finanziellen Ressourcen bietet, und die Sorge davor, diese Sicherheit zu verlieren, 
können dazu führen, auch bei schwindendem Unterstützungsbedarf in einer unter-
stützten Wohnform zu verbleiben. Sinnvoll ist eine gute Ausstiegsplanung mit schritt-
weisen Übergängen in Richtung Verselbständigung und der Option, die Unterstützung 
im Bedarfsfall kurzfristig wieder zu reaktivieren. 
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Ebene der Individuen 
 
Obwohl sich das Thema der Untersuchung auf Strukturen und Prozessmerkmale einer wirk-
samen Unterstützung bezog, erachteten es die Forschenden als sinnvoll, die betroffenen 
Personen hierbei nicht außer Acht zu lassen. Es gab in vielen Interviews Aussagen zu Kon-
textfaktoren und persönlichen Faktoren auf der Seite des Leistungsberechtigten, die für die 
konkrete Unterstützung günstige oder weniger günstige Ausgangsbedingungen darstellten. 
Sie ließen sich folgenden Überschriften zuordnen: 
 
• Psychische Faktoren 
• Körperliche Faktoren 
• Soziale Faktoren 
• Finanzielle Faktoren  
 
Psychische Faktoren  
In wie weit eine Person sich weiterentwickeln kann, wurde häufig in Verbindung gebracht mit 
motivationalen Faktoren, persönlichen und psychischen Ressourcen: Langfristig größere 
Chancen für eine Reduktion von Teilhabeeinschränkungen wurden jenen Menschen zuge-
sprochen, die grundsätzlich nach Unabhängigkeit streben. Außerdem profitierten jene Men-
schen, die die Fähigkeit beziehungsweise die Bereitschaft mitbrächten, Unterstützung anzu-
nehmen und für sich umzusetzen, aber auch, sie bei Bedarf einzufordern und das Unterstüt-
zungssystem für sich zu nutzen. Autonomiebestrebungen seien eine wichtige Quelle für Wei-
terentwicklung. Sie sollten nicht vorschnell gebremst werden, um Klientinnen und Klienten 
vor Misserfolgen zu bewahren, sondern geprüft und nach Möglichkeit unterstützt werden. Es 
sei wichtig, die vorhandenen Ressourcen und Kompetenzen aktiv herauszuarbeiten und zu 
stärken, um sie zur Verbesserung von Teilhabechancen zu nutzen (z. B. soziale Kompeten-
zen). Als relevant wurden darüber hinaus Vorerfahrungen mit institutioneller Hilfe erachtet, 
also, welche Erfahrungen jemand bereits früher mit professionellen Unterstützungsleistungen 
gemacht hat, beispielsweise in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Sie könnten Ver-
haltensmuster und die Erwartungshaltung gegenüber Personen und Unterstützungsmaß-
nahmen in positiver oder negativer Hinsicht prägen und wirkten auch in aktuellen Interaktio-
nen nach.  
 
Hinsichtlich persönlicher Merkmale wurde vielfach hervorgehoben, dass ein junges Alter und 
eine kürzere Kranken- und Behandlungsgeschichte gute Voraussetzungen für das (Wieder-) 
Erlangen von Selbständigkeit biete. Der Bildungshintergrund und das kognitive Leistungsni-
veau spielten ebenfalls eine wichtige Rolle. Als Barrieren wirkten die Ausgeprägtheit von 
Symptomen, ein schwerer Krankheitsverlauf mit möglicherweise bereits irreversiblen Schä-
digungen und eine generell eingeschränkte psychische Belastbarkeit. In Hinblick auf psychi-
sche Ressourcen wurde berichtet, jene Leistungsberechtigte hätten es besonders schwer, 
deren Fähigkeit, sich auf Beziehungen einzulassen, grundlegend beschädigt sei und denen 
es schwer falle, Vertrauen zu entwickeln. Schwerer hätten es eindeutig Personen mit wenig 
Antrieb und geringer Initiative, außerdem Menschen mit geringem Selbstvertrauen. Bei ihnen 
bestehe die Gefahr, aus Angst vor dem Verlust der Unterstützung keine Schritte in Richtung 
Ausstieg aus dem unterstützten Wohnen zu wagen. 
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Körperliche Faktoren  
Körperliche Faktoren wurden nicht als das Kernproblem genannt, wenn es um Teilhabeein-
schränkungen ging, aber sie erschwerten sie deutlich. Dies betraf Konditionen wie Schwer-
hörigkeit, Schmerzen, Gehbehinderungen, Lähmung und vieles mehr. Positiv wirkte sich 
nach Angaben der Personen, die diese Themen nannten, aus, wenn in der Unterstützung 
das Augenmerk auch auf die Linderung körperlicher Beeinträchtigungen gelegt wurde. Eine 
gute medizinische Grundversorgung und eine spezielle fachärztliche Versorgung für somati-
sche Probleme wurden daher als wichtige begleitende Maßnahmen hervorgehoben, um Vo-
raussetzungen für eine Förderung von Teilhabe zu schaffen.  
 
Soziale Faktoren  
In vielen Texten wurde die Bedeutsamkeit eines stützenden sozialen Umfelds für das Gelin-
gen von Unterstützung hervorgehoben. Wenn Betroffene darüber verfügten, profitierten sie 
enorm in Hinblick auf psychische Stabilität und Zufriedenheit. Dementsprechend zielten die 
Bemühungen der Betreuung darauf ab, dieses Umfeld zu erhalten, zu vergrößern und die 
Betroffenen im sozialen Raum besser zu verankern – einerseits durch Kontaktmöglichkeiten 
in der Szene der Betroffenen, andererseits durch die Förderung von Kontakten außerhalb 
der Einrichtung, zum Beispiel durch Integration in das örtliche Vereinsleben. Es wurde als 
überaus wichtig erachtet, den Betroffenen diese Freiräume zu geben, Beziehungen zu ge-
stalten beziehungsweise in der Betreuungsarbeit auf das Knüpfen eines Netzwerks von So-
zialkontakten hinzuarbeiten. Die sozialen Kontakte mit „Normalen“ wiederum wurden nicht 
von allen und nicht unbedingt immer als hilfreich erlebt. Sie führten manchen von ihnen ihre 
vermeintlichen Unzulänglichkeiten und Verluste vor Augen, zum Beispiel höhere Ermüdbar-
keit und geringere Konzentrationsfähigkeit. Im sozialen Vergleich schnitten sie schlechter ab, 
als wenn sie sich nur unter ihresgleichen bewegt hätten, was wiederum das Selbstwertgefühl 
beeinträchtigen und zu Selbststigmatisierung führen kann. 
  
Im Ansatz mit Wohngruppen wird dieser Gedanke, den Betroffenen durch Kontakte mit Men-
schen in einer ähnlichen sozialen Situation ein stützendes Umfeld zur Seite zu stellen, ver-
wirklicht. Wie bereits erwähnt wurde aber oft beklagt, bei der Wahl der Mitbewohnerinnen 
und Mitbewohner kein Mitspracherecht gehabt zu haben, so dass diese Kontakte von den 
Betroffenen auch zum Teil weniger unterstützend als störend erlebt wurden. Zu einem stüt-
zenden sozialen Umfeld zählten einige Befragte auch ihre Haustiere wie zum Beispiel ihre 
Katze, die ihnen in Krisenzeiten mehr Halt geben könnten als viele Menschen. Es war diesen 
Personen daher auch besonders wichtig, in unterstützten Wohnsettings die Möglichkeit zu 
haben, ihr Tier bei sich zu behalten.  
 
Außerdem wurde die Bedeutung der Herkunftsfamilie und der jetzigen Beziehung zu den 
Angehörigen hervorgehoben. Wenn die Beziehung zur Familie stimmte, war sie eine wichtige 
Ressource für die Weiterentwicklung der Person. Leider gab es oft problematische frühere 
und aktuelle Erfahrungen mit der Herkunftsfamilie: Mangelnder Rückhalt, misshandelnde, 
aber auch vernachlässigende oder überfürsorgliche Eltern beziehungsweise Elternteile hat-
ten dazu beigetragen, dass die Betroffenen in ihren Alltagskompetenzen, aber auch in ihren 
Fähigkeiten zur Gestaltung sozialer Beziehungen oft nachhaltig beeinträchtigt waren. Oft war 
dies auch der Hintergrund dafür, sich nur schwer auf eine Unterstützung durch andere Men-
schen einzulassen. Häufig wurde in den Interviews aber auch betont, wie wichtig eine ver-
trauensvolle Betreuungsbeziehung dafür sei, um neue, positive Lernerfahrungen in sozialen 
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Interaktionen machen zu können. Auch aktuelle Partnerschaften spielten eine unterschiedli-
che Rolle. In manchen Fällen waren es Probleme in der Partnerschaft, die regelmäßig zu 
Krisen führten oder die psychische Befindlichkeit zusätzlich beeinträchtigten. In anderen Fäl-
len konnte die Partnerschaft der Person Halt geben.  
 
Finanzielle Faktoren  
Häufig erzeugte die Knappheit ihrer Finanzen bei den Betroffenen ein Gefühl anhaltender 
Belastung, zum Teil erzeugte es Existenzängste. Sie erlebten ihre Teilhabe durch einge-
schränkte finanzielle Mittel massiv reduziert. Die bisherigen rechtlichen Rahmenbedingungen 
trugen dazu bei, durch einen geringen Selbstbehalt und das Heranziehen von Vermögen der 
Angehörigen das Armutsrisiko zu verstärken oder die Angst davor zu fördern. Teilweise wur-
den Abhängigkeiten unterstützt (das Risiko einer Veränderung war den Betroffenen zu hoch) 
oder es wurde die Akzeptanz von Unterstützung verringert (Betroffene wollten sich mit ihren 
begrenzten Mitteln nicht auch noch an den Kosten beteiligen müssen). 
 
Auf der anderen Seite führte das Leben am existenziellen Minimum bei manchen Betroffe-
nen zu einfachen Kosten-Nutzen-Aufstellungen. Ein Leben in einer unterstützten Wohnform 
mit dem Lohn aus der Werkstatt und einem sicherem Dach über dem Kopf wurde gegenüber 
einem selbständigen Leben mit einer schlecht bezahlten Arbeitsstelle auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt abgewogen. Hinzu kamen eine möglicherweise teure Wohnung auf dem freien 
Wohnungsmarkt und die Angst, im Falle einer Wohnungskündigung ohne Mittel in die Ob-
dachlosigkeit zu rutschen. Die Anbindung an ein Unterstützungssystem gab diesen Perso-
nen eine existenzielle Sicherheit, die sie so schnell nicht aufs Spiel setzen wollten.  
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Leistungsberechtigte – Was ist förderlich? Was wirkt? 
 
• Als förderlich dafür, dass die Unterstützung gelingt, werden unter anderem Faktoren 

wie Alter, Besonderheiten des Erkrankungsverlaufs, Symptome und kognitive Fakto-
ren beschrieben. 

• Besonders wichtig erscheinen vorhandene soziale Kompetenzen (z. B. Fähigkeiten, 
sich auf Beziehungen einzulassen, die eigenen Bedürfnisse formulieren zu können) 
und motivationale Faktoren (z. B. die Bereitschaft, Unterstützung anzunehmen, das 
Streben nach Unabhängigkeit). 

• Es ist wichtig, dass bei unterstützenden Maßnahmen auch mögliche körperliche Ein-
schränkungen, die den Erfolg der Bemühungen beeinträchtigen können, beachtet und 
angemessen behandelt werden. 

• Ein tragfähiges soziales Umfeld, egal ob mit von Behinderung betroffenen Menschen 
oder mit Menschen außerhalb des Unterstützungssystems kann für die Betreffenden 
eine große Quelle der Unterstützung sein. Insbesondere spielen Kontakte nach „drau-
ßen“ eine Rolle, wenn es um die Vorbereitung eines möglichen Ausstiegs aus dem un-
terstützten Wohnen geht und ein tragfähiges Netz außerhalb gebraucht wird. Durch 
Prozesse des sozialen Vergleichs kann es aber auch zu Selbststigmatisierung kom-
men. 

• Die Herkunftsfamilie und die Partnerschaft können für die Betroffenen enorm unter-
stützend sein, aber auch eine destruktive Rolle spielen. Förderlich kann in der Arbeit 
mit Betroffenen eine personenzentrierte Haltung sein, die sie darin unterstützt, diese 
Rollen für sich zu klären und sich gegebenenfalls auch vor destruktiven Einflüssen zu 
schützen. 

• Die finanzielle Lage der Betroffenen spielt eine wichtige Rolle dabei, Unterstützungs-
maßnahmen annehmen, aber auch wieder aufgeben zu können. Armut und keine rea-
listische Aussicht auf eine Besserung der eigenen Lage aus eigener Kraft fördern eine 
Haltung der Perspektivlosigkeit und des Verharrens in einer gerade noch erträglichen 
Situation, anstelle eine Verschlechterung zu riskieren. Eigene Erwerbstätigkeit, auch 
im Rahmen der Eingliederungshilfe, sollte keinesfalls verhindert werden. Vielmehr soll-
ten Anreize geschaffen werden, für sich das größtmögliche Maß an Teilhabe zu errei-
chen.  
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4.4 Zusammenfassung 
 
In diesem Teilprojekt wurde das Leistungsgeschehen in unterstützten Wohnformen aus drei 
verschiedenen Perspektiven beleuchtet, mit Hilfe von Experteninterviews, die inhaltsanaly-
tisch ausgewertet wurden. Der spezielle Fokus richtete sich darauf, die Strukturen und Pro-
zesse im unterstützten Wohnen zu identifizieren, die dazu geeignet sind, die Ziele der Ein-
gliederungshilfe zu realisieren, nämlich „…die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu för-
dern und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie eine möglichst selbständige und 
selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen oder zu erleichtern“ (SGB IX § 4 i.d.F. 
14.12.2019). 
 
Das umfangreiche Textmaterial, das auf Interviews mit insgesamt 77 Personen basierte, bot 
eine breite Übersicht über den Alltag und die Arbeit im Kontext der Eingliederungshilfe. Die 
unterstützenden Aspekte betrafen die konkreten Prozesse von der Erfassung des Unterstüt-
zungsbedarfs bis zur konkreten Assistenz im Alltag, aber sie reichten auch darüber hinaus. 
Das Unterstützungssystem insgesamt, das gesellschaftliche Klima sowie Förderfaktoren und 
Barrieren auf Seiten des Individuums kamen ebenfalls häufig zur Sprache und boten An-
haltspunkte dafür, welche Aufgaben zu bewältigen sind, damit die konkrete Unterstützung 
auch wirksam werden kann. 
 
Ohne einen Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, sind in Abbildung 4 eine Reihe von 
grundlegenden Förderfaktoren und Bereichen dargestellt, die auf den verschiedenen Ebenen 
als relevant erachtet wurden.  
 
Auf der Ebene „Gesellschaft“ sind dies Prozesse und Aktivitäten, die eine Haltung der Offen-
heit gegenüber Menschen mit seelischen Beeinträchtigungen fördern. Damit die Unterstüt-
zung in Richtung auf Teilhabe wirksam werden kann, benötigt sie einen gesellschaftlichen 
Boden, auf dem sich Betroffene sicher und frei bewegen können, ohne zu riskieren, sich Ver-
letzungen aufgrund offener oder versteckter Diskriminierung aussetzen zu müssen. Hier leis-
ten Leistungserbringer und Leistungsträger idealerweise eine passgenaue und sensible  
Vermittlungsarbeit um Menschen mit Beeinträchtigung dazu zu verhelfen, einen gleichbe-
rechtigten Platz in der Gesellschaft zu erlangen und zu behaupten.  
 
Auf der Ebene des Unterstützungssystems, das die Gesamtheit aller Prozesse und Struktu-
ren, auch über das unterstützte Wohnen hinaus umfasst, lautet das zentrale Stichwort Per-
sonenzentrierung. Nicht die Menschen sollen sich an die Angebote anpassen, sondern die 
Angebote an die Menschen. Wirksam ist es daher, wenn es in der Region eine differenzierte 
Unterstützungslandschaft gibt, die mit einer Vielfalt unterschiedlicher Angebote in der Lage 
ist, auf die sehr individuellen Bedarfskonstellationen und auf die Möglichkeit ihrer Verände-
rung einzugehen. Besonderes Augenmerk sollte auf die Übergangsmöglichkeiten gelegt 
werden, damit sich Entwicklungspotenziale bei den Leistungsberechtigten entfalten können 
und Entwicklungen nicht ins Leere laufen (z. B. selbständigere Wohnmöglichkeiten, Arbeits-
möglichkeiten, niederschwellige psychosoziale Begleitung). Hierfür ist es auch wichtig, dass 
die Leistungsträger und die Anbieter verschiedener Formen von Unterstützung über die ver-
schieden Sozialgesetzbücher hinweg untereinander gut vernetzt sind und miteinander ko-
operieren. Darüber hinaus gilt es, die gesetzlichen und finanziellen Rahmenbedingungen im 
Zusammenhang mit dem Leistungsbezug so auszugestalten beziehungsweise zu modifizie-
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ren, dass die Ziele Teilhabe und größtmögliche Selbständigkeit nicht konterkariert, sondern 
gefördert werden. 
 
Auch auf der Ebene der Leistungsträger wurde Personenzentrierung als zentraler Wirkfaktor 
benannt. Eine personenzentrierte Planung von Unterstützung beginnt mit der Erfassung des 
individuellen Unterstützungsbedarfs und dem Herausarbeiten einer Zielperspektive gemein-
sam mit der Person, um wirksam werden. Die grundsätzlich notwendige Zielorientierung der 
Unterstützung sollte auch im Blick haben, dass es für manche Menschen im Sinne einer 
Verhinderung von Verschlechterung ihrer Beeinträchtigung essenziell ist, ohne Verände-
rungsdruck zunächst in einem Setting verbleiben zu können, um einen destruktiven Verlauf 
zur Ruhe zu bringen. In anderen Fällen ist die Move On-Perspektive von Anfang an wichtig, 
um nicht Prozessen der Hospitalisierung Betroffener Vorschub zu leisten. Um hier Augen-
maß walten zu lassen und die Perspektive des Betroffenen richtig einbeziehen zu können, ist 
ein persönlicher vertrauensvoller Kontakt mit den Leistungsberechtigten wichtig. Mit Perso-
nenzentrierung eng verbunden ist eine gewisse Flexibilität, um Veränderungen in der Unter-
stützung zeitnah realisieren zu können und Übergänge gut zu gestalten (siehe oben). Die 
Voraussetzung zur Umsetzung dieser Ansätze sind entsprechende Arbeitsbedingungen und 
Kompetenzen bei den Mitarbeitenden der Leistungsträger. 
 
Die meisten Hinweise zu günstigen Faktoren beziehen sich erwartungsgemäß auf die Arbeit 
der Leistungserbringer. Die Grundvoraussetzung für eine personenzentrierte Unterstützung 
ist auch hier Flexibilität. Für die Leistungsberechtigten war es von größtem Wert und sorgte 
für ein Gefühl von Sicherheit und Stabilität, im Bedarfsfall unkompliziert eine Ansprechperson 
zur Verfügung zu haben. Generell wurden viele der Aufgaben der Leistungserbringer darin 
gesehen, den Leistungsberechtigten existenzielle Sicherheit zu vermitteln, was von der Ver-
mittlung von Wohnraum über den Bezug sozialer Leistungen, die Ermöglichung sozialer Be-
ziehungen bis zur Unterstützung der Aufnahme einer individuell passenden Beschäftigung 
reichte. Besonders häufig wurde – damit die Unterstützung wirksam werden kann – auf die 
Notwendigkeit einer tragfähigen Beziehung zwischen Bezugsperson und Leistungsberechtig-
ten eingegangen. Zugunsten von Teilhabe wurde die Notwendigkeit der Kontext- und Au-
ßenorientierung in der täglichen Arbeit betont, um so zu einer Normalisierung beizutragen. 
Auch an dieser Stelle wurde die Notwendigkeit förderlicher Arbeitsbedingungen und              
-strukturen für die Mitarbeitenden genannt, um sie zu befähigen, eine kompetente und reflek-
tierte Unterstützung zu leisten.    
 
Auf der Ebene der Individuen wurden förderliche und hemmende Faktoren gesehen, die die 
professionelle Unterstützung wirksam werden lassen oder erschweren. Es ist wichtig, den 
bio-psycho-sozialen Kontext des Leistungsberechtigten umfassend in die Planung von Un-
terstützungsleistungen mit einzubeziehen. Motivationale Faktoren, aber auch das soziale 
Umfeld und günstige Vorerfahrungen spielen eine wichtige Rolle, damit Unterstützung wirk-
sam werden kann. 
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Abbildung 4: Strukturierungsebenen und Kerninhalte der Analyse 
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5. Teilprojekt 3: Kohortenstudie 
„Wie wirksam ist unterstütztes Wohnen?“ 
 
5.1 Zielsetzung 
 
In Teilprojekt 3 geht es um die Wirkung unterstützten Wohnens im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe. Ziel dieser prospektiven Kohortenstudie war es, die Entwicklung von Neueinstei-
gern und Wechslern in verschiedenen Settings des unterstützten Wohnens über einen Zeit-
raum von 18 Monaten zu erfragen und zu evaluieren. Dabei interessierten insbesondere das 
soziale Funktionsniveau, die Selbsteinschätzung der Chancen, sich in unterschiedlichen Le-
bensbereichen zu verwirklichen, der Versorgungsbedarf, die Inanspruchnahme von Unter-
stützungsleistungen sowie Lebensqualität und Symptomatik. Die Entwicklung sollte in Bezug 
gesetzt werden zu einem möglichen Einfluss von Struktur- und Prozessmerkmalen der Woh-
nunterstützung, um daraus gegebenenfalls Schlüsse für das Versorgungsangebot ziehen zu 
können. 
 
Ergänzt werden sollte diese Längsschnittuntersuchung durch qualitativ auszuwertende Inter-
views mit denjenigen Personen, die noch vor dem regulären Ende der Studie ganz aus dem 
unterstützten Wohnen ausstiegen oder in eine weniger intensiv unterstützte Wohnform 
überwechselten („Aussteiger“). Dabei interessierte insbesondere die Frage nach den Moti-
ven, danach, wie die aktuelle Lebenssituation nun bewertet wird, und welche persönlichen 
und umweltbezogenen Ressourcen den Betroffenen für diesen Schritt zur Verfügung stan-
den beziehungsweise welche Barrieren den Schritt erschwert hatten. 
 
 
5.2 Vorgehen und Methodik  
 
5.2.1 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
 
Es war geplant, dass von Juni 2017 bis Juni 2018 in den vier Stadt- und Landkreisen jede 
Person für die Studienteilnahme gewonnen werden sollte, 
 
• die von einer unbetreuten Wohnsituation in eine unterstützte Wohnform wechselte 

(=“Neufall“) oder  
• bei der ein bedeutsamer Wechsel des Unterstützungssettings oder des Unterstützungs-

umfangs anstand (z. B. von stationärem Wohnen ins ABW, von intensiv betreutem ABW 
in stationäres Wohnen, vom ABW ins BWF) (=“Wechsler“).  

 
Darüber hinaus galten weitere Voraussetzungen beziehungsweise Einschränkungen:  
 
• Leistungsträgerschaft bei der Eingliederungshilfe des jeweiligen oder des benachbarten 

Stadt- beziehungsweise Landkreises (z. B. Leistungserbringung im Rhein-Neckar-Kreis 
mit Leistungsträgerschaft durch den Kreis selbst oder die Stadt Heidelberg) 

• keine unterstützte Wohnform im Sinne eines zeitlich limitierten Programms  
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• Hauptdiagnose einer psychischen Störung der Hauptkategorien F0 bis F6 und F8 nach 
ICD-10 

• Volljährigkeit 
• Einwilligungsfähigkeit, ausreichendes Verständnis für Ziel und Inhalt der Studie 
• ausreichendes deutsches Sprachverständnis 
 
Nicht eingeschlossen werden sollten Klientinnen und Klienten des unterstützten Wohnens, 
für die eine Studienteilnahme aufgrund körperlicher oder psychischer Konditionen eine zu 
große Belastung gewesen wäre. 
 
Im Sinne einer aussagekräftigen Statistik wurde ursprünglich als Zielgröße eine Zahl von 
insgesamt ca. 240 Teilnehmerinnen und Teilnehmern angestrebt.  
 
5.2.2 Rekrutierungsprozedere 
 
Datenschutzrechtliche Gründe erforderten es, dass die Gewinnung von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern in einem zweistufigen Prozess erfolgte: 
  
1. Screening und Kontaktvermittlung durch Mitarbeitende im Fallmanagement und/oder im 
Rahmen der Hilfeplankonferenz 
2. Aufklärung über die Studie und Einholen der schriftlichen Einwilligung in die Studien-
teilnahme („informed consent“) durch Studienmitarbeitende  
 
Der Kontakt zu den potentiell in Frage kommenden Klientinnen und Klienten wurde vermittelt 
durch die Stadt- und Landkreise beziehungsweise die Gemeindepsychiatrischen Verbünde. 
Einrichtungen beziehungsweise Mitarbeitende mit unmittelbarem Kontakt zu möglichen Stu-
dienteilnehmerinnen und -teilnehmern waren angehalten, die betreffenden Personen über 
die Möglichkeit einer Studienteilnahme zu informieren und eine Kontaktaufnahme vorzube-
reiten. Wenn Interesse bestand, konnten die potenziell Teilnehmenden auf einem Abschnitt 
des Informationsflyers zur Studie ihre schriftliche Erlaubnis zur Weitergabe der Kontaktdaten 
an die Studienmitarbeitenden erteilen. 
 
Die ausführliche Aufklärung und das Einholen der Zusage zu einer Teilnahme erfolgten in 
einem persönlichen Gespräch durch die Studienmitarbeitenden selbst. Sie informierten die 
potenziellen Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer über die Ziele der Studie, ihre Durch-
führung und Aspekte des Datenschutzes. Diese Vorgespräche dauerten in der Regel zehn 
bis 15 Minuten. Im Anschluss baten die Mitarbeitenden um die freiwillige Studienteilnahme 
und ließen sich die Zustimmung hierzu mit einer Unterschrift bestätigen („informed consent“). 
Danach konnte die eigentliche Datenerhebung beginnen. Die erste Befragung sollte mög-
lichst innerhalb von acht Wochen nach Beginn der Maßnahme (Neueinstieg oder Wechsel 
der Unterstützungsintensität) stattfinden. 
 
Im Laufe des Studienzeitraums wurden in Bezug auf Rekrutierungszeitraum und -prozedere 
in Absprache mit den entsprechenden Stellen verschiedene Anpassungen vorgenommen. 
So wurde der Rekrutierungszeitraum von zwölf auf 18 Monate verlängert. Er endete statt im 
Juni im November 2018. Außerdem wurde der mit dem Screening und der Kontaktvermitt-
lung betraute Personenkreis erweitert. Dies war sinnvoll, weil die Zahl der Studienteilneh-
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menden von Anfang an hinter den Erwartungen zurück blieb. Andererseits erforderte die 
unterschiedliche Organisation des Zugangs zur Eingliederungshilfe in den vier Stadt- und 
Landkreisen ein differenzielles Vorgehen beim Screening und bei der Vermittlung potenziel-
ler Teilnehmerinnen und Teilnehmer an das Studienteam. 
 
In der Stadt Heidelberg und im Rhein-Neckar-Kreis sprachen die zuständigen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter im Fallmanagement potenziell geeignete Personen auf die Möglichkeit 
einer Studienteilnahme an und holten das schriftliche Einverständnis zur Weitergabe der 
Kontaktdaten an den Studienmitarbeiter ein. Ab November 2017 wurden das Screening und 
die Kontaktvermittlung auch durch den Sozialdienst des Universitätsklinikums Heidelberg 
und die dortige Hilfeplankonferenz unterstützt. Ab Anfang 2018 beteiligten sich auch Mitar-
beitende der verschiedenen Leistungserbringer in der Stadt Heidelberg und im Rhein-
Neckar-Kreis. Diese Vorgehensweisen wurden jeweils mit der Ethikkommission der Universi-
tät Heidelberg abgestimmt. 
 
Im Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis erfolgten aufgrund der organisatorischen 
Strukturen das Screening und die Information über die mögliche Studienteilnahme durch 
Mitarbeitende bei den Leistungserbringern. Ab Oktober 2017 ermöglichten die GPV-
Trägerkonferenzen beider Landkreise den Studienmitarbeiterinnen außerdem die Teilnahme 
an den monatlich stattfindenden Hilfeplankonferenzen. Das Studienteam erhielt hierdurch die 
Möglichkeit, geeignete Personen direkt anzusprechen oder aber ihre koordinierenden Be-
zugspersonen (z. B. Sozialdienst, rechtliche Betreuer) um eine Vermittlung des Kontakts zu 
bitten. Dieses Vorgehen wurde von der Ethikkommission der Universität Ulm gebilligt. 
 
 
Abbildung 5: Verlauf der Rekrutierung nach Stadt- und Landkreisen 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: Der Rekrutierungsstand wurde nicht in gleichen zeitlichen Abständen erfasst. 
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Aufgrund der Vielzahl involvierter Stellen, aber auch wegen der sensiblen Situation der oft 
fundamentalen Veränderung im Leben der Betroffenen durch den Umzug gelang es nicht 
immer, die Befragung tatsächlich innerhalb der vorgesehenen acht Wochen nach Beginn der 
Wohnunterstützung oder des Umzugs in eine neue unterstützte Wohnform durchzuführen. 
Zugunsten der Teilnehmerzahlen wurde das Zeitkriterium vom Studienteam mit Augenmaß 
behandelt und es wurden auch leicht verspätete Meldungen akzeptiert.  
 
Abbildung 5 zeigt den Verlauf der Rekrutierung über den Untersuchungszeitraum. In den 
einwohnerstärkeren Landkreisen konnten auch mehr Teilnehmende gewonnen werden. Zum 
Ende des Studieneinschlusses am 30.11.2018 hatten sich 102 Personen zur Studienteil-
nahme bereit erklärt. Die meisten kamen aus dem Rhein-Neckar-Kreis (N=36), gefolgt vom 
Landkreis Ravensburg (N=30). Aus der Stadt Heidelberg und dem Bodenseekreis kamen 
jeweils 18 Personen. 
 
5.2.3 Untersuchungsinstrumente und Datenerhebung 
 
Die Datenerhebung war breit angelegt und umfasste verschiedene Outcomes (Abbildung 6), 
die für die Fragestellung relevant erschienen und Bereiche für mögliche Veränderungen re-
präsentierten.  
 
Abbildung 6: Untersuchte Bereiche 

 

 
 
Zur Datenerhebung wurden bewährte, teilweise standardisierte Erhebungsinstrumente ein-
gesetzt (Tabelle 5). Als Hauptoutcome wurden Aktivitäten und Funktionsniveau im Alltag 
definiert. Dies wurde operationalisiert durch die Social Functioning Scale (Birchwood et al. 
1990, deutsche Version: Iffland et al. 2015). 
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Tabelle 5: Verwendete Messinstrumente 

Konstrukte Messinstrumente 

Soziale Funktionen, Aktivitäten und Teilhabe 
(Selbstbeurteilung)  

The Social Functioning Scale (SFS) (Birchwood et al. 1990; 
Iffland et al. 2015) 

Verwirklichungschancen (Selbstbeurteilung)  Oxford Capabilities Questionnaire – Mental Health (OxCAP-
MH) (Simon et al. 2013) 

Versorgungsbedarf (Selbstbeurteilung)  Camberwell Assessment of Need Short Appraisal Schedule 
(CANSAS) (Phelan et al. 1995; Hegedüs & Abderhalden 2011) 

Lebensqualität (Selbstbeurteilung)  Manchester Short Assessment of Quality of Life (MANSA) 
(Priebe et al. 1999) 

Inanspruchnahme von Unterstützungsleis-
tungen, Behandlung, Lebenssituation, Tätig-
keit (Selbstauskunft)  

Client Sociodemographic and Service Receipt Inventory 
(CSSRI-EU) (Chisholm et al. 2000; Roick et al. 2001) 

Symptomatik (Selbstbeurteilung)  Symptom-Checklist-K-9 (SCL-K-9) (Klaghofer & Brähler 2001) 

Symptome und Funktionsfähigkeit (Fremd-
beurteilung Bezugsmitarbeitende) 

Health of the Nation Outcome Scales (HoNOS) (Wing et al. 
1997; Andreas et al. 2007) 

Kognitives Leistungsvermögen (Test) Trail Making Test (TMT) (Reitan 1958) 

Teilhabe-Perspektiven (Wohnen, Arbeit / 
Tagesstruktur) (Selbst-/Fremdbeurteilung) 

selbst konstruierte Items 

 
Je nach den Möglichkeiten oder dem Wunsch der Befragten konnten die meisten Fragebö-
gen mit Unterstützung durch eine Person aus dem Studienteam selbständig ausgefüllt wer-
den. Die Datenerhebung konnte aber auch komplett im Interviewstil durchgeführt werden. 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bestimmten selbst den Ort, an dem die Datenerhebung 
stattfinden sollte. Dies konnte zuhause bei den Befragten, aber auch in den Büroräumen der 
Studienmitarbeitenden sein. Je nach Belastbarkeit der Befragten konnte die Erhebung unter-
brochen und zu einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt werden. Dementsprechend variierte 
der zeitliche Umfang für die Befragung von etwa einer bis über drei Stunden. Teilweise erga-
ben sich bis zu drei Termine. 
 
Bei den Health of the Nation Outcome Scales (HoNOS) (Wing et al. 1997; Andreas et al. 
2007) zur Einschätzung der Schwere von Symptomen und der funktionalen Beeinträchtigung 
sowie zur Einschätzung der Zukunftsperspektive war die Auskunft einer von den Teilneh-
menden genannten Betreuungsperson erforderlich. Hierfür wurde diese Person durch den 
Studienteilnehmer oder die -teilnehmerin schriftlich von der Schweigepflicht entbunden. 
 
5.2.4 Ergänzende Interviews mit Aussteigern und Personen, bei denen sich der Unter-
stützungsumfang reduzierte 
 
Wenn es bei den Teilnehmenden zu einer Statusveränderung in Richtung auf eine Verringe-
rung der Unterstützung kam, sollte die quantitative Studie durch eine (retrospektive) qualita-
tive Untersuchung ergänzt werden: Wenn sie damit einverstanden waren, wurden Leitfaden-
interviews mit jenen Personen durchgeführt, die innerhalb des Katamnesezeitraumes in eine 
weniger intensiv unterstützte Wohnform überwechselten oder ganz aus dem unterstützten 
Wohnen ausstiegen. Die betreffenden Personen wurden der Einfachheit halber als „Ausstei-
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ger“ bezeichnet (vgl. Kapitel 6). Bei der Verwendung des Begriffs geht es nicht um Studien-
aussteiger, sondern um Veränderungen beim Wohnen im Verlauf der Studie. 
 
5.2.5 Auswertungsschritte 
 
Einschätzung der Repräsentativität der Stichprobe 
 
Aus technischen Gründen war es nicht möglich zu erfassen, wer von den infrage kommen-
den Personen an der Studie teilnahm beziehungsweise wer die Teilnahme ablehnte oder aus 
anderen Gründen nicht erreicht wurde. Zur Überprüfung der Repräsentativität musste daher 
ein anderes Verfahren gewählt werden. Hierfür wurden einige Stichprobenmerkmale mit den 
Merkmalen von Klientinnen und Klienten verglichen, die in den untersuchten Stadt- und 
Landkreisen in einem Vergleichszeitraum als Neufälle vermerkt waren. Der Zeitraum sollte 
dem Rekrutierungszeitraum entsprechen, um den Anteil der mit der Studie erreichten Perso-
nen an allen für die Studie in Frage kommenden Personen abschätzen zu können.  
 
Als Referenzdatensatz wurde eine Stichprobe der in Teilprojekt 1 ausgewerteten Daten her-
angezogen. Die Daten stammten aus der Abfrage der GPV-BADO (Landkreis Ravensburg 
und Bodenseekreis) sowie aus den vom KVJS für die kommunale Teilhabeplanung generier-
ten Daten im Rhein-Neckar-Kreis und in der Stadt Heidelberg. Diese Datensätze wurden 
weiter gefiltert, um sie mit den Auswahlkriterien für die Kohortenstudie vergleichbar zu ma-
chen. Auswahlkriterien waren die Leistungsträgerschaft des eigenen Stadt- beziehungsweise 
Landkreises (Heidelberg, Rhein-Neckar-Kreis) beziehungsweise des jeweiligen Nachbarkrei-
ses. Im Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis wurde hierfür die Variable „Herkunfts-
region (letzter gewöhnlicher Aufenthalt)“ als Indikator für die wahrscheinliche Leistungsträ-
gerschaft herangezogen. Auch hier wurden nur Datensätze mit Herkunftsregion Landkreis 
Ravensburg oder Bodenseekreis genommen. Entsprechend der Einschlusskriterien für die 
Studie wurden nur Personen mit einer Hauptdiagnose im Bereich von F0 bis F6 sowie F8 
herangezogen. Personen in zeitlich befristeten therapeutischen Wohnangeboten wurden 
ebenso ausgeschlossen wie im Fachpflegeheim lebende, da in diesen Wohnformen keine 
Rekrutierung stattfand. 
 
Die Unterschiedlichkeit der vorliegenden Datensätze erforderte weitere Anpassungen: Um 
dem Rekrutierungszeitraum der WieWohnen-BW-Studie von 18 Monaten zu entsprechen, 
wurden im Landkreis Ravensburg und im Bodenseekreis alle Datensätze in den Kontrollda-
tensatz mit aufgenommen, deren Datum in der Variable „Datum des Beginns der Leistungs-
erbringung“ zwischen 1.7.2014 und 31.12.2015 lag. In den Datensätzen der Stadt Heidelberg 
und des Rhein-Neckar-Kreises wurde die Variable „Leistungsdauer“ verwendet. Dort waren 
nur Jahreszahlen vermerkt. Wegen des Stichtags 30.6.2015 in der Stadt Heidelberg wurden 
für den Zeitraum von 18 Monaten alle Datensätze aus 2014 und 2015 herangezogen. Die 
Daten des Rhein-Neckar-Kreises von 2015 wurden ergänzt durch eine Stichprobe von 42 
Datensätzen, die per Zufallsauswahl aus den insgesamt 83 relevanten Datensätzen des Jah-
res 2014 gezogen wurde. 
 
Verglichen wurde die Schnittmenge aus allen Merkmalen, die sowohl in den Datensätzen der 
Versorgungsregionen als auch im Studiendatensatz zur Verfügung standen. 
 



 

66 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

Neben der rein deskriptiven Auszählung wurden mögliche Unterschiede zwischen Studien- 
und Kontrolldatensatz mittels Chi2-Tests oder anderer non-parametrischer Verfahren sowie  
t-Tests für Mittelwertsunterschiede zweier unabhängiger Stichproben geprüft. 
 
Charakterisierung der Stichprobe und Beschreibung der Ausgangssituation 
 
Zur Charakterisierung der Stichprobe und zur Beschreibung der Ausgangssituation wurden 
die soziodemografischen und klinischen Merkmale sowie die Angaben in den Untersu-
chungsinstrumenten bei der Baseline-Erhebung deskriptiv ausgewertet. Außerdem wurde 
dort, wo es die Daten erlaubten und nach entsprechender Verarbeitung der Daten mittels 
parametrischer und non-parametrischer Verfahren auf Mittelwertsunterschiede und mögliche 
Gruppenunterschiede getestet. 
 
Umgang mit Missing Data 
 
Zum Umgang mit fehlenden Werten in Skalen wurden die Richtlinien der einzelnen Skalen 
beachtet und Gesamtscores nur gebildet, wenn die mindestens notwendige Anzahl der gülti-
gen Werte dies zuließ. War es zulässig, den Score zu berechnen, wurde der in dieser Skala 
erzielte individuelle Mittelwert der teilnehmenden Person herangezogen. Die Daten waren 
insgesamt relativ vollständig, nur vereinzelt fehlten Werte. 
 
Auswertung der Längsschnittdaten 
 
Zunächst wurden die Merkmale der Personen, die bis zum regulären Ende der Untersuchung 
in der Studie blieben („Completer“) mit denen jener Personen verglichen, die vorzeitig aus 
der Studie ausgestiegen waren („Drop Out“). Die Unterschiede zwischen den beiden Teil-
stichproben wurden je nach der Art der Daten mit parametrischen (Mittelwertsvergleiche) und 
nonparametrischen Verfahren (Chi2-Test, Exakter Test nach Fisher) daraufhin geprüft, ob sie 
außerhalb des Bereichs zufälliger Schwankungen liegen. 
 
Anschließend wurden zur Überprüfung möglicher Veränderungen die Werte der Completer 
zu Beginn der Studie (t0) und zu Studienende (t2) betrachtet. Zur Überprüfung der Bedeut-
samkeit von Veränderungen wurden Mittelwertsvergleiche von gepaarten Stichproben bezie-
hungsweise nonparametrische Verfahren verwendet.  
 
Zur Überprüfung von Zusammenhängen mit Merkmalen der Personen oder der Versorgung 
wurden in einem weiteren Schritt unter Einführen von potenziell relevanten Kovariaten 
Messwiederholungs-Anovas berechnet. Die Auswahl der Kovariaten und das Vorgehen wer-
den an der entsprechenden Stelle im Text näher erläutert. 
 
 
5.3 Ergebnisse 
 
5.3.1 Repräsentativität der Stichprobe 
 
Für die hier vorgestellte Studie wurden Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus einem breiten 
Spektrum von Unterstützungsangeboten zum Wohnen gewonnen. In der Stadt Heidelberg 
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und im Rhein-Neckar-Kreis bestand die Studienstichprobe aus Leistungsberechtigten, die bei 
zwölf verschiedenen Leistungserbringern Unterstützung erhielten. Im Landkreis Ravensburg 
und im Bodenseekreis waren in der Studienstichprobe fünf der sechs möglichen Leistungs-
erbringer repräsentiert. 
 
Zur Einschätzung der Repräsentativität wurde die Stichprobe der Studienteilnehmerinnen 
und -teilnehmer mit der Kontrollstichprobe von den Einschlusskriterien her vergleichbarer 
Personen aus den Datensätzen für Teilprojekt 1 verglichen. Aus den Landkreisen Ravens-
burg und Bodenseekreis gingen in den Kontrolldatensatz 157 beziehungsweise 62 Datensät-
ze ein, aus dem Rhein-Neckar-Kreis und der Stadt Heidelberg 175 beziehungsweise 20. Der 
Kontrolldatensatz mit Personen, die potenziell in einem Vergleichszeitraum für die Studie 
hätten rekrutiert werden können, ist mit 414 Personen viermal so groß wie die erreichte 
Stichprobe von 102 Teilnehmenden. 
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Kontrolldatensatz auch Daten von Personen enthält, 
die etwa aus sprachlichen Gründen oder aufgrund einer zu stark eingeschränkten Belastbar-
keit nicht an einem derartigen Forschungsprojekt hätten teilnehmen können. Auf der anderen 
Seite sind im Kontrolldatensatz möglicherweise keine Wechsel der Betreuungsintensität 
vermerkt (dies war ein weiteres Aufnahmekriterium in die Studie). Es ist denkbar, dass das 
genannte Eintrittsdatum dem Eintritt in die Inanspruchnahme von Leistungen bei einem be-
stimmten Leistungserbringer ganz allgemein entsprach, aber ohne Hinweis auf zwischenzeit-
liche Veränderungen der Unterstützungsintensität innerhalb des gewählten Zeitraums. Daher 
ist nicht abschließend zu klären, wie viele Datensätze für den Kontrolldatensatz verpasst 
wurden. Trotzdem lässt sich grob schätzen, dass etwa ein Fünftel bis ein Viertel der potenzi-
ellen Kandidatinnen und Kandidaten für die Studie gewonnen werden konnte. Die kleinen 
Unterschiede in der Verteilung der Teilnehmenden auf die Regionen Süd beziehungsweise 
Nord und der Verteilung im Kontrolldatensatz bewegen sich im Zufallsbereich.  
 
In Tabelle 6 wurden die Merkmale der Personen im Studien- und im Kontrolldatensatz ei-
nander gegenüber gestellt. Die Merkmalsverteilung weist nur an wenigen Stellen Unter-
schiede zwischen der Studien- und der Kontrollgruppe auf, so zum Beispiel hinsichtlich der 
Verteilung der Hauptdiagnosen: Menschen mit der Diagnose einer Schizophrenie sind in der 
Untersuchungsstichprobe mit einem Anteil von 27 Prozent vergleichsweise unterrepräsen-
tiert. Dafür ist der Anteil von Teilnehmerinnen und Teilnehmern mit der Diagnose einer affek-
tiven Störung fast doppelt so hoch wie im Kontrolldatensatz (29 vs.16 Prozent). Außerdem 
sind Menschen in stationären Wohnformen in der Studie deutlich unterrepräsentiert (15 vs. 
29 Prozent). Beides ist bei der Betrachtung der nachfolgenden Ergebnisse in jedem Fall zu 
berücksichtigen. 
 
Keine Unterschiede zeigen sich bei den Merkmalen Alter und Geschlecht. Der Wohnkontext 
(alleine, familiärer oder institutioneller Kontext) unterscheidet sich nicht signifikant. Auch die 
Unterschiede in der Beschäftigungssituation (im Studiendatensatz zu Beginn der Studie) sind 
nicht signifikant: Der Anteil der Menschen ohne strukturierte Beschäftigung ist jeweils am 
höchsten, gefolgt von tagesstrukturierenden Maßnahmen oder Tagesstätte und Arbeit in 
einer Werkstatt. Eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ist generell selten. 
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Tabelle 6: Vergleich von Studien- und Kontrollstichprobe  
 

 

Studienstichprobe 
N=102 

Kontrollstich-
probe N=414 

Tests auf 
Unter-

schiede 
Alter MW 41 42 n.s. 
 

SD 13,4 13,6 
 

Geschlecht männlich 55% 64% n.s. 
 

weiblich 45% 36% 
 

Hauptdiagnose F1 16% 14% p<0.01 
 

F2 27% 45% 
 

 
F3 29% 16% 

 
 

F4 9% 6% 
 

 
F6 16% 17% 

 
 

sonstige 3% 3% 
 

Region Süd 47% 53% n.s. 
 

Nord  53% 47% 
 

Unterstützungsform stationäres Wohnen 15% 29% p<0.01 
 

ABW 75% 54% 
 

 
IABW / ABW+ 8% 12% 

 
 

BWF 3% 5% 
 

Wohnsetting alleine 30% 31% (-) 
 

bei Verwandten 1% 2% 
 

 WG 44% 35% 
 

 
mit Partner/Kind 7% 3% 

 
 

BWF 3% 4% 
 

 
dezentrales Wohnen / Außen-

WG 8% 4% 

 

 
Heimsetting 7% 21% 

 

Wohnkontext alleine 30% 31% n.s. 
 

familiärer Kontext 11% 8% 
 

 
institutionell 60% 60% 

 

Beschäftigungssitua-
tion keine 43% 38% 

n.s. 
 

Tagesstrukturierende  Maßnah-
men (LT I.4.5b, LT I.4.6, Tages-

stätte) 28% 33% 

 

 
WfbM 8% 12% 

 
 

geringfügige Beschäftig. 
/Zuverdienst/Gelegenh.jobs 7% 3%   

Berufl. Rehabilitation 9% 7%   
Ausbildung/Schule/Studium 0% 2%   

Allg. Arbeitsmarkt 5% 5%  

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) – Stichprobe des Kontrolldatensatzes (N=414) aus 
Daten des KVJS und der GPV-BaDo Landkreis Ravensburg und Bodenseekreis.  
Anm.: MW: Mittelwert, SD: Standardabweichung, df: Freiheitsgrade, n.s.: nicht signifikant. Angewandt 
wurden t-Test für Mittelwertunterschiede und Chi2-Test bzw. Exakter Test nach Fisher für kategoriale 
Daten. 
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass mit der Stichprobe ein erheblicher Teil der Klien-
tinnen und Klienten im unterstützten Wohnen erfasst wurde, die theoretisch in Frage ge-
kommen wären. Die soziodemografischen sowie Merkmale des Wohnsettings stimmen an-
nähernd überein, was für eine repräsentative Stichprobe spricht. Allerdings sind Personen in 
stationären Wohnformen in der Studie unterrepräsentiert, ebenso Personen mit einer Haupt-
diagnose einer Störung aus dem schizophrenen Formenkreis. Dies schränkt die Reichweite 
der Ergebnisse ein, insbesondere bei Aussagen über Menschen in stationären Settings und 
mit der Diagnose einer Schizophrenie. 
 
5.3.2 Merkmale der Stichprobe 
 
Soziodemographische und klinische Merkmale  
 
In Tabelle 7 sind die soziodemographischen und klinischen Merkmale der untersuchten Stu-
dienstichprobe, die zum Teil bereits oben abgebildet wurden noch einmal im Überblick auf-
gelistet. Der Anteil der Männer überwog leicht. Die Altersspanne umfasste ein Spektrum von 
20 bis 69 Jahren. Die meisten Teilnehmenden hatten einen Hauptschulabschluss (38 Pro-
zent), fast ebenso viele einen Realschulabschluss (32 Prozent), seltener war Fachabitur oder 
Abitur (19 Prozent). Jede zehnte Person hatte keinen oder einen Sonderschulabschluss.  
 
Fast zwei Drittel hatten eine abgeschlossene Berufsausbildung oder einen Studienabschluss 
oder befanden sich aktuell in einer Ausbildung. 
 
Bei den Hauptdiagnosen überwogen affektive Störungen (F3: 29 Prozent) und Störungen 
aus dem schizophrenen Formenkreis (F2: 27 Prozent), gefolgt von Persönlichkeitsstörungen 
(F6) und Störungen durch psychotrope Substanzen (F1) (jeweils 16 Prozent). Fast zwei Drit-
tel der Befragten hatten mehr als eine psychiatrische Diagnose, meist waren das Diagnosen 
aus dem Bereich der Persönlichkeitsstörungen oder affektive Störungen (ca. 40 Prozent). 84 
Prozent nahmen Psychopharmaka ein. Bei fast der Hälfte der Teilnehmenden war die psy-
chische Erkrankung erstmalig vor dem 21. Lebensjahr aufgetreten. Über 60 Prozent der Be-
fragten waren im Jahr vor der Studie in stationärer oder teilstationärer psychiatrischer Be-
handlung gewesen. Zusätzlich zu den psychischen Beschwerden hatten die Teilnehmenden 
auch oft körperliche Probleme: Über 70 Prozent der Befragten gaben zusätzliche somatische 
Erkrankungen an. Bei knapp der Hälfte der Befragten lag eine rechtliche Betreuung vor. 
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Tabelle 7: Merkmale der Stichprobe 

Variable  N % 

Alter (Jahre) MW (SD) 41 (13,4)  

Minimum 20  

Maximum 69  

Geschlecht m 56 55 

w 46 45 

Schulbildung Abitur/Fachabitur 19 19 

Mittlere Reife 33 32 

Hauptschulabschluss 39 38 

Sonderschulabschluss 3 3 

Ohne Abschluss/unbekannt 7 7 

unbekannt 1 1 

ohne abgeschl. Ausbildung/Studium 36 35 

Berufsausbildung z.Zt. in Ausbildung/Studium 3 3 

abgeschlossene Berufsausbildung 60 59 

abgeschlossenes Studium 3 3 

Hauptdiagnose F0 1 1 

F1 16 16 

F2 28 27 

F3 30 29 

F4 9 9 

F5 2 2 

F6 16 16 

Anzahl der Diagnosen nach 
verschiedenen Diagnosegruppen 

eine 36 35 

zwei 40 39 

mehr als zwei 26 25 

Im letzten Jahr in (teil-)stationärer 
psychiatrischer Behandlung 

nein 39 38 

ja 63 62 

Es liegt eine rechtliche Betreuung vor nein 59 58 

ja, für Teilbereiche 20 20 

ja, umfassend 23 22 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
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Wohnsituation 
 
Wohnsituation, Vorerfahrungen und Zuweisungsindikatoren 
Zu Studienbeginn wohnten 85 Prozent der Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer in ambu-
lant betreuten Wohnformen, meistens mit einer Betreuungsintensität von weniger als vier 
Stunden/Woche. Die ambulant Unterstützten verteilten sich gleichmäßig auf betreute Wohn-
gemeinschaften und private Wohnsettings (z. B. alleine oder mit der eigenen Familie). Per-
sönliches Budget hatten drei Personen (nicht abgebildet). 
 
Abbildung 7 zeigt, wie sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf die verschiedenen 
Wohnformen verteilten. 
 
Abbildung 7: Wohnformen der Teilnehmenden zu Studienbeginn 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
Im Jahr vor der Studie (Tabelle 8) hatten die meisten Teilnehmenden zumindest zeitweise in 
privaten Wohnformen ohne professionelle Unterstützung oder mit privater Unterstützung ge-
lebt. Über zehn Prozent hatten zeitweilig gar keine Wohnung beziehungsweise waren in 
Notunterkünften untergekommen. 
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Fachdienst (BWF)
3%
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Tabelle 8: Wohnformen vor und bei Studienbeginn 

Wohnform im Jahr vor der Studie 
(Mehrfachangaben) N (%) 

zu Studienbeginn 
N (%) 

Wohnheim fakultativ geschlossen 1 (1%) - 

Wohnheim offen mit Nachtwache 5 (5%) 2 (2%) 

Wohnheim offen mit Anwesenheit nachts 2 (2%) 2 (2%) 

Wohnheim offen mit Rufbereitschaft 5 (5%) 3 (3%) 

Dezentrales Wohnheim mit mobiler Unterstüt-
zung und Rufbereitschaft 

2 (2%) 8 (8%) 

ABW Wohngemeinschaft 4 (4%) 43 (42%) 

Alleine oder mit Personen, die keine Unterstüt-
zung erhalten, mind. 4h/Woche ambulante Be-
treuung 

1 (1%) 4 (4%) 

Alleine oder mit Personen, die keine Unterstüt-
zung erhalten <4h/Woche ambulante Betreuung 

1 (1%) 37 (36%) 

Betreutes Wohnen in Familien 5 (5%) 3 (3%) 

Alleine oder mit Personen, die keine Unterstüt-
zung erhalten, mit Unterstützung durch Angehö-
rige/Mitbewohner 

25 (25%) - 

Alleine in eigener Wohnung, ohne Unterstützung 41 (40%) - 

Wohnungslosigkeit 12 (12%) - 

Sonstiges 18 (18%) - 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: Angaben der Wohnform vor Studienbeginn sind Mehrfachangaben. 
 
Unterschiede nach unterstützter Wohnform 
Wie unterscheiden sich die Personen, die in ambulant betreuten oder in stationären Wohn-
formen leben? Die Alters- und Geschlechterverteilung, Schulbildung und Berufsausbildung 
waren vergleichbar. Die Diagnoseverteilung war leicht unterschiedlich, mit einem Überge-
wicht von Personen mit Diagnosen aus dem Schizophreniespektrum in stationären Wohn-
formen und einem Schwerpunkt von Menschen mit der Diagnose einer affektiven Störung in 
ambulant betreuten Wohnformen. Diese Unterschiede bewegen sich allerdings im Zufallsbe-
reich. Die Anzahl der Co-Diagnosen und die durchschnittliche Erkrankungsdauer waren 
ebenso vergleichbar wie der Punkt, ob es im Jahr vor Studienbeginn zu einer stationären 
oder teilstationären Behandlung gekommen war. 
  
Einer der wenigen signifikanten Unterschiede betrifft die Vorerfahrung mit unterstützten 
Wohnformen: Über die Hälfte der Personen in stationären Unterstützungsformen waren 
Wechsler (d. h. bei ihnen kam es im Vorfeld der Studie zu einer bedeutsamen Veränderung 
der Unterstützungsintensität/-form). Im ambulant betreuten Wohnen waren es nur rund 20 
Prozent. Knapp 30 Prozent der Personen im stationären Wohnen waren Wiedereinsteiger im 
Unterschied zu rund 20 Prozent der ambulant betreuten Personen. Nur ein Fünftel der stati-
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onär Wohnenden hatte noch nie zuvor in einem unterstützten Wohnsetting gelebt. Unter den 
ambulant Betreuten waren 60 Prozent neu im System. Die Unterschiede sind signifikant 
(p<0.01). 
 
In stationären Unterstützungsformen hatten 80 Prozent der Menschen einen gesetzlichen 
Betreuer. Bei Menschen mit ambulanter Unterstützung waren es nur 36 Prozent. Auch diese 
Unterschiede sind signifikant (p<0.01). Das Ergebnis lässt sich als Beleg dafür verstehen, 
dass bei Menschen in stationären Wohnformen – in Übereinstimmung mit der Konzeption – 
ein höherer Unterstützungsbedarf vorliegt als bei Personen in ambulanter Unterstützung. 
 
Zufriedenheit mit der Wohnform und der Unterstützung 
Die Mehrzahl der Befragten äußerte sich zufrieden mit der aktuellen unterstützten Wohn-
form, auch wenn 25 Prozent der Personen den Eindruck hatten, sie hätten über die Wohn-
form nicht frei entscheiden können und weitere 20 Prozent meinten, sie hätten nur teilweise 
frei entschieden. Als Gründe hierfür wurden vor allem mangelnde Verfügbarkeit der bevor-
zugten Wohnform, drohende oder manifeste Wohnungslosigkeit und ein zu hoher Mietpreis 
angegeben. Diese drei Faktoren bestimmten zusammen über 75 Prozent der „nein“-
Stimmen. Eher selten wurde genannt, dass zum Beispiel gesetzliche Betreuer oder Amts-
personen über die Wohnform entschieden hätten. Doch selbst diejenigen, die angaben, kei-
ne Entscheidungsfreiheit gehabt zu haben, äußerten sich zu über 40 Prozent zufrieden mit 
der Wohnform. Nur ein knappes Viertel war unzufrieden. 
 
Abbildung 8: Zufriedenheit mit verschiedenen Aspekten der Wohnform 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
Abbildung 8 zeigt, in welchen Aspekten sich Zufriedenheit beziehungsweise Unzufriedenheit 
äußerte. Die Bereiche mit der größten Unentschiedenheit („weder noch“) betrafen die Unter-
stützung bei der Krankheitsbewältigung und beim Erlangen von Selbständigkeit, möglicher-
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keine regelmäßige 
Beschäftigung

43%
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2%
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7%
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Std./Woche)
3%

weise auch deswegen, weil den Befragten zu Beginn der Studie noch zu wenig Erfahrungs-
werte vorlagen. In den anderen Bereichen äußerten sich jeweils über drei Viertel mindestens 
zufrieden. 
 

Beschäftigungssituation 
 
Abbildung 9 zeigt, dass über 40 Prozent zum Zeitpunkt der ersten Befragung, weder einer 
regelmäßigen Arbeit oder Beschäftigung nachgingen, noch regelmäßige tagesstrukturieren-
de Angebote nutzten („keine regelmäßige Beschäftigung“). Fast 30 Prozent waren in tages-
strukturierende Angebote eingebunden. Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) spiel-
ten eine eher geringe Rolle (insgesamt 8 Prozent). Neun Prozent der Befragten gingen einer 
beruflichen Trainingsmaßnahme nach. Gelegenheitsjobs, geringfügige Beschäftigung oder 
Zuverdienst nutzten sieben Prozent der Studienteilnehmenden. Verschwindend gering war 
der Anteil derjenigen, die eine Ausbildung oder ein Studium absolvierten oder einer sozial-
versicherungspflichtigen Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachgingen (zusammen 
5 Prozent). Allerdings gaben 87 Prozent an, irgendwann in der Vergangenheit eine Tätigkeit 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausgeübt zu haben (nicht abgebildet). 
 
 
Abbildung 9: Beschäftigung und Tagesstruktur der Teilnehmenden  

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
 
Unter den ambulant betreuten Personen war der Anteil derer, die keine regelmäßige Tages-
struktur oder Beschäftigung hatten, wesentlich höher (fast 50 Prozent) als unter den Perso-
nen in stationären Unterstützungsformen (20 Prozent). Dort nutzten fast zwei Drittel Tages-
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stätten/tagesgestaltende Angebote oder die Werkstatt. Schule, Ausbildung, berufliche Trai-
ningsmaßnahmen oder Berufstätigkeit wurden fast ausschließlich von Menschen mit ambu-
lanter Unterstützung genutzt. 
 
 
Komplementäre Unterstützungsformen 
 
Welche Unterstützungsformen wurden im Jahr vor der Aufnahme in die Studie zusätzlich zur 
Wohnunterstützung oder zur ärztlichen Betreuung genutzt? Tabelle 9 zeigt, dass 87 Prozent 
der 102 Teilnehmerinnen und Teilnehmer mindestens ein zusätzliches Angebot genutzt hat-
ten. Eindeutiger Schwerpunkt lag auf tagesstrukturierenden Maßnahmen wie Tagesstätte 
oder ambulanter Ergotherapie, die von 47 Prozent der Befragten angegeben wurden. Außer-
dem spielten verschiedene berufliche Maßnahmen wie Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM) vom Eingangs- bis zum Arbeitsbereich und andere berufliche Trainingsmaßnahmen 
eine nicht unerhebliche Rolle. Mehr als ein Viertel hatte im vergangenen Jahr nach eigenen 
Angaben Kontakte zu einem Psychotherapeuten oder einer Psychotherapeutin (27 Prozent). 
Immerhin ein Fünftel der Befragten hatte Kontakte zu einer Selbsthilfegruppe. Kontakte zum 
SpDi oder zur Soziotherapie hatten 16 Prozent der Befragten. 
 
Tabelle 9: Von den Studienteilnehmenden zusätzlich genutzte Unterstützungsangebote 

Zusätzlich genutzte Unterstützungsformen im vergange-
nen Jahr (Mehrfachangaben) 

N (%) 

hat mindestens eine der folgenden Formen genutzt 89 (87%) 

  

Tagestätte/ambulante Ergotherapie 48 (47%) 

WfbM Berufsbildungsbereich 6 (6%) 

WfbM bis 20 Std/Woche 3 (3%) 

WfbM > 20 Std/Woche 7 (7%) 

Berufliche Trainingsmaßnahme 8 (8%) 

Selbsthilfegruppe 20 (20%) 

SpDi / Soziotherapie 16 (16%) 

Psychotherapie 28 (27%) 

Suchtberatung / Suchtnachsorge 8 (8%) 

Beratungsstelle / -telefon 7 (7%) 

Physiotherapie 7 (7%) 

Sportangebote 4 (4%) 

Freizeitangebote / Ehrenamt 7 (7%) 

Sonstiges 4 (4%) 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102). Mehrfachnennungen waren möglich. 
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Ausgangssituation von Sozialer Funktionsfähigkeit, Lebensqualität, Verwirklichungs-
chancen und psychosozialer Problemstellung  
 
Die Zielgrößen in dieser Studie waren soziale Funktionsfähigkeit, Lebensqualität, Verwirkli-
chungschancen, psychische Belastung, gedeckte und ungedeckte Bedarfe sowie von außen 
identifizierte psychische und soziale Probleme. Hier soll die Ausgangslage zum Zeitpunkt 
des Studienstarts skizziert werden. 
 
Soziale Funktionsfähigkeit 
Die Social Functioning Scale (SFS) von Birchwood (1990) bildet verschiedene Dimensionen 
sozialer Funktionsfähigkeit ab: soziale Eingebundenheit/Rückzug, interpersonelle Kommuni-
kation, soziale Aktivitäten, Freizeitgestaltung, unabhängige Lebensführung – Kompetenz 
(Beherrschen von Fähigkeiten), unabhängige Lebensführung – Performanz (Ausübung von 
Fähigkeiten) sowie Arbeit/Beschäftigung. Die Normstichprobe der Skala waren Menschen 
mit Schizophrenie, die keiner Arbeit nachgingen (Birchwood 1990). Die Referenz sind also 
Menschen mit erheblicher funktionaler Beeinträchtigung. Charakteristisch für diese Norm-
stichprobe ist ein Mittelwert von 100 und eine Standardabweichung von 15. Theoretisch kön-
nen je nach Subskala 49 bis 145 skalierte Punkte erzielt werden. Eine Vergleichsstichprobe 
von gesunden Personen würde durchschnittlich in jedem Bereich mindestens 115 skalierte 
Punkte, in einigen Bereichen sogar mehr erreichen (Iffland 2015). 
 
Abbildung 10: Social Functioning Scale (SFS) zu Studienbeginn 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: Theoretisch mögliche Spanne der skalierten Punkte: von 49 bis 145. Höhere Werte bedeuten 
geringere Einschränkung in Bezug auf den Bereich. 
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Abbildung 10 zeigt, dass die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer in fast allen Subskalen 
und im Gesamtscore im Durchschnitt bei über 100 Punkten lagen. Diese Mittelwerte liegen 
noch innerhalb einer Standardabweichung der Normstichprobe (+/-15 Punkte). Dies bedeu-
tet, dass sie sich nicht auffällig von der Normstichprobe schwer eingeschränkter Personen 
unterscheiden. Die Werte der Teilnehmenden waren eindeutig schlechter als die der gesun-
den Vergleichsgruppe, die in der Literatur beschrieben wurde (Iffland 2015). Daraus lässt 
sich schließen, dass die Teilnehmenden an der WieWohnen-BW-Studie massive Einschrän-
kungen der sozialen Funktionsfähigkeit hatten. Am deutlichsten betroffen waren die Bereiche 
soziale Eingebundenheit/Rückzug (z. B. Fragen nach Häufigkeit des Alleinseins) und soziale 
Aktivitäten (z. B. Besuche öffentlicher Veranstaltungen, Freizeitgestaltung in der Gruppe). 
Die höchsten Werte wurden bei interpersoneller Kommunikation (z. B. spontan ins Gespräch 
kommen) erzielt. 
 
Subjektive Lebensqualität 
Befragt nach ihrer Zufriedenheit mit verschiedenen Bereichen ihres Lebens auf einer Skala 
von 1 („völlig unzufrieden“) bis 7 („völlig zufrieden“) zeigten sich die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer im Durchschnitt eher zufrieden (Abbildung 11). Eher unzufrieden waren sie mit 
ihrer finanziellen Lage, mit den Bereichen Arbeit und Beschäftigung, mit ihrer seelischen Ge-
sundheit und mit dem Leben allgemein. Subjektive Sicherheit, Wohnen, Mitbewohner, 
freundschaftliche und familiäre Beziehungen wurden im Schnitt als eher zufriedenstellend 
bewertet.  
 
Abbildung 11: Subjektive Lebensqualität und Zufriedenheit 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102, außer*: N=93)  
Anm.: Antworten auf die Frage „Wie zufrieden sind Sie mit …?“ Theoretisch mögliche Spanne der 
Antworten: 1 („völlig unzufrieden“) bis 7 („völlig zufrieden“). Gesamt: Durchschnitt über alle Mittelwerte. 
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Verwirklichungschancen – Capabilities 
Mit dem Capabilities-Ansatz (Sen 1982, 1993; Nussbaum 2003) wird versucht, die Verwirkli-
chung eines Lebens nach für sich selbst als wichtig erachteten Werten zu erfassen. Capabili-
ties stellen die Möglichkeiten dar, mithilfe derer man etwas Geschätztes verwirklicht. Wie gut 
schätzt die Person ihre Möglichkeiten ein, ein Leben zu leben, das sie selbst als ein „gutes 
Leben“ empfindet? Im OxCAP-MH (Oxford Capabilities Questionnaire – Mental Health; Si-
mon et al. 2013) wird zu sehr unterschiedlichen Bereichen des Lebens gefragt, wie sehr die 
Personen sich dort verwirklichen können (z. B. Mitbestimmung bei kommunalen Entschei-
dungen, ohne Einschränkung durch die Gesundheit normalen Alltagsaktivitäten nachgehen 
zu können wie andere Menschen auch, keine Diskriminierung zu erfahren). Im Sinne eines 
Einbezogenseins in verschiedene Lebenssituationen würde dieses Instrument also nähe-
rungsweise die Verwirklichung von Teilhabe erfassen. Ein Wert von 1 deutet auf geringe 
Verwirklichungschancen hin, ein Wert von 5 hingegen auf die umfängliche Verwirklichung in 
diesem Bereich. Abbildung 12 zeigt die Ergebnisse. 
 
Abbildung 12: Verwirklichungschancen – Capabilities 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: Theoretisch mögliche Spanne der Werte: 1 („geringe Verwirklichungschancen“) bis 5 („umfäng-
liche Verwirklichungschancen“). 
 
Die Verwirklichungschancen werden als hoch eingeschätzt in den Bereichen der Wertschät-
zung für die Natur („Ich kann Pflanzen, Tiere und die Natur würdigen und wertschätzen“) und 
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das soziale Umfeld („Ich respektiere, wertschätze und würdige die Menschen in meiner Um-
gebung“), aber auch darin, kein Opfer von Aggression und Gewalt zu werden. Ebenfalls hoch 
wurden die Möglichkeiten zur Entfaltung der eigenen Kreativität eingeschätzt, die Freiheit, 
die eigene Meinung äußern zu können, und die Sicherheit in der Nachbarschaft. Hingegen 
wurden gesundheitliche Probleme häufig als Einschränkung empfunden, den Alltagsaktivitä-
ten nachzugehen, denen gesunde Gleichaltrige nachgehen würden. Die Mitbestimmungs-
möglichkeit bei kommunalen Entscheidungen („Entscheidungen beeinflussen, die sich auf 
mein Wohngebiet auswirken“) wurde als eher gering wahrgenommen. Es fiel vielen Befrag-
ten nicht leicht, Liebe und Fürsorge von Familie und Freunden anzunehmen. Außerdem war 
der Schlaf häufig aufgrund von Sorgen beeinträchtigt. 
 
Diese Ergebnisse entsprechen sowohl in ihrer Rangfolge als auch in den Werten den Ergeb-
nissen einer großen Querschnittstudie, die im Rahmen der BAESCAP-Studie bei einer gro-
ßen Stichprobe von Menschen mit schweren psychischen Erkrankungen durchgeführt wurde, 
welche sozialpsychiatrische Leistungen unter anderem in Hamburg, Westfalen und Mecklen-
burg-Vorpommern nutzten (Landesverband Sozialpsychiatrie Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
et al. 2018). Dies weist einerseits darauf hin, dass mit dieser Studie eine sehr ähnliche Per-
sonengruppe erreicht wurde, andererseits, dass die Problemlagen von Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen, die Leistungen zur Teilhabe in Anspruch nehmen, offenbar regio-
nenübergreifend sehr ähnlich sind. 
 
Unterstützungs- und Versorgungsbedarf  
Die Einschätzung des Unterstützungs- und Versorgungsbedarfs erfolgte auf der Basis teil-
standardisierter Interviews, in denen nach Problemen und geleisteter Unterstützung in den 
verschiedenen Bereichen gefragt wird (Camberwell Assessment of Need Short Appraisal 
Schedule – CANSAS; Phelan et al. 1995; Hegedüs & Abderhalden 2011). Es kann sein, 
dass Klientinnen und Klienten Unterstützungsbedarf in einem bestimmten Bereich sehen, 
dass dieses Problem aber mit der geleisteten Hilfe kompensiert werden kann. Es kann je-
doch auch sein, dass es keine Unterstützung für die Probleme gibt oder die Hilfe nicht aus-
reicht und die Probleme weiterbestehen („ernstes Problem“). 
 
Abbildung 13 zeigt, dass die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer die meisten ungedeck-
ten Bedarfe in den Bereichen seelischer Druck (Anspannung, Belastung) und im sozialen 
Bereich (Partnerschaft und soziale Kontakte) hatten, gefolgt von physischer Gesundheit und 
Ernährung (blaue Balken). Die grünen Balken signalisieren, dass es entweder kein Problem 
gibt oder dass es hierbei ausreichend Unterstützung gibt. Nur der dunkelgrüne Balken ver-
weist auf die Abwesenheit eines Problems. Es lässt sich somit auch ablesen, welchen Bedarf 
die Befragten überhaupt erkannten (hellgrüne und blaue Balken zusammen). Am meisten 
Bedarf wurde in den Bereichen seelischer Druck, Wohnsituation und Sozialleistungen (An-
träge stellen etc.) gesehen: Nur jeweils rund 20 Prozent gaben hier „kein Problem“ an. In 
Hinblick auf die Wohnsituation und den Bezug sozialer Leistungen wurde offenbar umfang-
reiche Unterstützung geleistet, so dass nur noch wenige Personen damit ein ungelöstes 
Problem hatten. Anders war dies bei seelischem Druck: Hier gaben 40 Prozent der Befragten 
einen ungedeckten Unterstützungsbedarf an. Auch hinsichtlich ihrer Partnerschaft und bei 
sozialen Kontakten bekundeten mehr als ein Drittel ernste Probleme, für die sie keine oder 
nicht ausreichende Unterstützung erhielten. 
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Abbildung 13: Unterstützungs- und Versorgungsbedarf 

 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
Eher wenige Personen gaben Probleme in den Bereichen Versorgung von Kindern, illegale 
Drogen, Nutzung von Telefon und schulische Grundkenntnisse an (für mehr als 80 Prozent 
jeweils kein Problem), gefolgt von Problemen mit Alkohol, Fremdgefährdung und Körperpfle-
ge. Insgesamt gaben die Studienteilnehmenden durchschnittlich 3,7 von 22 Bereichen an, in 
denen sie ein ernstes Problem hatten, ohne ausreichend Unterstützung zu erhalten. In 
durchschnittlich 5,8 Bereichen gab es ein Problem, in dem die Unterstützung ausreichte, in 
12,4 Bereichen sahen sie überhaupt keinen Unterstützungsbedarf.   
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Psychische Probleme und Symptombelastung 
In einem Kurzfragebogen SCL-K-9 (Symptom-Checklist-K-9; Klaghofer & Brähler 2001), ei-
ner Kurzform der umfangreichen Symptomskala SCL-90-R (Derogatis 1986), wurde das 
Ausmaß der Belastung durch eine Reihe psychischer Probleme und Beschwerden abgefragt.  
 
Abbildung 14 unterstreicht, dass sich die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer psychisch 
stark belastet fühlten. Die häufigsten Beschwerden betrafen das Gefühl, sich zu viele Sorgen 
machen zu müssen, übermäßig verletzlich zu sein, sich angespannt zu fühlen und Probleme 
mit dem Antrieb zu haben. Geringer ausgeprägt waren Probleme in den Bereichen Bezie-
hungsideen („Paranoia“), Angst vor dem Alleinsein oder Schweregefühle in Armen oder Bei-
nen (ein möglicher Hinweis auf psychosomatische Probleme). 
 
Abbildung 14: Psychische Belastung 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
Aus den Antwortmöglichkeiten mit Werten von 0 („überhaupt nicht“) bis 4 („sehr stark“), lie-
ßen sich für die weiteren Vergleiche jeweils Mittelwerte sowie ein Score zur Gesamtbelas-
tung errechnen. Dieser macht das eigentliche Ausmaß der psychischen Belastung der Be-
troffenen deutlich. In Analogie zum Verfahren in der Langfassung der SCL-90-R wurde die-
ser „Gesamtindex“ der Belastung („GSI“) in Normwerte umgewandelt. Die so erhaltene Ver-
teilung der Werte lässt sich dann mit der Normstichprobe aus der Normalbevölkerung ver-
gleichen. In Abbildung 15 zeigen die grauen Balken, wie sich die Antworten der Normalbe-
völkerung verteilen würden: ca. 68 Prozent hätten eine Belastung, die dem „Normalbereich“ 
zuzuordnen wäre. Zu den Rändern hin, also in den Bereichen, die auffallend über oder unter 
einer normalen Belastung liegen, finden sich zunehmend weniger Personen. In der Studien-
stichprobe ist dies deutlich anders: Fast 50 Prozent der Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
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erweisen sich anhand ihrer Werte als „sehr belastet“. Werte im Normalbereich haben nicht 
einmal 20 Prozent. 
 
Abbildung 15: Ausmaß psychischer Gesamtbelastung der Stichprobe im Vergleich zur Normal-
bevölkerung  

  
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: Der Summenscore über alle Einzelwerte wurde in Anlehnung an die SCL-90-R den entspre-
chenden T-Werten des „Gesamtindex“ („GSI“) zugeordnet und entsprechend der Abweichungen vom 
Normalbereich kategorisiert. Die Bezeichnung “+1SD“ bedeutet, dass die Werte im Bereich von mehr 
als einer Standardabweichung und weniger als zwei Standardabweichungen vom Mittelwert der 
Normstichprobe liegen. 
 
 
Externe Einschätzung von Symptomen und funktionaler Beeinträchtigung 
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Studie nannten den Forschenden eine Bezugsper-
son, bei der eine externe Einschätzung der Schwere von Symptomen und der funktionalen 
Beeinträchtigung eingeholt werden durfte. Verwendet wurde dafür die Health of the Nations 
Outcome Scales (HoNOS). Es werden darin zwölf verschiedene Bereiche abgefragt. 
 
Als häufigste Problembereiche mit Handlungsbedarf nahmen die befragten Bezugspersonen 
psychische Probleme (meist Angst, Anspannung oder Probleme mit dem Schlaf) wahr (fast 
drei Viertel), außerdem Probleme mit Beziehungen (fast 60 Prozent), eine gedrückte Stim-
mung (knapp 50 Prozent), mit alltäglichen Aktivitäten und Probleme im Zusammenhang mit 
körperlichen Erkrankungen (jeweils rund 40 Prozent). Nur ein kleiner Teil der Teilnehmenden 
hatte aus Sicht ihrer Bezugspersonen handlungsrelevante Probleme mit Substanzmiss-
brauch, Halluzinationen, Selbstverletzung oder aggressivem Verhalten (Abbildung 16). Dies 
entspricht ziemlich genau den bereits in der Selbsteinschätzung benannten Problemfeldern 
mit Unterstützungsbedarf – einerseits eine hohe psychische Belastung, andererseits Beein-
trächtigungen im sozialen Bereich.  
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Abbildung 16: Externe Einschätzung von Symptomen und funktionaler Beeinträchtigung 

Datenbasis: Bezugspersonen der WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
 
Aus den 5-stufig Likert-skalierten Items der HoNOS (0=kein Problem bis 4=schweres bis 
sehr schweres Problem) lassen sich Mittelwerte und ein Gesamtscore berechnen. Der Mit-
telwert des Gesamtscores beträgt 11,4 Punkte (SD=5,99, N=99) bei einer theoretisch mögli-
chen Spanne von 0 bis 60 Punkten. 
 
  



 

84 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

    
in 2-3 JahrenZu Studienbeginn

3%

8%

21%

9%
28%

4%

27%

Bezugsperson

Wohnheim
7%

dezentrales 
Wohnheim

8%

Ambulante 
WG
42%

privat mit  
Betreuung 

4h+
4%

privat mit 
Betreuung<

4h
36%

BWF
3%

3% 4%

12%

7%

19%

2%

51%

Teilnehmende
Wohnheim

dezentrales 
Wohnheim

Ambulante WG

privat mit  Betreuung 
4h+

privat mit 
Betreuung<4h

BWF

ohne profess. 
Betreuung 

Wohnungslosigkeit

keine Angabe

Teilhabeperspektiven in den Bereichen Wohnen und Beschäftigung 
 
„Wie wird es in zwei bis drei Jahren sein?“ Welche Zukunftsperspektiven sahen die Teilneh-
menden und die befragten Bezugspersonen zu Beginn der Studie in Bezug auf Wohnen und 
Beschäftigung?  
 
Perspektive im Bereich Wohnen  
Abbildung 17 zeigt links die Wohnform der Teilnehmenden zu Beginn der Studie. Rechts ist 
die Einschätzung der Betroffenen sowie ihrer Bezugspersonen abgebildet. Es fällt auf, dass 
sich etwa die Hälfte der Teilnehmenden in Zukunft in einer unbetreuten Wohnform sah. Die 
Bezugspersonen hatten diese Perspektive für mindestens ein Viertel ihrer Klientinnen und 
Klienten vor Augen. Menschen in stationären Wohnformen waren in der Stichprobe bereits 
zu Beginn deutlich in der Minderzahl. Sowohl Betreuende als auch Teilnehmende gingen 
davon aus, dass ein Teil von ihnen in ambulante Wohnformen überwechseln werde. Auf bei-
den Seiten wurde die Perspektive geäußert, dass in zwei bis drei Jahren längst nicht mehr 
so viele Teilnehmende in ambulanten WGs, sondern eher in privaten Settings wohnen wür-
den. 
 
Abbildung 17: Perspektive im Bereich Wohnen – Ausgangslage und Prognose aus Sicht der 
Teilnehmenden und ihrer Bezugspersonen 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) und Bezugspersonen (N=102) 
 
  



 

85 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

    
in 2-3 JahrenZu Studienbeginn 

keine 
regel-

mäßige 
Beschäf-

tigung
43%Tages-

stätte/ 
tagesge-
staltende 
Angebote

28%

Werkstatt
8%

berufl.  
Training

9%

Gelegenh.
jobs/Zu-
verdienst

7%

Allg. 
Arbeits-
markt 
(20h+)
3%

Studium, 
Aus-

bildung
2%

6%

12%

11%

6%

12%

3%

12%

22%

14%

2%
Teilnehmernde keine regelmäßige 

Beschäftigung

Tagesstätte/tagesgestalte
nde Angebote

Werkstatt

berufliches Training

Gelegenh.jobs/Zuverdiens
t

Integrationsbetrieb

Allg. Arbeitsmarkt (<20h)

Allg. Arbeitsmarkt  (20h+)

Studium, Ausbildung

missing

9%

12%

22%

11%

13%

5%

11%

9%
8%

Bezugsperson

Perspektive im Bereich Beschäftigung 
Die aktuelle Beschäftigungssituation zu Beginn der Studie ist in Abbildung 18 auf der linken 
Seite dargestellt. Über 40 Prozent hatten keine Beschäftigung oder geregelte Tagesstruktur 
(rotes Segment). Über ein Viertel besuchte eine Tagesstätte oder tagesstrukturierende An-
gebote (blaues Segment). Eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt war selten, 
allenfalls wurden Gelegenheitsjobs angenommen oder Zuverdienstmöglichkeiten (beige) 
genutzt. 
 
Was die Entwicklungsmöglichkeiten in den folgenden zwei bis drei Jahren anbelangt (rechte 
Seite der Abbildung), nahmen sowohl Betreuende als auch die befragten Klientinnen und 
Klienten an, dass nur noch ein geringer Teil keiner regelmäßigen Beschäftigung nachgehen 
werde und auch der Anteil der Personen zurückgehen werde, der tagesstrukturierende An-
gebote nutze. Über ein Drittel der Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer sah sich in Zu-
kunft einer Tätigkeit in Voll- oder Teilzeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachgehen (gelb 
und orange). Insgesamt fast zwei Drittel sahen sich entweder auf dem allgemeinen Arbeits-
markt, in Gelegenheits- oder geringfügigen Jobs, in Integrationsfirmen oder in Ausbildung 
beziehungsweise im Studium (beige bis pinkfarbene Segmente). 
 
Abbildung 18: Perspektive im Bereich Beschäftigung – Ausgangslage und Prognose aus Sicht 
der Teilnehmenden und ihrer Bezugspersonen 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) und Bezugspersonen (N=102) 
 
Der Anteil der befragten Bezugspersonen, die eine Perspektive auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt oder in einem Ausbildungsverhältnis sahen, ist deutlich geringer. Über 40 Prozent 
von ihnen gingen immerhin von einem regulären oder stundenweisen Beschäftigungsver-
hältnis, von Gelegenheitsarbeiten und Zuverdienstmöglichkeiten oder einer Ausbildung aus. 
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Aus ihrer Sicht werden 30 Prozent der Befragten in Zukunft in einer beruflichen Trainings-
maßnahme sein oder eine Tätigkeit in einer Werkstatt für behinderte Menschen ausüben. In 
den Zukunftsvisionen der Studienteilnehmenden spielte dieser Weg eine wesentlich geringe-
re Rolle. 
 
 
5.3.3 Zusammenfassung der Ausgangssituation 
 
Mit den 102 Teilnehmenden konnten geschätzt ca. 20 bis 25 Prozent der für diese Studie in 
Frage kommenden Zielgruppe erreicht werden. Die Studienteilnehmenden nutzten die Diens-
te von 18 der zum Zeitpunkt der Untersuchung in diesem Bereich aktiven Leistungserbringer. 
Sie repräsentieren somit ein breites Spektrum an verschiedenen Leistungserbringern. 
 
Der Vergleich mit einer Kontrollstichprobe von Leistungsberechtigten aus denselben Regio-
nen in den Jahren 2014 und 2015 ergibt nur in wenigen Bereichen Unterschiede. Die Ver-
sorgungsregionen sind gleichermaßen repräsentiert. In Hinblick auf Alter, Geschlecht, 
Wohnsetting (privat, institutionell) sowie Beschäftigungsstatus zum Zeitpunkt des Studienbe-
ginns sind die Stichproben vergleichbar. Allerdings sind die Leistungsberechtigten in statio-
nären Wohnformen in der Studie unterrepräsentiert (15 Prozent vs. 29 Prozent). Möglicher-
weise hängt dies damit zusammen, dass während des Rekrutierungszeitraums aus ver-
schiedenen Gründen weniger Menschen in stationäre Wohnformen vermittelt wurden, die 
hätten angesprochen werden können. Auch ist zu vermuten, dass diese Personen aus ver-
schiedenen Gründen (z. B. Sprachbarrieren, stark eingeschränkte Belastbarkeit) nicht für die 
Studie in Frage kamen oder dass hier der Anteil der Studienablehner höher war. Außerdem 
nahmen weniger Menschen mit der Diagnose einer schizophrenen Erkrankung und mehr mit 
affektiven Störungen an der Studie teil als dies dem jeweiligen tatsächlichen Anteil im Ver-
sorgungsgeschehen entspricht. Diese Einschränkungen gilt es beim Blick in die weiteren 
Ergebnisse zu berücksichtigen. 
 
Drei Viertel der 102 Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer waren völlige Neueinsteiger im 
Bereich der Wohnunterstützung oder Personen, bei denen die Erfahrung mit unterstützten 
Wohnformen länger als ein Jahr zurück lag. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer hatten in 
der Regel Hauptdiagnosen einer affektiven Störung oder einer schizophrenen Erkrankung. 
Mehrfachdiagnosen und zusätzliche somatische Erkrankungen waren häufig. Viele waren im 
Jahr vor der Befragung in stationärer beziehungsweise teilstationärer Behandlung gewesen. 
 
Im Vergleich zur Normalbevölkerung waren die Teilnehmenden funktional deutlich einge-
schränkt. Am stärksten betroffen waren die Bereiche sozialer Rückzug und soziale Aktivitä-
ten. Ein vorrangiges Problem der Befragten war außerdem die große psychische Belastung, 
insbesondere Anspannung, Sorgen, Dünnhäutigkeit und Antriebslosigkeit. Sie erlebten ihre 
seelischen wie auch körperlichen Probleme als einschränkend für ihre Verwirklichungschan-
cen, als eine Beeinträchtigung ihrer Lebensqualität und nicht selten als Bereiche mit unge-
decktem Unterstützungsbedarf. Außerdem gab ein großer Anteil der Betroffenen an, ernste 
Probleme mit Partnerschaften und Beziehungen zu haben. Unterstrichen wurden die Befun-
de durch die jeweiligen Bezugsmitarbeitenden, die nach ihrer Einschätzung zu Symptomen 
und zum Funktionsniveau befragt wurden. Auch sie sahen die häufigsten Probleme ihrer 
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Klientinnen und Klienten in den Bereichen psychische Anspannung, gedrückte Stimmung, 
Ausübung von Alltagsaktivitäten, Beziehungen und körperlichen Problemen. 
 
Die Teilnehmenden selbst schätzten zwar ihre Wohnsituation als wichtigen Bereich mit ho-
hem Unterstützungsbedarf ein. Abgesehen von Einzelfällen empfanden sie die geleistete 
Unterstützung jedoch als ausreichend und äußerten sich mit der jetzigen Wohnform zufrie-
den. Mit wenigen Ausnahmen waren selbst diejenigen, die nach eigenen Angaben nicht 
selbst über ihre Wohnform entschieden hatten, zumindest teilweise zufrieden. 
 
Insgesamt sahen die Teilnehmenden ihre Zukunft bei der ersten Befragung sowohl in Hin-
blick auf das Wohnen als auch auf die Beschäftigungssituation mit erheblich mehr Optimis-
mus als ihre Bezugspersonen. Doch selbst die Bezugspersonen prognostizierten zu einem 
nicht geringen Teil, dass ihre Klientel in zwei bis drei Jahren wieder selbständig leben und 
(zumindest stundenweise) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein oder einer Ausbil-
dung nachgehen würde. 
 
 
5.3.4 Veränderungen im Verlauf 
 
Verlauf der Teilnahme 
 
Die erste Katamnese fand rund 6 Monate (+/- 6 Wochen) nach der Erstbefragung statt. Von 
den anfänglichen 102 Teilnehmerinnen und Teilnehmern nahmen 91 (89 Prozent) erneut teil. 
Bei der zweiten Katamnese konnten immerhin noch 85 Personen (83 Prozent) der Stichpro-
be erreicht werden, was einer guten Wiedergewinnungsrate entspricht. Diese Nacherhebung 
fand aufgrund der Verlängerung des Rekrutierungszeitraums in einer Zeitspanne von zwölf 
bis 18 Monaten nach der Erstbefragung statt. Über zwei Drittel der Teilnehmenden wurden 
zum ursprünglich geplanten Katamnesezeitpunkt von 18 Monaten (+/- 6 Wochen) befragt. 
Die übrigen verteilten sich auf die Zeitspanne zwischen zwölf und 16 Monaten.  
 
Unterschiede zwischen Completern und Dropout 
 
Der Anteil der Personen, die ihre Teilnahme an der Studie vor dem regulären Ende abbra-
chen („Dropout“) unterschied sich nicht überzufällig in den verschiedenen Stadt- und Land-
kreisen (Tabelle 10). 
 
Tabelle 10: Häufigkeiten von Completern und Dropout in den Stadt- und Landkreisen  

 LK Ravensburg Bodenseekreis Stadt Heidelberg Rhein-Neckar-Kreis Gesamt 

Completer 25 (83%) 17 (94%) 15 (83%) 28 (78%) 85 (83%) 

Dropout 5 (17%) 1 (6%)  3 (17%) 8 (22%) 17 (17%) 

Gesamt 30 18 18 36 102 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102) 
Anm.: In Klammern stehen die relativen Häufigkeiten bezogen auf den jeweiligen Stadt-/Landkreis.  
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Die Personen, die bis zum Ende blieben („Completer“) und Studienabbrecher („Dropout“) 
waren auch hinsichtlich der soziodemographischen und klinischen Merkmale Alter, Ge-
schlecht, Schulbildung, Berufsausbildung, Hauptdiagnose, Dauer der Erkrankung sowie sta-
tionäre oder teilstationäre Vorbehandlung im vorangegangenen Jahr vergleichbar. Es zeigten 
sich keinerlei signifikante Unterschiede. Ein kleiner signifikanter Unterschied betrifft das Vor-
liegen einer gesetzlichen Betreuung. Von den Abbrechern hatten nur 18 Prozent eine ge-
setzliche Betreuung, von den Completern hingegen 47 Prozent (p<0.05). Studienabbrecher 
waren außerdem zu Beginn der Studie seltener in tagesstrukturierenden Maßnahmen (12 vs. 
32 Prozent) oder in einer Werkstatt (0 vs. 9 Prozent). Hingegen hatten sie häufiger entweder 
keine Beschäftigung (53 vs. 41 Prozent), oder gingen einer Arbeit (auch Ausbildung oder 
Studium) mindestens im Umfang von Gelegenheitsjobs nach (36 vs. 7 Prozent). 
 
Von einem Studienabbruch waren der ambulante und der stationäre Bereich annähernd 
gleich betroffen. In ambulanten Unterstützungssettings beendeten 16 Teilnehmende die Stu-
die vorzeitig, in stationären tat dies nur eine Person. Diese Unterschiede liegen aber im Zu-
fallsbereich. Außerdem zeigten sich keine Unterschiede dahingehend, ob die Abbrecher zum 
ersten Mal Wohnunterstützung erhielten oder bereits früher Erfahrungen in diesem Bereich 
gemacht hatten. Hingegen wurden Unterkunft und Unterstützung durch die Studienabbrecher 
bereits zu Studienbeginn an einigen Stellen anders bewertet als durch die Completer. Dabei 
unterschied sich die Zufriedenheit mit der Wohnform, mit Größe und Ausstattung, mit Regeln 
und Vorgaben und der Unterstützung in Krisen nicht. Auf einer Skala von 1 („sehr zufrieden“) 
bis 5 („sehr unzufrieden“) bewerteten Studienabbrecher aber die Möglichkeiten zur Mitspra-
che bei der Gestaltung von Zimmern und Räumen als weniger zufriedenstellend (MW = 2,35 
vs. 1.64, p<0.01). Ebenfalls unzufriedener zeigten sie sich mit der Unterstützung bei der 
Krankheitsbewältigung (MW = 2,59 vs. 2,04; p<0.05) und beim Entwickeln von mehr Selb-
ständigkeit (MW =2,65 vs. 2,1, p<0.05).  
 
Nicht alle Aussteiger aus der Wohnunterstützung verließen damit zugleich auch die Studie. 
Bei der letzten Befragung lebten von den 85 Teilnehmenden bereits 11 nicht mehr in einer 
unterstützten Wohnform der Eingliederungshilfe. Der Anteil der Aussteiger war aber bei den 
Studien-Dropouts deutlich höher (59 Prozent) als bei den Completern (13 Prozent). Der Un-
terschied ist signifikant (p<0.001). 
 
Bei den Baseline-Werten der Untersuchungsinstrumente zu sozialen Funktionen, Lebens-
qualität, Verwirklichungschancen oder Bedarfen zeigen sich so gut wie keine Unterschiede 
zwischen Dropout und Completern.  
 
Es lässt sich zusammenfassen, dass die Unterschiede zwischen regulär bis zum Ende Teil-
nehmenden und Studienabbrechern relativ gering sind. Die Variablen, in denen sich Unter-
schiede zeigen, lassen die vorsichtige Deutung zu, dass bei den Abbrechern möglicherweise 
eine etwas geringere Bindung an das Unterstützungssystem insgesamt bestand, so zum 
Beispiel im Bereich Beschäftigung. Und an einigen Stellen wurde offensichtlich auch eine 
andere Erwartung an die Unterstützung beim Wohnen gerichtet. Die eher geringen Zufrie-
denheitswerte hinsichtlich Mitsprachemöglichkeiten, dem Hinarbeiten auf Selbständigkeit 
und der Krankheitsbewältigung könnten dies andeuten. 
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Veränderung der Lebensumstände zwischen erster und letzter Befragung 
 
Veränderung der Wohnsituation 
Von den insgesamt 102 Teilnehmenden wohnten zu Beginn 87 Personen ambulant und 15 
stationär. Um die Häufigkeit eines Wechsels der Wohnsituation bei Menschen in unterstütz-
ten Wohnformen abzuschätzen, wurde der letzte bekannte Aufenthalt herangezogen und mit 
der Ausgangssituation verglichen, auch bei Personen, die ihre Studienteilnahme vorzeitig 
beendeten. Bei 98 Personen konnte der letzte bekannte Aufenthalt ermittelt werden. Abbil-
dung 19 zeigt die Veränderungen im Laufe des Studienzeitraums. Insgesamt behielt nur 
knapp die Hälfte die ursprüngliche Wohnung und den Unterstützungsumfang bei. 
 
Bei rund der Hälfte der Personen, die zu Beginn in den ambulant unterstützten Wohnformen 
wohnten, blieben der Unterstützungsumfang und die Form gleich, auch wenn es zu einem 
Wohnungsumzug kam. Bei 13 Personen erhöhte sich die Unterstützungsintensität. Vier da-
von wechselten in stationäre Unterstützung, die anderen in ABWplus oder intensives ambu-
lant betreutes Wohnen. Eine reine Settingänderung (von der betreuten WG in ein privates 
Setting alleine oder mit Angehörigen und umgekehrt bei gleichem Unterstützungsumfang) 
betraf weniger als 10 Prozent. Etwa ein Viertel schied ganz aus der Unterstützung durch die 
Eingliederungshilfe aus.  
 
 
Abbildung 19: Veränderung der Wohnsituation im Laufe der Studie 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102)  
Anm.: amb: ambulant betreute Wohnformen; stat: stationäre Wohnformen; kein oder nur Wo.wechsel: 
es gab keine Veränderung im Unterstützungsumfang, allenfalls Wohnungsumzug; keine EGH mehr: 
Ausstieg aus der Unterstützung in Form von Eingliederungshilfe; Settingänderung: Wechsel von priva-
ter Wohnung in eine WG und umgekehrt bei gleichbleibendem Unterstützungsumfang 
 
Bei über einem Drittel der eingangs in stationären Wohnformen lebenden Personen blieb die 
Art der Unterstützung vollkommen unverändert. Bei drei Teilnehmenden änderte sich das 
Setting – es gab einen Wechsel vom dezentralen Wohnen in ein Heimsetting mit nächtlicher 
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Rufbereitschaft. Zwei Personen erhielten mehr Unterstützung, drei Personen weniger Unter-
stützung. Nur eine Person verließ das unterstützte Wohnen ganz. 
 
Alles in allem weist die folgende Abbildung darauf hin, dass innerhalb der ersten eineinhalb 
Jahre relativ viel Fluktuation herrschte. Bei über der Hälfte der Betroffenen fand nochmals 
eine Anpassung oder Nachjustierung der Unterstützung statt. 
 
Veränderung der Beschäftigungssituation  
Abbildung 20 zeigt, dass sich die Beschäftigungssituation über die Zeit verändert hat. Die 
Informationen basieren auf den Angaben der Teilnehmenden bei Studienbeginn und bei der 
Befragung nach 18 Monaten. Für 18 der ursprünglich 102 Personen (darunter 17 Studienab-
brecher) liegt am Ende keine Information mehr vor. Unter den Completern hat sich die Zahl 
derjenigen verringert, die keiner regelmäßigen Beschäftigung oder Tagesstruktur nachge-
hen. Es nahmen mehr Menschen das Angebot von Tagesstätten, von tagesstrukturierenden 
Maßnahmen oder einer Werkstatt wahr. Ebenfalls gestiegen ist die Zahl der Personen, die 
entweder in geringem Umfang (Gelegenheitsjobs, Zuverdienst, geringfügige Beschäftigung) 
berufstätig, in Ausbildung (auch Schule oder Studium) waren oder auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt eine Tätigkeit fanden. Sie machen insgesamt knapp ein Viertel der ursprünglich 
Teilnehmenden aus. Ihr Anteil hat sich damit gegenüber dem Beginn der Untersuchung ver-
doppelt. Es ist anzunehmen, dass unter den Studiendropouts weitere Personen sind, die im 
Laufe der Zeit eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefunden haben. 
 
Abbildung 20: Veränderung der Beschäftigungssituation im Laufe der Studie 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe (N=102)  
Anm.: t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten 
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Veränderung der Häufigkeit stationärer und teilstationärer Behandlungen  
Zu Studienbeginn berichteten 61 Prozent der Befragten, sie seien im Jahr vor der Studie in 
stationärer oder teilstationärer psychiatrischer Behandlung gewesen. Im ersten halben Jahr 
nach Studienbeginn betrug der Anteil der Personen, die inzwischen in stationärer oder teil-
stationärer Behandlung waren, 30 Prozent, zwischen der zweiten und dritten Befragung lag 
er bei 34 Prozent. 
 
In Abbildung 21 sind zum direkten Vergleich nur jene Personen abgebildet, die von Anfang 
bis Ende an der Untersuchung teilgenommen haben. Man erkennt, dass der Anteil von Men-
schen, die im Jahr vor Studienbeginn in stationärer und teilstationärer Behandlung waren, 
deutlich höher ist als in den 18 Monaten nach Studienbeginn. Es ist natürlich möglich, dass 
der vorangegangene Klinikaufenthalt überhaupt der Auslöser für die Initiierung der Unterstüt-
zung beziehungsweise die Veränderung des Unterstützungsumfangs war und dass daraus 
die Häufigkeit von Klinikaufenthalten im Jahr vor Studieneinstieg resultiert. Andererseits 
könnte die geringere Zahl von Klinikaufenthalten nach dem Einstieg darauf hinweisen, dass 
mit dem Wechsel ein Prozess der psychischen Stabilisierung in Gang gekommen ist. 
Gleichwohl zeigt sich, dass das psychische Gleichgewicht eines Drittels der Stichprobe auch 
auf Dauer fragil war beziehungsweise dass ihre Grunderkrankungen von phasischen Verläu-
fen gekennzeichnet waren. Die Veränderungen sind signifikant (p<0.05). 
 

Abbildung 21: Klinikaufenthalte vor und nach Studienbeginn 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
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Veränderung von Sozialer Funktionsfähigkeit, Lebensqualität, Verwirklichungschan-
cen und psychosozialer Problemstellung 
 
Soziale Funktionsfähigkeit 
In Abbildung 22 werden die Mittelwerte der verschiedenen SFS-Subskalen („skalierte 
Scores“) zu Beginn der Untersuchung im Vergleich zur zweiten Befragung nach einem Jahr 
bis anderthalb Jahren (t2) dargestellt. In fast allen Bereichen schienen die Betroffenen Ver-
besserungen zu erzielen. Ein Mittelwertsvergleich verbundener Stichproben zeigt, dass die 
Unterschiede in den Bereichen Rückzug und Kommunikation sowie im Gesamtscore mehr 
als zufällig sind (Sozialer Rückzug p<0.05; Kommunikation p<0.001; Gesamt p<0.001). 
 
Der Bereich mit den höchsten Werten, interpersonelle Kommunikation, verbesserte sich so 
weit, dass er am Ende durchaus dem einer Stichprobe nicht erkrankter Personen entspricht 
(Iffland 2015). Das Schlusslicht bildet der Bereich soziale Aktivitäten. Darunter kann man 
sich Dinge wie Besuche bei Freunden oder der Familie vorstellen, es fallen jedoch auch viele 
Aktivitäten in diesen Bereich, die mit finanziellem Einsatz verbunden sind (Kino, Museum, 
Kurse, Vereine, Kneipe etc.). Angesichts der knapp begrenzten finanziellen Mittel der Men-
schen, die in der Eingliederungshilfe unterstützt werden, ist es nicht erstaunlich, dass sich 
hier über die Zeit keine Veränderung abzeichnet. 
 
Abbildung 22: Soziale Funktionsfähigkeit im Studienverlauf 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: * p<0.05, ** p<0.01. Theoretisch mögliche Spanne der skalierten Punkte: von 55 bis 145. Höhe-
re Werte bedeuten geringere Einschränkung in Bezug auf den jeweiligen Bereich. t0: erste Befragung, 
t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
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Subjektive Lebensqualität  
Der paarweise Vergleich der Ausgangswerte mit den Endwerten in Abbildung 23 zeigt, dass 
die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer in einigen Bereichen einen deutlichen Zuwachs 
an Zufriedenheit erzielen konnten. Dies betrifft insbesondere jene Bereiche, in denen zu Be-
ginn die auffälligsten Einschränkungen erlebt wurden: Finanzen, seelische Gesundheit, all-
gemeine Lebenszufriedenheit und Beruf. Doch auch in den Bereichen Freundschaften und 
Freizeitgestaltung ergaben sich signifikant höhere Werte. Sie rückten auf Platz zwei und drei, 
direkt hinter den höchsten Wert (Zufriedenheit mit dem Bereich Sicherheit). Auch der Ge-
samtscore über alle Bereiche zeigt eine signifikante Steigerung über die Zeit (p<0.001). 
 
Abbildung 23: Subjektive Lebensqualität und Zufriedenheit im Studienverlauf 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: Ein Wert von 1 entspricht äußerster Unzufriedenheit, ein Wert von 7 äußerster Zufriedenheit. 
* p<0.05, ** p<0.01, *** p<0.001; t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
 
 
Verwirklichungschancen – Capabilities 
Was die Verwirklichungschancen in verschiedenen Lebensbereichen anbelangt, ergibt sich 
ein heterogenes Bild (Abbildung 24). Der Bereich, in dem zu Beginn die meisten Einschrän-
kungen erlebt wurden, erfährt eine deutliche Verbesserung: Die Befragten erlebten sich zum 
Abschluss der Studie weniger durch ihren Gesundheitszustand in ihren Alltagsaktivitäten 
eingeschränkt, als dies zu Beginn der Studie der Fall war. Auch fühlten sie sich in der Nach-
barschaft sicherer. Hingegen nimmt die Einschätzung, die eigene Meinung frei äußern zu 
können, etwas ab. In den restlichen Bereichen liegen die Veränderungen im Zufallsbereich. 
Auch der standardisierte Gesamtscore (theoretische Spanne von 0 bis 100) erfährt mit einer 
Verschiebung von 62,7 (SD=14,51) auf 64,9 (SD=15,30) keine signifikante Veränderung. Die 
durchschnittlich am häufigsten genannten Einschränkungen von Verwirklichungschancen 
zum Studienende beziehen sich auf die Lebensbereiche Mitsprache bei kommunalen Ent-
scheidungen, gesundheitsbedingte Einschränkungen der Alltagaktivitäten, Schlaflosigkeit 
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wegen Sorgen, Möglichkeiten zu Geselligkeit und auf eine den eigenen Bedürfnissen ange-
messene Wohnsituation. 
 
Abbildung 24: Verwirklichungschancen – Capabilities im Studienverlauf 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: Ein Wert von 5 bedeutet hohe Verwirklichungschancen, ein Wert von 1 bedeutet vollkommen 
eingeschränkte Verwirklichungschancen; * p<0.05, ** p<0.01, *** p<0.001; t0: erste Befragung, t2: 
Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
 
 
Unterstützungs- und Versorgungsbedarf 
In Abbildung 25 sind die verschiedenen Bereiche abgebildet, in denen generell ein Unter-
stützungsbedarf besteht, unabhängig davon, ob er gedeckt ist oder nicht. An erster Stelle 
stehen dabei das Erhalten von Sozialleistungen, seelische Belastung und die Wohnsituation. 
Dies wurde zu Beginn wie auch am Ende der Untersuchung von etwa 80 Prozent der Befrag-
ten so benannt. Im Bereich Wohnen zeichnet sich sogar eine leichte Steigerung des Bedarfs 
ab. In vielen Bereichen nahm der Unterstützungsbedarf über die Zeit ab, am deutlichsten in 
den Bereichen Selbstgefährdung, psychotische Symptome, soziale Kontakte und Partner-
schaft. Neben dem Bedarf im Bereich Wohnen nahmen die Unterstützungsbedürfnisse in 
den Bereichen körperliche Gesundheit und Ernährung zu. Die Anzahl genannter Bedürfnisse 
insgesamt (erfüllt oder unerfüllt) verringerte sich im Studienzeitraum signifikant von durch-
schnittlich 9,5 auf 8,6 Bereiche (p<0.05). 
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Abbildung 25: Veränderung des Unterstützungs- und Versorgungsbedarfs im Studienverlauf 

 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
 
Welche Bedürfnisse bleiben nun im Laufe der Zeit unerfüllt? Ein detaillierteres Licht hierauf 
wirft Abbildung 26. Die häufigsten unerfüllten Bedürfnisse zu t0 betrafen seelische Belas-
tung, Partnerschaft und soziale Kontakte. Im Laufe der Zeit reduzierte sich der ungedeckte 
Bedarf vor allem in den Bereichen Partnerschaft und soziale Kontakte. Auch in den Berei-
chen angemessene Ernährung und Sexualität verringerte sich der ungedeckte Bedarf. Seeli-
sche Belastung blieb bis zum Ende für über ein Drittel der Befragten ein Bereich ohne aus-
reichende Linderung. In einigen Bereichen vergrößerte sich der ungedeckte Bedarf sogar bis 
zum Ende des Projekts. Problematisch waren insbesondere die Wohnsituation (für ca. 25 
Prozent der am Ende Befragten) und die mangelnde Fähigkeit, sich angemessen um den 
eigenen Haushalt zu kümmern. Unklar ist, in wie weit es bei dieser Bewertung eine Rolle 
spielt, dass ein Teil der Befragten zum letzten Untersuchungstermin keine Unterstützung 
durch die Eingliederungshilfe mehr bezog und sich das Finden eines geeigneten Wohnraums 
möglicherweise als Problem darstellte. 
 
Die durchschnittliche Zahl der Bereiche mit ungedecktem Unterstützungsbedarf verringerte 
sich von 3,5 auf 3,1. Allerdings ist dieser Unterschied nicht signifikant. 
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Abbildung 26: Veränderung der Häufigkeiten ungedeckter Bedarfe im Studienverlauf 

 
Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
 
 
Psychische Probleme und Symptombelastung 
Abbildung 27 zeigt, dass sich die psychische Belastung im Laufe der Zeit in jedem Problem-
bereich verringert hat. Viele dieser Verbesserungen sind signifikant. Ausnahmen sind die 
Bereiche Anspannung, Paranoia und das Empfinden von Schwere in den Gliedmaßen. 
Dementsprechend sank auch die Gesamtbelastung, ausgedrückt durch den Mittelwert des 
Gesamtscores. 
 
Bei einer Umrechnung des Gesamtscores in T-Werte, lässt sich zeigen, dass nicht nur die 
möglicherweise zu Beginn der Unterstützung aufgrund der Neuorientierung besonders hohe 
und danach abnehmende Belastung für diese Veränderungen verantwortlich ist, sondern 
dass auch im Jahr zwischen zweiter und dritter Befragung noch eine Entwicklung stattfindet 
(Abbildung 28). Es sind nun deutlich mehr Personen, die eine Belastung im Normalbereich 
angeben. Der Anteil von Personen mit einer extrem hohen Belastung sinkt über die Zeit. In 
der Normalbevölkerung würden nur zwei Prozent in diesen Bereich entfallen. Hier sind es 
aber sogar nach eineinhalb Jahren immer noch fast 30 Prozent der Studienteilnehmenden. 
 
 
 

0% 10% 20% 30% 40% 50%

Illegale Drogen
Telefonieren

Versorgung und Betreuung von Kindern
Fremdgefährdung

Persönliche Körperpflege
Alkohol

Grundkenntnisse Lesen, Schreiben, Rechnen
Informationen zur Erkrankung

Sozialleistungen
Psychotische Symptome

Verkehrsmittel
Wohnsituation

Haushalt
Selbstgefährdung

Tägliche Aktivitäten
Geld

Körperliche Gesundheit
Sexualität
Ernährung

Soziale Kontakte
Partnerschaft

Seelischer Druck

Prozent der Nennungen

T0 % unerfüllte Bedürfnisse T2 % unerfüllte Bedürfnisse



 

97 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

4% 5% 5%

18%

30% 30%
32%

27%
36%

46%
38%

30%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

t0 t1 t2

H
äu

fig
ke

ite
n > 2 SD

> 1 SD

"normal"

< 1 SD

< 2 SD

+2SD

+1SD

-1SD

-2SD

Abbildung 27: Veränderung der psychischen Probleme im Studienverlauf 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: Die theoretisch mögliche Spanne der Werte reicht von 0 („überhaupt nicht“) bis 4 („sehr stark“). 
* p<0.05, ** p<0.01, *** p<0.001; t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
 
 
 
Abbildung 28: Veränderung des Anteils niedrig, normal und hoch belasteter Teilnehmender im 
Studienverlauf 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: +2SD: sehr hohe Belastung, +1SD: suboptimal, -1SD: geringere Belastung als normal, -2 SD: 
extrem geringe Belastung; t0: erste Befragung, t1: Befragung nach sechs Monaten, t2: Befragung 
nach zwölf bis 18 Monaten.  
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Externe Einschätzung von Symptomen und funktionaler Beeinträchtigung 
An der Fremdeinschätzung zu t2 nahmen 69 von den Teilnehmenden genannte Bezugsper-
sonen teil. Es waren nicht überall dieselben Bezugspersonen wie zu Beginn, was bei der 
Interpretation einschränkend zu berücksichtigen ist. Zwischen der externen Einschätzung zu 
Studienbeginn und der letzten Befragung zeigten sich keine auffälligen Unterschiede, die auf 
eine Veränderung in der Schwere von Problemen mit Gesundheit und Funktionsniveau hin-
deuten könnten. Abgebildet sind die durchschnittlichen Werte der Teilstichprobe, bei der zu 
Beginn und am Ende Einschätzungen vorlagen (Abbildung 29). Die am meisten ausgepräg-
ten Schwierigkeiten liegen auch zu t2 in den Bereichen verschiedener psychischer Belastun-
gen (v. a. Anspannung), gefolgt von Problemen mit Beziehungen. 
 
Abbildung 29: Veränderung der externen Einschätzung von Symptomen und funktionaler Be-
einträchtigung (HoNOS) 

 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Erreichte Bezugspersonen zu t0 und T2 (N=69) 
Anm.: t0: erste Befragung, t2: Befragung nach zwölf bis 18 Monaten.  
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5.3.5 Zusammenfassung der Veränderung 
 
Im Laufe des Untersuchungszeitraums zeichneten sich in der untersuchten Stichprobe eine 
ganze Reihe von Veränderungen und Entwicklungen ab. 
 
• Die Unterstützungsform beziehungsweise das Wohnsetting wurde in dieser Zeit bei vie-

len Personen nachjustiert. Nur die Hälfte der Teilnehmenden behielt sie bis zum Ende 
der Studie bei. Ein gutes Fünftel verließ das unterstützte Wohnen im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe ganz. 

• Die Beschäftigungssituation verbesserte sich in dem Sinne, dass am Ende der Untersu-
chung weniger Personen ganz ohne Beschäftigung waren oder an tagesstrukturierenden 
Maßnahmen teilnahmen, dafür aber mehr Menschen eine Tätigkeit in einer Werkstatt  
oder sogar auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fanden.  

• Die Häufigkeit stationärer beziehungsweise tagesklinischer Behandlungen verringerte 
sich im Vergleich zum Jahr vor der Studie. 

• Soziale Funktionen verbesserten sich insgesamt und insbesondere in den Bereichen 
Kommunikation und sozialer Rückzug.  

• Die Zufriedenheit mit vielen Lebensbereichen verbesserte sich, besonders in jenen, in 
denen zu Beginn besonders große Unzufriedenheit herrschte (z. B. Finanzen, Gesund-
heit, allgemeine Lebenszufriedenheit, Beruf).  

• Die Wahrnehmung der Teilnehmenden, bei Alltagsaktivitäten durch den Gesundheitszu-
stand eingeschränkt zu sein, verringert sich im Laufe der Zeit. Allerdings zeigen sich beim 
Capabilities-Fragebogen Oxcap-MH (Simon et al. 2013), mit dem die Verwirklichungs-
chancen erfasst wurden, insgesamt keine Veränderungen, die über zufällige Schwan-
kungen hinausweisen. 

• Über die Zeit reduzierte sich die Zahl der Problembereiche, in denen Unterstützung benö-
tigt wurde. Vor allem im sozialen Bereich wie Partnerschaft oder soziale Beziehungen 
allgemein, aber auch beim Umgang mit Symptomen empfanden sich die Betroffenen am 
Ende häufiger ausreichend unterstützt oder die Probleme verschwanden ganz. Anderer-
seits thematisierten am Ende mehr Personen einen ungedeckten Unterstützungsbedarf in 
den Bereichen Haushaltsführung und Wohnsituation als zu Beginn.  

 
Besonders auffällig ist, dass bei vielen Befragten mit dem Einstieg oder Wechsel in unter-
stützte Wohnformen ganz offensichtlich ein Prozess der Stabilisierung und Verbesserung der 
psychischen Befindlichkeit einhergegangen ist, der fast alle Problembereiche betrifft – und 
zwar nicht nur in der ersten Zeit nach dem Umzug, sondern durchgängig bis zum Ende der 
Studie. Auch wenn die Klientinnen und Klienten hinsichtlich ihres Befindens auch am Ende 
der Studie noch deutlich schlechter gestellt sind als die Normalbevölkerung, ist dies für die 
anfangs hoch belastete Stichprobe eine bemerkenswerte Errungenschaft. 
 
Die optimistische Selbstbeurteilung deckt sich nicht mit den Einschätzungen der Bezugsper-
sonen. Diesbezügliche Veränderungen zwischen Beginn und Ende der Untersuchung liegen 
allesamt im Zufallsbereich. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass bei der letzten Be-
fragung nur noch ein Teil der Bezugspersonen zu erreichen war, dass Ansprechpartner ge-
wechselt hatten oder dass sie möglicherweise im Laufe der Zeit zu einer differenzierteren 
Einschätzung der Probleme ihrer Klientinnen und Klienten gelangt waren.  
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5.3.6 Zusammenhänge mit anderen Faktoren 
 
Vorgehensweise 
 
Bisher konnte gezeigt werden, dass sich bei Personen, die bis zum regulären Ende in der 
Studie blieben, über die Zeit signifikante Veränderungen in den Bereichen Soziale Funktio-
nen, Lebensqualität und Zufriedenheit, Symptombelastung und teilweise bei den Bedarfen 
und bei den Verwirklichungschancen abzeichneten. Dabei wurde noch nicht berücksichtigt, 
dass die Teilnehmenden bereits zu Beginn unterschiedliche Merkmale aufwiesen und unter-
schiedliche Arten von Unterstützung erhielten.  
 
Completer unterschieden sich in den Ergebnisparametern so gut wie nicht von Dropouts. 
Daher wurde für die Untersuchung von möglichen, den Verlauf beeinflussenden Faktoren ein 
Rechenmodell verwendet, das nur die Daten der Completer einbezieht. Mittels einer Mess-
wiederholungs-Anova (zweifaktorielle Varianzanalyse mit Messwiederholung auf einem Fak-
tor) wurde der Einfluss verschiedener Variablen auf die Veränderungen der Werte zwischen 
Beginn und Ende der Untersuchung geprüft. Ziel war es herauszufinden, welche Variablen 
einen günstigen Verlauf mitbestimmen.  
 
Bereits in Teilprojekt 2 waren von den Expertinnen und Experten potenziell wirksame Fakto-
ren in Hinblick auf die Unterstützung von Teilhabe und Selbstbestimmung beschrieben wor-
den. Auf der Seite der Leistungsberechtigten waren dies zum Beispiel ein junges Alter, eine 
tragfähiges soziales Umfeld oder eine eher geringe psychische Belastbarkeit aufgrund der 
Dynamik der zugrundeliegenden Erkrankung. In Hinblick auf die Art der Unterstützung bot 
der Datensatz die Möglichkeit, zwischen Intensität und Setting zu unterscheiden. Ein häufig 
genannter Kritikpunkt in Teilprojekt 2 war zum Beispiel das Zusammenleben mit Mitbewoh-
nern, die man sich nicht selbst ausgesucht hatte. Wiederholt gab es dort auch den Hinweis 
darauf, dass das Setting so alltagsnah wie möglich sein sollte. Neben diesen potenziellen 
Einflussfaktoren wurde geprüft, ob sich zwischen der Entwicklung der individuellen Studien-
teilnehmenden und der Prognose aus Sicht der Bezugspersonen ein Zusammenhang zeigte. 
Tabelle 11 bietet einen Überblick über diese Auswahl potenziell relevanter Einflussfaktoren 
und darüber, wie diese operationalisiert wurden. 
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Tabelle 11: Variablen zur Prüfung möglicher Zusammenhänge mit der Entwicklung im unter-
stützten Wohnen 

 Merkmale Operationalisierung 
biographische 
Merkmale 

Geschlecht männlich versus weiblich 

 Junges Alter maximal 30 Jahre alt versus über 30 

 Schulbildung Maximal Hauptschulabschluss versus andere 

 Soziale Einbindung Zufriedenheit mit der Beziehung zu Familie und Freun-
den - sehr zufrieden/eher zufrieden vs. weder 
noch/eher unzufrieden/sehr unzufrieden 

Krankheits-
merkmale 

Hauptdiagnose einer Störung aus 
dem Schizophrenie-Spektrum (F2) 

Hauptdiagnose F2 – ja versus nein 

 Hauptdiagnose einer Affektiven 
Störung (F3) 

Hauptdiagnose F3 – ja versus nein 

 Hauptdiagnose einer Persönlich-
keitsstörung (F6) 

Hauptdiagnose F6 – ja versus nein 

 Längerfristige Unterstützungser-
fahrung 

Neu- und Wiedereinsteiger versus Wechsler 

Merkmale der 
Unterstützung 

Unterstützungsintensität stationäres vs. ambulant betreutes Wohnen 

 Unterstützungssetting „privates Setting“ (Wohnsettings nicht zusammen mit 
anderen Betroffenen)  versus „Gruppensetting“ (betreu-
te WG, Wohngruppe, Heimsetting) 

 Move-on Prognose in 2-3 Jahren voraussichtlich nicht mehr in unterstützter 
Wohnform versus unterstütztes Wohnen auch in 2-3 
Jahren 

 
Diese Faktoren wurden hinsichtlich ihres Zusammenhangs mit folgenden Ergebnisparame-
tern überprüft: 
 
• Soziale Funktionsfähigkeit (SFS Skalierter Gesamtscore) 
• Lebensqualität (MANSA Mittelwerte Gesamtscore) 
• Verwirklichungschancen (OxCAP-MH Standardisierter Gesamtscore) 
• Symptombelastung (SCL-K-9 Skalenmittelwert) 
• Anzahl der Lebensbereiche ohne Probleme und Unterstützungsbedarf (CANSAS) 
• Anzahl der Bereiche mit ungedecktem Unterstützungsbedarf (CANSAS) 
• Fremdeinschätzung von Symptomen und funktionaler Beeinträchtigung (HoNOS Sum-

menscore) 
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Ergebnisse 
 
Geschlecht 
In fast allen untersuchten Ergebnismaßen waren die Frauen zu Beginn der Studie signifikant 
stärker beeinträchtigt als die Männer in der Studie. Nur die Anzahl der Bereiche ohne Bedarf 
und die Anzahl der Bereiche mit starkem Unterstützungsbedarf war vergleichbar und wies 
keine signifikanten Unterschiede auf. Im Schnitt verbesserte sich bei Männern wie bei Frau-
en die soziale Funktionsfähigkeit (SFS) und die Lebensqualität (MANSA). Außerdem verrin-
gerte sich die Symptombelastung. Diese Verläufe zeigten sich jedoch unbeeinflusst durch 
das Geschlecht – die Unterschiede blieben bis zum Ende der Untersuchung konstant erhal-
ten.  
 
Zu berücksichtigen ist, dass Studienteilnehmende mit der Diagnose einer Persönlichkeitsstö-
rung fast ausschließlich weiblich waren. Die stärkere Ausprägung bei den Ergebnismaßen ist  
möglicherweise eher auf die mit dieser Diagnose verbundenen Problemstellungen als auf 
das Merkmal Geschlecht zurückzuführen (vgl. unten). 
 
Junges Alter 
Personen über 30 Jahre hatten in allen Maßen vergleichbare Ausgangswerte wie die Jünge-
ren unter den Befragten, mit Ausnahme einer etwas höheren Symptombelastung. Es zeigte 
sich kein signifikanter Zusammenhang von Alterszugehörigkeit und der Entwicklung in den 
Ergebnismaßen. 
 
Schulbildung 
Es gab von Anfang an keinen Unterschied zwischen Personen mit geringerer und höherer 
Schulbildung. Es zeigte sich auch im weiteren Verlauf kein signifikanter Zusammenhang von 
Schulbildung und der Entwicklung in den verschiedenen Bereichen. 
 
Soziale Einbindung 
Die soziale Einbindung, operationalisiert über Zufriedenheit mit der Beziehung zu Familie 
und Freunden, stand in einem deutlichen Zusammenhang mit dem Ausgangsniveau der ver-
schiedenen Maße (Abbildung 30). Die mit ihren Beziehungen Zufriedenen hatten über die 
Zeit der Studie hinweg höhere Werte in Bezug auf ihre soziale Funktionsfähigkeit, Lebens-
qualität und Zufriedenheit sowie Verwirklichungschancen. Es gab bei ihnen mehr Bereiche 
ohne Unterstützungsbedarf und weniger Bereiche mit ungedecktem Unterstützungsbedarf 
als bei Personen, die zu Beginn weniger zufrieden waren. Keine Unterschiede gab es in Hin-
blick auf Symptombelastung und Außeneinschätzung der Problemschwere. Anfängliche Un-
terschiede zwischen den beiden Personengruppen blieben auch über die Zeit erhalten. Auch 
die weniger Zufriedenen erzielten Verbesserungen, aber unter Beibehaltung des ursprüngli-
chen Abstands. An einer Stelle zeigte sich allerdings ein Interaktionseffekt: Bei den Unzu-
friedeneren verringerte sich die Anzahl der ungedeckten Bedarfe über die Zeit deutlich und 
näherte sich dem niedrigen Niveau der Zufriedenen an. Bei den Zufriedenen blieb die Anzahl 
ungedeckter Bedarfe durchgehend niedrig. 
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Abbildung 30: Entwicklung der Anzahl ungedeckter Bedarfe bei Personen mit zufriedenstellen-
der und mit weniger zufriedenstellender sozialer Einbindung 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=84). 
Anm.: weniger zufrieden: Personen, die sich zu Studienbeginn nicht eindeutig zufrieden über ihre fa-
miliären und freundschaftlichen Beziehungen äußerten (N=27); zufrieden: Personen, die mit ihren 
Beziehungen zufrieden waren (N=57). Theoretisch möglich sind Werte von 0 bis 22 (=in allen Berei-
chen Probleme ohne ausreichende Unterstützung). 
 
 
Hauptdiagnose einer Störung aus dem Schizophrenie-Spektrum 
Teilnehmende mit der Hauptdiagnose aus dem Bereich der Schizophrenien hatten zu Beginn 
höhere Werte in Hinblick auf Lebensqualität und äußerten eine Beeinträchtigung der Befind-
lichkeit durch psychische Probleme. Sie hatten mehr Bereiche ganz ohne Unterstützungsbe-
darf und weniger Bereiche mit ungedecktem Unterstützungsbedarf. Auch die Außenein-
schätzung ergab bei dieser Gruppe eine geringere Schwere von Problemen als in der (zu-
sammengefassten) Gruppe mit den anderen Diagnosen. Die Unterschiede in den sozialen 
Funktionen waren vergleichbar, ebenso bei den Verwirklichungschancen. Der Verlauf der 
Ergebnismaße hing nicht überzufällig mit dieser Diagnose zusammen. Menschen mit F2-
Störung behielten ein besseres Niveau in den Ergebnissen über die Zeit hinweg bei.  
 
Hauptdiagnose einer affektiven Störung 
Im Ausgangsniveau unterschieden sich Menschen mit der Hauptdiagnose einer affektiven 
Störung nur in wenigen Ergebnismaßen: Die psychische Befindlichkeit war signifikant 
schlechter als in der (zusammengefassten) Gruppe der anderen Diagnosen (Abbildung 31). 
Es gab signifikant mehr Bereiche mit ungedecktem Unterstützungsbedarf und die Probleme 
mit der Gesundheit und im Alltag wurden von den Bezugspersonen als schwerer eingestuft. 
In den Bereichen der sozialen Funktionsfähigkeit, Lebensqualität, Verwirklichungschancen 
und der Anzahl der Lebensbereiche ohne Probleme waren sie, auch im Zeitverlauf, voll-
kommen vergleichbar mit der Gruppe ohne eine solche Diagnose. An zwei Stellen zeigte 
sich ein signifikanter Zusammenhang zwischen Diagnose und Verlauf: Menschen mit affekti-
ven Erkrankungen empfanden zu Beginn eine höhere Belastung durch psychische Probleme 
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als die anderen, konnten sie im Laufe der Zeit aber auch stärker reduzieren. Dies sahen ihre 
Bezugspersonen ähnlich: Bei Personen mit affektiver Störung erkannten sie eine Verringe-
rung der Schwere von Symptomen und Funktionseinschränkungen, bei Personen mit ande-
rer Diagnose sahen sie eher eine Tendenz zur Zunahme der Probleme.  
 
Abbildung 31: Entwicklung der Gesamtbelastung durch psychische Probleme bei Personen mit 
einer affektiven Störung und Personen mit anderer Hauptdiagnose 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=84). 
Anm.: F3: Personen mit der Hauptdiagnose einer affektiven Störung (N=22), andere: Personen mit 
anderen Diagnosen (N=62). Theoretisch möglich sind Werte von 0 (=in keinem Bereich eine Problem-
belastung) bis 4 (=in allen Bereichen sehr starke Problembelastung).   
 
 
Hauptdiagnose einer Persönlichkeitsstörung 
Teilnehmende mit der Hauptdiagnose einer Persönlichkeitsstörung unterschieden sich im 
Ausgangsniveau fast aller Ergebnismaße von den anderen Teilnehmenden: Die soziale 
Funktionsfähigkeit, die Lebensqualität und die Verwirklichungschancen waren geringer, die 
Belastung durch psychische Symptome war höher, ebenso die Anzahl der Bereiche mit un-
gedecktem Unterstützungsbedarf. Lediglich in der Außeneinschätzung der Problemschwere 
und in der Anzahl der Bereiche ohne Probleme waren sie mit den anderen vergleichbar. Es 
konnte jedoch kein signifikanter Zusammenhang von der Diagnose einer Persönlichkeitsstö-
rung und dem Verlauf festgestellt werden.  
 
Neu- und Wiedereinsteiger versus Wechsler 
Personen, die neu oder nach langer Pause wieder in ein unterstütztes Wohnangebot kamen, 
äußerten zu Beginn eine etwas geringere Lebensqualität als Personen, die lediglich die In-
tensität der Unterstützung wechselten (Abbildung 32). Außerdem war bei ihnen die Anzahl 
ungedeckter Bedarfe signifikant höher. In den restlichen Ergebnismaßen starteten sie auf 
vergleichbarem Niveau und hatten auch denselben Verlauf. Die Zahl der ungedeckten Be-
darfe blieb über die Zeit hinweg stets etwas höher als bei den Wechslern. Die Zufriedenheit 
jedoch stieg über die Zeit signifikant an, während sie bei den Wechslern konstant eher hoch 
blieb. 
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Abbildung 32: Entwicklung der Lebensqualität und Zufriedenheit von Wechslern und Neufällen 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=84).  
Anm.: Wechsler: Gruppe der Personen, die zu Studienbeginn die Unterstützungsform und/oder -
Intensität (N=20) gewechselt hatte; Neue: Gruppe der Personen, die zu Studienbeginn neu in die Un-
terstützung kamen (N=64). Theoretisch möglich sind Werte von 1 („völlig unzufrieden“) bis 7 („völlig 
zufrieden“). 
 
 
Unterstützungsintensität 
Menschen in stationären und ambulant betreuten Wohnformen unterschieden sich zu Beginn 
der Studie in wenigen Bereichen. So waren bei Menschen in stationären Wohnformen ledig-
lich die soziale Funktionsfähigkeit und die Anzahl der Bereiche ohne jeglichen Unterstüt-
zungsbedarf etwas geringer. Insgesamt zeigten sich auch über die Zeit keine Zusammen-
hänge zwischen der Unterstützungsintensität und den Werten in den Ergebnisparametern.  
 
Privates versus Gruppensetting 
Menschen in privaten Settings unterschieden sich zu Beginn der Untersuchung signifikant in 
fast allen Ergebnismaßen von Personen in Gruppensettings. Ausnahmen waren lediglich die 
soziale Funktionsfähigkeit und die Anzahl der Bereiche ohne Unterstützungsbedarf. Hier 
waren die Gruppen vergleichbar. Generell starteten Teilnehmende in privaten Settings mit 
einer geringeren Lebensqualität, geringeren Verwirklichungschancen, einer höheren Symp-
tombelastung, mehr Bereichen mit ungedecktem Unterstützungsbedarf und höherer Prob-
lemschwere bei der Außeneinschätzung. Es zeigten sich keinerlei Interaktionseffekte, das 
heißt, bei Menschen in privaten Settings besserten sich zwar die Ergebnismaße, in denen es 
allgemein über die Zeit eine Verbesserung gab. Sie blieben jedoch konstant etwas beein-
trächtigter als Personen im Gruppensetting. Eine Auswirkung des Settings auf den Verlauf 
ließ sich nicht nachweisen. 
 
Move-on Prognose der Bezugsperson 
Spielt es eine Rolle, wie die Bezugsperson die Chancen ihres Klienten beziehungsweise 
ihrer Klientin einschätzt, irgendwann wieder ganz ohne Unterstützung zu leben? Die Gruppe 
mit Move-on Prognose unterschied sich von der Gruppe mit Bleibe-Prognose zu Beginn der 
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Studie nur dahingehend signifikant, dass die Bezugspersonen bei den letztgenannten eine 
etwas höhere Problemschwere als bei den anderen feststellten (Abbildung 33). In den ande-
ren Maßen waren sie völlig vergleichbar. Betrachtet man allerdings nur diejenigen, die bis 
zum regulären Ende an der Studie teilnahmen, so zeichnet sich in Hinblick auf soziale Funk-
tionsfähigkeit bereits zu Beginn ein signifikanter Unterschied ab: die Move-on Gruppe startet 
auf etwas höherem Niveau. Darüber hinaus gibt es einen Interaktionseffekt von Gruppe und 
Zeit: In der Move-on Gruppe verbessern sich die Werte für soziale Funktionsfähigkeit stärker 
als in der Gruppe mit der Bleibe-Prognose. 
 

Abbildung 33: Entwicklung der sozialen Funktionsfähigkeit in den unterschiedlichen Progno-
segruppen 

Datenbasis: WieWohnen-BW Stichprobe – Teilstichprobe der Completer (N=85) 
Anm.: stay: Gruppe der Personen, bei denen unterstütztes Wohnen auch als Perspektive nach 2 bis 3 
Jahren prognostiziert wurde (N=66); move-on: Gruppe der Personen, bei denen ein Ausstieg aus dem 
unterstützten Wohnen prognostiziert wurde (N=19). Die Skala ist normiert auf einen Mittelwert von 100 
bei einer Standardabweichung von 15 Punkten. 
 
 
5.4 Zusammenfassung 
 
In der Kohortenstudie wurden die Lebenssituation und die Entwicklung von Leistungsberech-
tigten in unterstützten Wohnformen über einen Zeitraum von zwölf bis 18 Monaten genauer 
ins Auge gefasst. Die Zahl der Teilnehmenden entsprach 20 bis 25 Prozent der Personen, 
die theoretisch anhand der Einschlusskriterien für die Studie in Frage gekommen wären. Die 
Zusammensetzung war nicht ganz repräsentativ, da prozentual weniger Personen aus stati-
onären Wohnformen teilnahmen als es der tatsächlichen Verteilung im Unterstützungssys-
tem entsprochen hätte. Menschen mit affektiven Störungen waren überrepräsentiert, Men-
schen mit der Diagnose Schizophrenie demgegenüber unterrepräsentiert. Die Teilnahme an 
der Studie verlangte ein hohes Maß an Aufmerksamkeit und kommunikativer Kompetenz. Es 
kann vermutet werden, dass Personen mit geringerer Beeinträchtigung leichter gewonnen 



 

107 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

werden konnten und sich Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf eher zurückhielten. 
Die Aussagekraft der Ergebnisse muss insofern etwas relativiert werden.  
 
Aber obwohl die am schwersten belasteten Personen nicht erreicht wurden, stellte sich her-
aus, dass die Teilnehmenden in vielerlei Hinsicht an starken Einschränkungen litten. Insbe-
sondere zu erwähnen ist die hohe psychische Belastung, was sich auch in der Einschätzung 
durch die Bezugspersonen bestätigte. Hinsichtlich funktionaler Einschränkungen bewegen 
sich die erzielten Werte der hier untersuchten Stichprobe in einem Spektrum, das den Wer-
ten von in der Gemeinde lebenden, arbeitslosen Personen mit Schizophrenie entspricht. Die 
soziale Einbindung und die Teilnahme an sozialen Aktivitäten, wie Treffen mit Freunden, 
waren dabei die Bereiche mit der höchsten Beeinträchtigung. Probleme im sozialen Bereich 
waren neben dem psychischen Druck auch die Themen, in denen der Unterstützungsbedarf 
am seltensten gedeckt war. Die subjektive Lebensqualität erschien den Befragten vor allem 
durch finanzielle Sorgen, ihre berufliche Perspektive, ihre psychische Gesundheit und eine 
allgemeine Lebensunzufriedenheit beeinträchtigt. 
 
Zwischen erster und letzter Befragung zeigt sich an vielen Stellen eine Entwicklung zum Po-
sitiven. Bei vielen Menschen fand noch einmal eine Anpassung der Unterstützungs- und 
Wohnsituation statt. Ein Viertel schied ganz aus dem Bezug von Eingliederungshilfe aus, 
wenn man die vier Personen mit ungeklärtem Verbleib hinzuzählt. Nur bei knapp der Hälfte 
ergab sich im Laufe der eineinhalb Jahre kein Wechsel. Der Rest, knapp 30 Prozent, wech-
selte die Unterstützungsform.  
 
Die Personen, die die Studie regulär beendeten, empfanden zum Ende eine deutlich gerin-
gere Symptombelastung als zu Beginn. Außerdem stieg ihre subjektive Lebensqualität, ins-
besondere in den Bereichen, die zuvor besonders beeinträchtigt waren. Die soziale Funkti-
onsfähigkeit verbesserte sich ganz allgemein, vor allem aber in den Bereichen sozialer 
Rückzug und Kommunikation. Die Anzahl der Lebensbereiche, in denen Unterstützung be-
nötigt wurde, verringerte sich. Gerade in Hinblick auf die sozialen Beziehungen verringerte 
sich der Anteil von Teilnehmenden massiv, die anfangs einen hohen ungedeckten Unterstüt-
zungsbedarf signalisierten. Annähernd gleich blieb der Anteil der Personen mit unerfüllten 
Unterstützungsbedürfnissen in Hinsicht auf ihre psychische Belastung. Was die Wohnsituati-
on anbelangt, so gaben am Ende sogar mehr Personen einen ungedeckten Bedarf an als zu 
Beginn. Dies könnte auch mit dem angespannten Wohnungsmarkt zusammenhängen, der 
es Menschen mit einem Veränderungswunsch erschwerte, die passende Unterkunft zu fin-
den. Gleichwohl lässt sich sagen, dass die Teilnehmenden alles in allem größtenteils Ver-
besserungen für sich erreichen konnten. 
 
Die Suche nach potenziellen Einflussfaktoren, die diese Veränderungen bewirkt haben, ge-
staltete sich eher anspruchsvoll. Mögliche Einflussfaktoren wurden auf der Basis der Ergeb-
nisse von Teilprojekt 2 identifiziert und es wurde ihr Einfluss auf den zeitlichen Verlauf ver-
schiedener Wirksamkeitsindikatoren geprüft. Eine generelle Schwierigkeit resultierte aus der 
geringen Fallzahl der Teilnehmenden, die zu relativ kleinen Merkmalsgruppen führte; außer-
dem die hohe Streuung der Werte innerhalb der Vergleichsgruppen, was einen statistischen 
Nachweis von Zusammenhängen über zufällige Abweichungen hinaus erschwerte. Es wur-
den nur a priori Einflussfaktoren in die Berechnungen einbezogen. Faktoren, die im Laufe 
der Zeit hinzukamen, spezifische Anpassungen, wurden bei dieser Analyse noch nicht hin-
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zugenommen. Wie vieles im psychosozialen Bereich ist ein günstiger Verlauf vermutlich de-
terminiert vom Zusammenspiel vieler verschiedener Einflüsse. Und natürlich bleibt es eine 
Frage, wie sensibel die gewählten Maße auf kleinere, aber individuell bedeutsame Verände-
rungen zu reagieren in der Lage sind und diese auch anzeigen. 
 
Insgesamt lässt sich jedoch feststellen, dass das unterstützte Wohnen mit einer ganzen Rei-
he von bemerkenswerten und relevanten Verbesserungen einherging, und das auch bei je-
nen Personen, die aus einer schlechteren Ausgangsposition in die Studie gestartet waren. 
Zum Beispiel hatten Teilnehmende mit der Hauptdiagnose einer Persönlichkeitsstörung in 
fast allen Bereichen schlechtere Ausgangswerte. Gerade umgekehrt war es bei Personen 
mit der Diagnose einer F2-Störung, sie starteten häufig mit besseren Werten als die ande-
ren. Im Vorteil waren zu Beginn in vielerlei Hinsicht Personen mit zufriedenstellendem Kon-
takt mit Familie und Freunden, außerdem Personen, die in einem Setting unterstützt wurden, 
wo sie mit anderen Betroffenen zusammenlebten. 
 
Besonders interessant sind die folgenden Ergebnisse und Detailaspekte: Dass zum Beispiel 
die Verbesserung der sozialen Funktionsfähigkeit mit einer guten Prognose zu Beginn zu-
sammenfällt, spricht für aufmerksam beobachtende Bezugspersonen, die in dieser Hinsicht 
offenbar über ein implizites Wissen verfügen und bereits frühzeitig Potenziale erkennen kön-
nen. Auch bei Personen mit einer weniger befriedigenden Ausgangslage in Hinblick auf sozi-
ale Unterstützung durch die Familie reduzierte sich im Laufe der Zeit die Anzahl ungedeckter 
Versorgungsbedürfnisse bis sie das geringe Ausmaß erreichten, das Personen mit besseren 
sozialen Beziehungen auszeichnete. Menschen mit einer affektiven Grunderkrankung profi-
tierten vom Angebot ganz besonders in Hinblick auf ihre Befindlichkeit, die sich im Unter-
schied zu anderen deutlich besserte. Und die Neufälle im Versorgungssystem erlangten 
nach einiger Zeit eine ähnlich hohe Zufriedenheit wie Personen, die bereits länger in unter-
stützten Wohnformen lebten.  
 
Dies sind alles Hinweise, die für die Qualität der Versorgung in unterstützten Wohnformen 
sprechen. Auch wenn keine „harten“ Wirkfaktoren identifiziert wurden, konnten viele Er-
kenntnisse darüber, was wirkt, gewonnen oder empirisch belegt werden. Gerade vor dem 
Hintergrund, dass die Stichprobe ein weitgehend repräsentatives Abbild des Leistungsge-
schehens in Baden-Württemberg darstellt, dass darin das Wirken vieler unterschiedlicher 
Leistungserbringer zum Ausdruck kommt und dass es Längsschnittstudien in dieser themati-
schen Breite bei gleichzeitiger analytischer Tiefe bislang noch nicht gibt, ist mit der Studie 
eine gute Ausgangsbasis für weitere Forschungsarbeiten geschaffen. 
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6. Nachtrag: Interviews zum Ausstieg aus 
der Unterstützung  
 
 
6.1 Zielsetzung 
 
Wie bereits an anderer Stelle deutlich geworden ist, verließen im Laufe der Studie einige 
Personen die Unterstützung im Rahmen der Eingliederungshilfe ganz oder ihre Unterstüt-
zungsintensität verringerte sich. Ihre Teilnahme im Rahmen von Teilprojekt 3 der Studie 
machte es möglich, ihren Fall genauer zu beleuchten und ihre Motive detaillierter in Erfah-
rung zu bringen.  
 
 
6.2 Methode 
 
Während der gesamten Kohortenstudie wurde darauf geachtet, wer aufgrund solcher Verän-
derungen für die Zusatzuntersuchung in Frage kam. Diese Personen sollten nach Möglich-
keit zu einem Gespräch über ihre Hintergründe eingeladen werden. 
 
Die Gespräche wurden nach ausführlicher Aufklärung und schriftlich unterzeichneter Einwilli-
gung in die Teilnahme offen geführt und aufgezeichnet, um sie dann wörtlich zu transkribie-
ren und auswerten zu können. Sie basierten auf einem skizzenhaften Leitfaden, der dazu 
diente, alle interessierenden Themen zu erfassen: Wozu war die Unterstützung ursprünglich 
geplant? Welche Erfahrungen wurden gemacht, wie werden sie im Nachhinein bewertet? 
Was war die Motivation für den Ausstieg oder die Verringerung von Unterstützung? In wel-
cher Situation leben die Befragten aktuell? 
 
 
6.3 Ergebnisse 
 
6.3.1 Teilnehmerinnen und Teilnehmer  
 
Bei 98 der ursprünglich 102 Personen konnte der letzte Aufenthaltsort in Erfahrung gebracht 
werden. Aus der Eingliederungshilfe ausgestiegen waren insgesamt 22 Personen. Der Un-
terstützungsumfang im Rahmen von Leistungen der Eingliederungshilfe verringerte sich bei 
drei Personen. Es kamen somit 25 Personen für eine Zusatzuntersuchung in Frage. Teilwei-
se waren die betreffenden Personen außerhalb der Reichweite der Studie verzogen. Teilwei-
se änderte sich die Art der Leistung und es kam zu einer umfassenderen Unterstützung als 
zuvor. Bei anderen war der Aufenthaltsort unbekannt, die Personen waren trotz wiederholter 
Bemühungen nicht erreichbar oder es kam schlicht kein gemeinsamer Termin zustande. Am 
Ende gelang es, mit 14 Personen ein ausführliches Gespräch über die Motive für die Verän-
derung, die Erfahrungen mit der Unterstützung und die jetzige Lebenssituation zu führen, 
davon drei aus den Landkreisen im Süden, elf aus dem Stadt- beziehungsweise Landkreis 
im Norden. 
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Von den 14 Befragten waren 13 „echte“ Aussteiger. Bei einer weiteren Person hatte sich 
lediglich der Unterstützungsumfang verringert. Der Einfachheit halber wurden alle Personen 
in diesem Projektschritt Aussteiger genannt. 
 
Unter den 14 Aussteigern waren sechs Männer und acht Frauen mit einer Altersspanne von 
Anfang 20 bis 65 Jahren. Von einer Ausnahme abgesehen waren alle Männer im Alter zwi-
schen Anfang 20 bis Mitte 30. Bei den Frauen waren alle Altersgruppen von Anfang 20 bis 
65 Jahre vertreten. 
 
6.3.2 Gründe für unterstütztes Wohnen  
 
Die Umstände für den Beginn der unterstützenden Maßnahmen waren heterogen. Bei den 
meisten standen im Hintergrund langjährige psychische Probleme oder anhaltende psychi-
sche Krisen, oft mit wiederholten Klinikaufenthalten. Die Unterstützung sollte zur Stabilisie-
rung beitragen. Bei einigen ging es um eine grundlegende Neuorientierung nach Krise und 
Klinikaufenthalt. Sechs Personen, darunter fast nur Frauen, nannten explizit eine schwierige 
vorhergehende Wohnsituation (u. a. häusliche Gewalt, Trennung vom Partner), oft verbun-
den mit drohender oder manifester Wohnungslosigkeit. Auch thematisiert wurde der Wunsch 
nach einer altersgerechten Wohnform, um im Notfall versorgt zu sein und nicht alleine leben 
zu müssen. Bei zwei Personen standen Alkohol- und Drogenprobleme im Vordergrund. Die 
Unterstützung sollte zu einem abstinenten Leben verhelfen. 
 
6.3.3 Gründe für die Veränderung  
 
Die befragten 14 Aussteiger reflektierten ihre Zeit im unterstützen Wohnen überwiegend kri-
tisch. Aus den Gesprächen lassen sich mehrere Motivgruppen zum Ausstieg identifizieren, 
die die Sicht der Befragten zusammenfassen:  
 
• Wünsche nach Unterstützung in Richtung auf Verselbständigung wurden nicht bezie-

hungsweise nicht ausreichend befriedigt oder sogar abgewehrt. 
• Es kam zu Konflikten mit dem Leistungserbringer beziehungsweise zu einem Vertrau-

ensverlust, unter anderem aufgrund von unzureichendem Eingehen auf Anliegen oder 
Beschwerden. 

• Die Beziehung zwischen Bezugsmitarbeitenden und der Person war von Konflikten und 
mangelndem Vertrauen geprägt. 

• Die WG-Zusammensetzung war unpassend und belastend für die Person. 
• Es zeigten sich Probleme im Kontext der Kostenbeteiligung der betroffenen Person oder 

ihrer Angehörigen oder es kam zu einer Rücknahme der Leistungsbewilligung durch den 
Leistungsträger aufgrund veränderter Voraussetzungen. 

• Die Unterstützung wurde nicht (mehr) benötigt. 
 
Eindruck mangelnder Unterstützung von Verselbständigung 
 
Von sieben Personen, darunter fünf der sechs Männer, und insgesamt eher den jüngeren 
Personen wurde beklagt, auf dem Weg in Richtung Verselbständigung keine Unterstützung 
erhalten zu haben. Von einem Teil der Betroffenen wurde mangelnder Support beim Entwi-
ckeln einer weiterführenden Perspektive beklagt, so zum Beispiel in Bezug auf den Wunsch 
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nach einem selbständigen Wohnen in der Zukunft. Vor allem betraf die Kritik jedoch den un-
erfüllten Wunsch, bei der Suche einer Tätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützt 
zu werden. Bei einigen herrschte der Eindruck, ihre Betreuungspersonen seien wenig enga-
giert, hierbei zu helfen, indem sie zum Beispiel gemeinsame Termine bei der Agentur für 
Arbeit versäumten. Auch wurde stellenweise kritisiert, sie hätten zu wenig Wissen zu den 
rechtlichen Implikationen der Inanspruchnahme von Eingliederungshilfe bei gleichzeitiger 
Erwerbstätigkeit. 
 
Andere sahen dies als Teil eines „Systemfehlers“. Das Hilfesystem sei auf Menschen mit 
starker Chronifizierung und wenig Veränderungsmöglichkeiten ausgerichtet. Für Menschen 
mit solchen Einschränkungen seien Tagesstätten und Werkstätten möglicherweise brauch-
bare Lösungen, aber sie selbst fühlten sich zu wenig in ihrem Bemühen gefördert, sich beruf-
lich weiter- und aus diesen Einrichtungen wieder hinaus zu orientieren. Problematisch sei 
dabei auch, dass das Ausüben einer Erwerbstätigkeit von den Strukturen der Betreuung her 
erschwert sei. Zum Beispiel seien die Teilnahme an bestimmten Gruppenangeboten oder 
Präsenzzeiten in der Gruppe für Gespräche mit Bezugspersonen nicht mit den normalen 
Zeiten einer Berufstätigkeit in Einklang zu bringen. Stellenweise wurde das Bemühen der 
Betreuenden anerkannt, auf die veränderten Umstände einzugehen. Insgesamt aber emp-
fanden die Befragten, dass eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im un-
terstützten Wohnen ein Sonderweg sei, der die üblichen Abläufe störe. Manchmal seien sie 
vor den langfristigen Folgen gewarnt worden, ihre Erwerbsunfähigkeitsrente zugunsten eines 
Jobs mit schlechtem Gehalt aufzugeben. Eine Person zieht zu diesem Thema das Fazit: „Die 
haben mich hier aufgehalten, so dass ich es schwerer hatte, wieder in ein normales Leben 
zu kommen.“ Am Ende hatten aber einige, die die mangelnde Unterstützung beklagt hatten, 
aus eigener Anstrengung heraus eine Arbeitsstelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefun-
den oder sie auch nach dem Ausstieg beibehalten. 
 
Konflikte mit dem Leistungserbringer  
 
Bei einem Teil der Befragten war es im Vorfeld des Ausstiegs zu massiven Konflikten mit der 
unterstützenden Einrichtung gekommen. In mehreren Fällen kam es zu Kündigungen durch 
die Einrichtung, was von den Betroffenen teilweise als überzogene Reaktion und als unge-
recht beurteilt wurde. In ihren Augen hatte ihr Verhalten eine ernst zu nehmende Vorge-
schichte, die aber im Konflikt keine ausreichende Berücksichtigung gefunden hatte. Oft ging 
es bei Konflikten mit dem Leistungserbringer auch um ein so wahrgenommenes inadäquates 
Verhalten der Beschäftigten gegenüber den Betroffenen. Die Betroffenen sahen sich gegän-
gelt und bevormundet, beklagten grenzüberschreitendes Verhalten und erlebten dennoch, 
dass ihre Beschwerden ins Leere liefen. Man habe sie aufgrund ihrer psychischen Erkran-
kung nicht für voll genommen, nicht einmal bei den Leistungsträgern. Im Zweifelsfall habe 
man den Mitarbeitenden Recht gegeben.  
 
Kritisiert wurde in dieser Hinsicht auch ein Mangel an Kompetenz im Umgang mit Personen 
mit besonders erschwerenden psychischen Problemkonstellationen. Hierdurch sei ein zu-
sätzliches Konfliktpotenzial entstanden und die Probleme hätten sich eher verstärkt als ver-
bessert. Außerdem wurden von einigen Befragten Mängel im Konzept kritisiert oder ange-
prangert, dass die Einrichtung im Vorfeld Erwartungen geweckt habe, die sie nicht einlöse. 
Mehrere thematisierten, beim Zusammenleben in den WGs sei darauf spekuliert worden, 
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dass die „fitteren“ Personen ein Auge auf die stärker beeinträchtigten Mitbewohnerinnen und 
Mitbewohner hätten. Zumindest habe man diese Freiwilligendienste billigend in Kauf ge-
nommen. Insgesamt wurde bei den Befragten durch solche Konflikte, vor allem in Verbin-
dung mit unzureichenden Beschwerdemöglichkeiten, das Vertrauen in die Einrichtung unter-
graben. 
 
Konflikte mit der Bezugsperson  
 
Ein Unterthema bei Problemen mit dem Leistungserbringer betrifft Konflikte mit der zugeord-
neten Bezugsperson oder das Misslingen einer tragfähigen Arbeitsbeziehung. Hierbei erwies 
sich als besonders hinderlich, wenn es keine Wahlmöglichkeiten gab, zum Beispiel dass für 
weibliche Klientinnen keine weibliche Bezugsperson zur Verfügung stand. Einige Personen 
äußerten, sie hätten ihre Bezugsperson in verschiedener Hinsicht als inkompetent, überfor-
dert oder unengagiert erlebt. Sie hätten sich nicht in ihren Anliegen gefördert gesehen. Sie 
hätten hingegen Interventionen bei Angelegenheiten in Kauf nehmen müssen, die sie weder 
gewollt noch gebraucht hätten. Es sei keine Vertrauensbeziehung entstanden. Darüber hin-
aus kam es in manchen Fällen zu offenen Konflikten, wobei mangelnde Konfliktkompetenz 
seitens der Mitarbeitenden beklagt wurde. Auf Beschwerden sei nicht adäquat reagiert wor-
den. Stattdessen sei dies zu einem Problem der Betroffenen erklärt oder ihren erkrankungs-
bedingten Beeinträchtigungen zugeschrieben worden. Bei einigen Befragten hallten die Ent-
täuschung und der Ärger über die Bezugsperson, manche Mitarbeitende und die Institution 
im Gespräch noch deutlich nach. 
 
Unpassende Wohnsituation  
 
Obwohl Konflikte innerhalb der WGs oder unpassende WG-Konstellationen in den Interviews 
häufig thematisiert wurden und dies den Leidensdruck der Betroffenen erhöhte, wurden sie 
als eigentliche Motive für einen Wechsel oder Ausstieg von eher wenigen Personen benannt. 
An anderer Stelle wurde bereits thematisiert, dass sich manche Befragte durch die krank-
heitsbedingten Einschränkungen oder einfach persönlichen Eigenheiten ihrer Mitbewohner 
stark belastet, darin aber unzureichend von den Mitarbeitenden unterstützt fühlten. In einer 
WG zu wohnen war für viele Befragte eben nicht die Wunschwohnsituation, sondern schlicht 
aus der Not fehlender Einzelunterkünfte geboren. Es wurde insgesamt deutlich, dass es 
nicht WG-Streitigkeiten im eigentlichen Sinne waren, die eine Motivation zum Ausstieg för-
derten. Aber nicht wenige Befragte wollten nicht mit ihren Mitbewohnerinnen und Mitbewoh-
nern in der WG oder mit den Kolleginnen und Kollegen in der Werkstatt in einen Topf gewor-
fen werden. Sie hatten Mühe beim Gedanken, sich ihnen zugehörig zu fühlen. Einer sah bei-
spielsweise in seinen genügsamen und wenig ambitionierten Mitbewohnern vor allem ab-
schreckende Beispiele, die seinen Ehrgeiz anstachelten, an sich zu arbeiten, um irgendwann 
das WG-Wohnen hinter sich lassen zu können und keinesfalls so zu werden wie sie. 
 
Finanzielle Rahmenbedingungen  
 
Für nicht wenige der Befragten war ein wesentliches Motiv für die Beendigung der Eingliede-
rungshilfe, dass ihre Angehörigen oder sie selbst zu einem Teil der Kosten der Leistung her-
angezogen wurden oder dass zumindest eine diesbezügliche Befürchtung im Raum stand. 
Gerade das Heranziehen von Angehörigen war ein Punkt, der diesen Befragten so unange-
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nehm war, dass sie lieber gänzlich auf die Unterstützung verzichteten. Es ist gut nachvoll-
ziehbar, dass es mit Schuldgefühlen verbunden und enorm beeinträchtigend für das Selbst-
wertgefühl sein kann, die Angehörigen auch als erwachsener Mensch noch finanziell zu be-
lasten, weil man selbst es offensichtlich nicht geschafft hat, alleine mit seinem Leben zu-
rechtzukommen. Nach den Aussagen einzelner Befragter wurde das Beziehen einer ge-
meinsamen Wohnung mit der Partnerin oder dem Partner tatsächlich zum Katalysator für die 
Beendigung der Unterstützung oder das Zusammenziehen war der Auslöser für das Einstel-
len der Leistungen durch den Leistungsträger. Eine weiteres Thema im Kontext der Kosten-
beteiligung war die Bürokratie rund um das Heranziehen eigener Einkünfte, was nicht nur die 
Motivation zu einer eigenen Erwerbstätigkeit ausbremste, sondern die Betroffenen auch 
durch wechselnde Kostenforderungen und teilweise zu leistende Rückzahlungen beim Leis-
tungsträger psychisch belastete. Erfreulicherweise wurden in all diesen Punkten rund um die 
Kostenbeteiligung im BTHG Verbesserungen in die Wege geleitet. 
 
6.3.4 Perspektiven nach dem Ausstieg 
 
Für die Mehrheit der Aussteiger fällt das Fazit der Unterstützung eher negativ aus bezie-
hungsweise überwiegen die negativen Seiten. Ein Teil jedoch berichtete auch von einer sehr 
gelungenen Beziehung zu ihrer Bezugsperson, die ihnen Stabilität und Selbstvertrauen ge-
geben habe. Für einige war diese stabilisierende, vertrauensvolle Beziehung verbunden mit 
der Möglichkeit des regelmäßigen Austauschs und der gemeinsamen Planung der nächsten 
Schritte so hilfreich, dass sie sich zunehmend auch ein von Betreuung unabhängiges Leben 
zutrauten. Für diese kleine Gruppe kam das Ende der Unterstützung durch die Eingliede-
rungshilfe (z. B. wegen im Raum stehender Kostenbeteiligung) zu früh. Dennoch zeigten sich 
die betreffenden Personen durchaus zufrieden mit dem Erreichten und fühlten sich weiterhin 
gestützt durch Fachpersonen wie Psychotherapeuten und Ärzte, aber auch durch ein tragfä-
higes soziales Umfeld. 
 
Die Mehrheit lebte zum Zeitpunkt der Befragung alleine. Zwei Personen waren zurück zu 
Angehörigen gezogen, drei wohnten mit Partnerin oder Partner zusammen, der Rest lebte in 
WGs. Nicht ganz die Hälfte hatte eine Arbeitsstelle auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefun-
den. 
 
 
6.4 Zusammenfassung 
 
Viele der Aussteiger standen der erhaltenen Unterstützung sehr kritisch gegenüber. Ihr Aus-
stieg war nicht motiviert davon, sich nach erhaltener Hilfe bereit für eine weitgehend selb-
ständige Lebensführung zu fühlen, sondern basierte primär auf ihrer Unzufriedenheit und der 
Enttäuschung über das, was sie im unterstützten Wohnen gesehen und erfahren hatten. Sie 
hatten für sich etwas anderes erwartet. Bei einer Person verringerte sich die Unterstützungs-
intensität, sie profitierte dabei auch von einem tragfähigen sozialen Umfeld. Drei weitere 
Personen waren zufrieden, sahen sich aber aufgrund der äußeren Umstände gezwungen, 
die bisherige Unterstützung aufzugeben.  
 
Die Ergebnisse müssen unter dem Vorbehalt betrachtet werden, es mit einer selektiven 
Gruppe zu tun zu haben. Diejenigen, die sich gut unterstützt und gefördert fühlen, verlassen 
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die Förderung durch die Eingliederungshilfe in der Regel nicht bereits innerhalb der ersten 
anderthalb Jahre, sondern lassen sich auf einen längeren Unterstützungsprozess ein. Bei 
den Personen, die die Unterstützung tatsächlich gerne länger in Anspruch genommen hät-
ten, weil sie sie hilfreich fanden, hatte der Ausstieg äußere Gründe. Somit war auch das 
Übergewicht unzufriedener Stimmen unter den Aussteigern einerseits zu erwarten. Anderer-
seits schmälert dies nicht den Eindruck, dass die Angebote, die im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe gemacht werden, mit den Bedürfnissen eines kleinen Teils der Adressaten nur 
teilweise kompatibel sind oder an ihrem Bedarf ganz vorbei gehen. Selbst wenn ihre Ansprü-
che in den Augen der Fachleute überzogen sein mögen und von einer Fehleinschätzung des 
eigenen Vermögens zeugen, ist zumindest davon auszugehen, dass es dabei ein ungelöstes 
Vermittlungsproblem zwischen Fachkräften und Leistungsberechtigten gibt. 
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7. Das Gesamtbild – Antworten auf die 
Forschungsfragen 
 
Mit dem Forschungsvorhaben WieWohnen-BW wurde der Versuch unternommen, in die bis-
lang wenig beleuchtete Situation und Entwicklung von Menschen mit seelischer Behinderung 
in unterstützten Wohnformen im Rahmen der Eingliederungshilfe hineinzublicken und sie 
unter Nutzung verschiedener wissenschaftlicher Methoden systematisch zu erhellen. Das 
Ziel war ambitioniert und der thematische wie auch der methodische Bogen breit gespannt: 
Er reichte von der Nutzung und Auswertung von Routinedaten und der Zusammenstellung 
der Versorgungsangebote über Interviews mit Expertinnen und Experten, die sich aus ver-
schiedenen Perspektiven mit dem Leistungsgeschehen auseinandersetzten, bis hin zu einer 
Längsschnitterhebung bei Klientinnen und Klienten zu verschiedenen Bereichen ihres Le-
bens. Diese Methodenvielfalt war sinnvoll in Hinblick auf die unterschiedlichen, sich ergän-
zenden Aufgabenstellungen:  
 
• So sollten die Angebotsstruktur in den beteiligten vier Stadt- und Landkreisen beschrie-

ben und die Personengruppen charakterisiert werden, die dort ambulante, intensiv-
ambulante und stationäre Wohnangebote nutzen.  

• Es sollten die Wirksamkeit von Maßnahmen der Eingliederungshilfe beim Wohnen ermit-
telt werden und Indikatoren der Struktur- und Prozessqualität auf die Leistungen beim 
Wohnen beschrieben werden, die im Zusammenhang mit der Ergebnisqualität stehen.  

• Es sollte darauf hingearbeitet werden, die Leistungen transparent und vergleichbar zu 
machen.  

• Außerdem sollten empirisch begründete Qualitätsstandards für Leistungen im Bereich 
des unterstützten Wohnens entwickelt werden.  
 

Diese Anliegen wurden im Rahmen des Forschungsvorhabens praktisch umgesetzt in Form 
von drei forschungsleitenden Kernfragen, mit denen auch die drei Teilprojekte betitelt waren: 
 
• Welche Angebote gibt es und von wem werden sie genutzt?  
• Was wirkt beim unterstützten Wohnen? 
• Wie wirksam ist unterstütztes Wohnen?  
 
Ein Überblick über die Ergebnisse der Teilprojekte ist bereits am Ende der entsprechenden 
Kapitel zu finden. An dieser Stelle sollen die zentralen Ergebnisse in ihrer Relevanz für die 
Aufgabenstellung im Sinne einer Synthese der Projektergebnisse zusammenfassend darge-
stellt und diskutiert werden.  
 
Wie bereits eingangs in Kapitel 2 erwähnt, werden die Wohnformen der Eingliederungshilfe 
in dem Bericht entsprechend dem zum Zeitpunkt der Datenerhebung geltenden Leistungs-
recht beschrieben, also differenziert nach stationärem und ambulant betreutem Wohnen. 
Diese Trennung wird es spätestens mit dem Auslaufen der Übergangsvereinbarung zum 
01.01.2022 nicht mehr geben. Dem Prinzip der Personenzentrierung entsprechend wird die 
notwendige Unterstützung nicht mehr an einer bestimmten Wohnform, sondern ausschließ-
lich am individuellen Bedarf ausgerichtet werden.  
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Die Datenerhebung in allen drei Teilprojekten fand zwischen 2017 und 2019 statt. Der Be-
richt unterscheidet daher noch zwischen Angeboten nach dem alten Leistungsrecht und ver-
wendet an manchen Stellen Begrifflichkeiten, die mit dem neuen Leistungsrecht obsolet ge-
worden sind oder modifiziert wurden (z. B. „Hilfeplankonferenz“, „Hilfeplan“, „stationäres 
Wohnen“). In Hinblick auf die Rahmenbedingungen des Leistungsbezugs wird an mancher 
Stelle ein Reformbedarf deutlich, der mit der Einführung des BTHG tatsächlich bereits beho-
ben wurde. Wenn von stationären Wohnformen oder stationärer Unterstützung die Rede ist, 
meint dies alle Wohnformen, die zum Zeitpunkt der Untersuchung in den Geltungsbereich 
des Gesetzes für unterstützende Wohnformen, Teilhabe und Pflege („Wohn-, Teilhabe- und 
Pflegegesetz“ WTPG) fielen, von teilweise selbstverantworteten Wohngemeinschaften bis zu 
vollstationärem Wohnen. Zu ambulant unterstütztem Wohnen zählten vollständig selbstver-
antwortete WGs und alle anderen vollständig selbstbestimmten Wohnformen mit eigenstän-
digem Mietvertrag, alleine oder mit Familie, Partnern, Freunden, aber auch das betreute 
Wohnen in Gastfamilien (BWF). 
 
Gleichwohl können aus den Ergebnissen im Zusammenhang mit unterstützten Wohnformen 
auch künftig Erkenntnisse beispielsweise zur Situation von Personen mit einem hohen Assis-
tenzbedarf abgeleitet werden. Aus Sicht der Autoren können die Ergebnisse weiterhin als 
Grundlage dienen, da sie eine Einschätzung zu verschiedenen Aspekten der Unterstützung 
erlauben – unabhängig von der konkreten Organisation und Ausgestaltung der Leistung.  
 
 
7.1 Angebotsstruktur, Nutzerinnen und Nutzer 
 
Der Blick auf die Angebotsstruktur in Teilprojekt 1 zeigt, dass die vier untersuchten Stadt- 
und Landkreise über ein breites Angebot an Unterstützung mit unterschiedlicher Betreuungs-
intensität verfügen. Insbesondere die engen Verflechtungen, die zwischen den benachbarten 
Stadt- und Landkreisen bestehen und es ermöglichen, dass ein nicht unerheblicher Anteil 
der Leistungsberechtigten die Unterstützung im jeweils benachbarten Kreis in Anspruch 
nehmen kann, dienen der Erweiterung des verfügbaren Angebots. Für die Nutzerinnen und 
Nutzer erhöht dies die Chance, dass sie wohnortnah und an ihren individuellen Bedarf ange-
passt unterstützt werden.  
 
In allen Teilprojekten wurde deutlich, dass Arbeit und Beschäftigung neben dem Wohnalltag 
eine wesentliche Rolle im Leben der Klientinnen und Klienten spielen. Dies wird durch die 
hohe Integration in Beschäftigungsangebote in den untersuchten Regionen unterstrichen. Im 
Rahmen der vorliegenden Untersuchung wurden diese nicht im Detail ausgewertet. In der 
Stadt Heidelberg und im Rhein-Neckar-Kreis zeigt sich eine Tendenz zur Beschäftigung im 
Rahmen tagesstrukturierender Maßnahmen und Tagesstätten. In den südlichen Landkreisen 
arbeiten die Personen bevorzugt in Werkstätten. Welchen Stellenwert innerhalb dieser Struk-
turen Angebote des auch in den entsprechenden S3-Leitlinien für Psychosoziale Therapien 
(DGPPN 2018) propagierte Individual Placement and Support („Unterstützte Beschäftigung“) 
einnehmen, ist anhand der vorliegenden Daten nicht zu klären. Im Sinne der Ergebnisse aus 
den Experteninterviews wäre es notwendig, unterstütztes Wohnen in seinen verschiedenen 
Formen als ein Element von mehreren in einer umfassenden Unterstützungslandschaft zu 
verstehen. Die anderen Elemente in dieser Landschaft (z. B. Beschäftigung) können sich 
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ihrerseits positiv auf die mit dem unterstützten Wohnen verbundenen Zielsetzungen auswir-
ken.  
 
Unterstützte Wohnformen verdanken ihre Entstehung der Notwendigkeit der Enthospitalisie-
rung von „klassischen“ Langzeitpatientinnen und -patienten in gemeindenahe Versorgungs-
angebote – eine Folge der Psychiatrie-Enquete. Ihre Kernklientel war ursprünglich die der 
chronisch erkrankten Patientinnen und Patienten mit Schizophrenie. In den hier untersuchten 
Angeboten sind Leistungsberechtigte mit dieser Diagnose immer noch in der Überzahl. In 
den ambulanten Angeboten haben Menschen mit Persönlichkeits- oder affektiven Störungen 
stark aufgeholt. In ambulant betreuten Wohnformen haben sie einen Anteil von 30 bis 40 
Prozent der Betreuten. Das weist auf neue Dynamiken in den Prozessen des unterstützten 
Wohnens hin. Dieser veränderten Problemstellung der Klientinnen und Klienten muss Rech-
nung getragen werden, unter anderem durch konzeptuelle Anpassung. Wie in Teilprojekt 3 
gezeigt wurde, waren es gerade die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer mit der Diagno-
se einer Schizophrenie, die in verschiedenen Lebensbereichen die besseren Ausgangswerte 
hatten. Personen mit der Diagnose einer Persönlichkeitsstörung, die in den Landkreisen im 
Süden ein Viertel der Personen im ambulant betreuten Wohnen ausmachten, schienen hin-
gegen in vielerlei Hinsicht die belastetere Diagnosegruppe. Sie legten die geringere Lebens-
qualität, die höhere psychische Belastung und den höheren Leidensdruck an den Tag und 
hatten mehr Bereiche mit einem nicht gedeckten Unterstützungsbedarf. Zugunsten eines 
personenzentrierten Vorgehens wäre es daher wichtig, dass sich die Unterstützung beim 
Wohnen auch auf das notwendige medizinische und psychotherapeutische Wissen bei den 
Mitarbeitenden stützen kann, um zum Beispiel auf die besondere Psychodynamik von Klien-
tinnen und Klienten mit Traumafolgestörungen oder emotionaler Instabilität wirksam und hilf-
reich reagieren zu können.  
 
Die Unterstützungsformen Intensiv Ambulant Betreutes Wohnen (IABW), ABWplus und Be-
treutes Wohnen in Gastfamilien (BWF) spielten in den Datensätzen eine so untergeordnete 
Rolle, dass eine Charakterisierung ihrer Nutzerinnen und Nutzer nur in Hinblick auf Teilpro-
jekt 1 sinnvoll erschien, nicht aber später im Zusammenhang mit der Langzeitstudie. In der 
Langzeitstudie in Teilprojekt 3 wurden die betreffenden Personen alle dem ambulant betreu-
ten Wohnen zugeordnet. Trotz ihres zahlenmäßig vergleichsweise geringen Anteils ist fest-
zuhalten, dass diese Unterstützungsformen zur Angebotsvielfalt beitragen. Gerade diese 
Angebotsvielfalt wurde als einer der wesentlichen wirksamen Faktoren der Unterstützung 
identifiziert. Nicht nur werden hierdurch Übergänge bei verändertem Bedarf erleichtert. Die 
Besonderheit von BWF, aber auch der intensiv betreuten Formen des ambulanten Wohnens 
liegt darin, den betreffenden Personen trotz eines hohen Unterstützungsbedarfs das Leben 
mitten in der Gemeinde zu ermöglichen. IABW und ABWplus bieten die Möglichkeit, eine 
höhere Unterstützungsintensität auch in der eigenen Wohnung zu erhalten, also ohne in 
Kauf nehmen zu müssen, in einer WG mit anderen Betroffenen zusammenzuwohnen. Es 
gab viele Befragte in der Studie, die sich nach einer eigenen Wohnung sehnten.   
 
Alles in allem qualifizierten die vielseitigen Unterstützungsstrukturen und der Umfang ihres 
Versorgungsgeschehens die ausgewählten Stadt- und Landkreise gut für die Studie. Im Wei-
teren gelang es, einen nicht unerheblichen Anteil der in Frage kommenden Leistungsberech-
tigten dafür zu gewinnen, an der Längsschnittstudie oder an Experteninterviews teilzuneh-
men.   
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7.2 Wirksamkeit der Maßnahmen  
 
Wie wirksam war nun das unterstützte Wohnen? Bewirkte es bei den Studienteilnehmenden 
am Ende die erwünschten Veränderungen? Die Studie operationalisierte Wirksamkeit im 
Sinne einer Veränderung in Hinblick auf eine Reihe vorher definierter Ergebnisparameter, 
darunter Soziale Funktionsfähigkeit, Verwirklichung von Teilhabechancen, Lebensqualität, 
psychische Belastung oder gedeckter beziehungsweise ungedeckter Unterstützungsbedarf 
in verschiedenen Bereichen. Tatsächlich ließen sich im Studienverlauf eine ganze Reihe 
messbarer positiver Effekte bei den Teilnehmenden feststellen. Streng genommen erlaubt 
das hier verwendete Studiendesign keine Rückschlüsse darauf, dass diese Veränderungen 
kausal auf die Unterstützung zurückzuführen sind. Hierfür wäre eine randomisiert kontrollier-
te Studie (zufällige Zuteilung zu Gruppen mit und ohne Unterstützung) nötig gewesen. Den-
noch ist evident, dass sich in der Zeit zwischen Beginn und Ende der Studie bei der Mehrheit 
der Teilnehmenden eine positive Entwicklung abzeichnete. Die Klinikaufenthalte nahmen ab, 
das Ausüben einer tagesstrukturierenden Beschäftigung nahm zu. Die soziale Funktionsfä-
higkeit und die Zufriedenheit mit verschiedenen Bereichen des Lebens stiegen. Die Zahl der 
Lebensbereiche ohne Unterstützungsbedarf nahm zu. Vor allem aber verringerte sich die 
psychische Belastung bei den Teilnehmenden ganz erheblich. Diese Ergebnisse sind unter 
der Einschränkung zu betrachten, dass die Teilnehmenden in der Studie vermutlich bereits 
zu den besser integrierten und weniger beeinträchtigten Personen in unterstützten Wohn-
formen zählten. Dennoch liefern sie empirische Anhaltspunkte dafür, welche Bereiche auch 
in Zukunft näher zu beleuchten sind.  
 
Bereits zu Beginn ließen sich Gruppen mit besserer oder schlechterer Ausgangslage unter-
scheiden. Besonders beeinträchtigt schienen Personen mit der Diagnose einer Persönlich-
keitsstörung (fast ausschließlich Frauen). Personen mit einer Erkrankung aus dem Schizo-
phrenie-Spektrum waren in einigen Bereichen deutlich weniger beeinträchtigt. Personen mit 
guten familiären und freundschaftlichen Kontakten hatten günstigere Werte als Personen mit 
weniger guten Beziehungen. In WG-Settings erschien die Ausgangslage der Teilnehmenden 
vergleichsweise besser als in privaten Wohnsettings – möglicherweise ein Selektionseffekt, 
der Personen unterscheidet, die sich auf die komplexen sozialen Anforderungen des Lebens 
einer WG mit anderen Betroffenen gut oder weniger gut einlassen können. Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus stationären Wohnsettings waren nur in wenigen Bereichen stärker be-
einträchtigt als solche in ambulanten Settings, mit Ausnahme der sozialen Funktionsfähigkei-
ten und des etwas höheren Unterstützungsbedarfs.  
 
Diese Gruppenunterschiede blieben in vielen Fällen auch im Laufe der Studie erhalten. Eine 
Besserung verlief in allen Untergruppen weitgehend parallel, mit wenigen Ausnahmen. Diese 
Ausnahmen ließen auf eine Interaktion zwischen dem Gruppenmerkmal und dem Verlauf 
schließen und damit möglicherweise auch auf einen Einfluss. Statistisch signifikante Zu-
sammenhänge zeigten sich in folgenden Fällen: 
 
• Die Neufälle starteten mit geringerer Lebensqualität als die Wechsler. Sie erreichten aber 

am Ende dasselbe Ausmaß an Zufriedenheit. Dies könnte darauf hinweisen, dass bei 
ihnen zu Beginn eine größere Diskrepanz zwischen äußeren Bedingungen und ihren Be-
dürfnissen bestand als bei den Wechslern. Am Ende ist es ihnen aber gelungen, hier ein 
besseres Gleichgewicht herzustellen. 
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• Menschen mit der Diagnose einer affektiven Störung hatten zu Beginn eine höhere psy-
chische Belastung als andere. Sie konnten sich aber auch deutlicher psychisch stabilisie-
ren. Dies deckt sich auch mit der Einschätzung der befragten Bezugspersonen. 

• Menschen mit weniger guten familiären und freundschaftlichen Kontakten hatten anfangs 
deutlich mehr Bereiche mit Unterstützungsbedarf. Über die Zeit sank die Zahl der uner-
füllten Bedürfnisse auf das Maß der sozial besser eingebundenen Personen.  

• Die anfängliche Einschätzung der Bezugsperson, wie die Klientin oder der Klient wohl in 
einigen Jahren wohnen würde, erwies sich als ein Prädiktor für die tatsächliche Entwick-
lung im Bereich der sozialen Funktionsfähigkeit.  
 

Die Ergebnisse der Längsschnittstudie zeigen, dass viele der Leistungsberechtigten sich in 
der Zeit des unterstützten Wohnens stabilisieren konnten. Dies belegen auch die mit Leis-
tungsberechtigten und Aussteigern geführten Experteninterviews. Gerade die Zufriedenen 
unter den Aussteigern konnten ihre positive Entwicklung würdigen, die sie neben anderen 
Faktoren auch auf eine vertrauensvolle Arbeitsbeziehung zu ihrer Bezugsperson zurückführ-
ten, von der sie sich auf ihrem Weg verlässlich begleitet und gestützt fühlten.  
 
 
7.3 Indikatoren der Struktur- und Prozessqualität im Zusammenhang mit der 
Ergebnisqualität  
 
Welche Indikatoren für die Struktur- und Prozessqualität im unterstützten Wohnen lassen 
sich identifizieren, die mit einem qualitativ guten Ergebnis in Zusammenhang stehen? Hierfür 
gaben vor allem die Experteninterviews Anhaltspunkte. 
 
Personenzentrierung 
Wenn es um die Struktur- und Prozessqualität im unterstützten Wohnen geht, ist an vorders-
ter Stelle eine Ausrichtung an der Person des Leistungsberechtigten zu nennen. Eine perso-
nenzentrierte Unterstützung impliziert eine Beteiligung und Mitsprache an allen Prozessen 
und in allen Stufen der Unterstützungsplanung – vom Erfassen des wahrgenommenen Un-
terstützungsbedarfs bis zur konkreten Umsetzung des Unterstützungsplans. Die Unterstüt-
zungsplanung basiert darauf, die möglichen individuellen Förderfaktoren und Barrieren sei-
tens des Leistungsberechtigten, also seinen individuellen Lebenskontext ins Zentrum zu stel-
len. Als hilfreich in diesem Prozess hat sich ein strukturiertes Vorgehen erwiesen, damit kei-
ne relevanten Informationen übersehen werden. Bereits vor der Einführung des jetzigen Er-
fassungsbogens „BEI_BW“ (Bedarfsermittlungsinstrument Baden-Württemberg) nutzten die 
Verantwortlichen strukturierte Erfassungsinstrumente zur Einschätzung des Unterstützungs-
bedarfs.  
 
Um eine personenzentrierte Unterstützung zu gewährleisten, sind bestimmte Voraussetzun-
gen erforderlich, wie etwa entsprechende Organisationsstrukturen, ein ausreichender Perso-
nalschlüssel, Arbeitsbedingungen, die den Mitarbeitenden auch die entsprechenden Gestal-
tungsspielräume für ein individuelles Vorgehen lassen, Qualifikationen und Haltungen der 
Mitarbeitenden. Von Vorteil zeigten sich beispielsweise Arbeitsbedingungen, die den Mitar-
beitenden ausreichend Flexibilität für ihre Tätigkeit ließen; außerdem die Möglichkeit und die 
entsprechenden Strukturen, die eigene Arbeit auch einmal aus kritischer Distanz zu reflektie-
ren und eine Haltung der Offenheit und Augenhöhe zu kultivieren. 
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Zielorientierung 
Befürwortet wurde eine zielorientierte Unterstützung. Dies impliziert, neben einer Beschäfti-
gung mit den tagesaktuell dringlich zu lösenden Problemen, die Unterstützung an den lang-
fristigen individuellen Zielen und Potenzialen der leistungsberechtigten Person auszurichten, 
mit ihr Perspektiven zu erarbeiten und die Zukunft im Auge zu behalten. Hierfür ist auch der 
langfristige individuelle Unterstützungsschwerpunkt zu klären: Je nach Problemkonstellation 
und biographischem Hintergrund geht es für manche Leistungsberechtigte tatsächlich um 
Beheimatung, also darum, ihnen die Möglichkeit zu verschaffen, in einem sicheren Setting 
bleiben zu können. In den Experteninterviews wurde diese existenzielle Sicherheit, einen 
Platz im Leben mit einem stabilen sozialen Umfeld zu finden und vor allem, ihn auch behal-
ten zu dürfen, als ein zentraler Wirkfaktor für psychische Stabilisierung beschrieben. Dies 
abzuerkennen und pauschal eine Move On-Orientierung zu verfolgen, würde einer perso-
nenzentrierten Unterstützung zuwiderlaufen. Gleichzeitig gilt es zu verhindern, dass bei Per-
sonen durch die Entlastung von Alltagsproblemen und die Sicherheit, die unterstütztes Woh-
nen ihnen bietet, auch die Bereitschaft und Fähigkeit verkümmert, die eigenen Ressourcen 
zu nutzen, auf ihre eigenen Fähigkeiten zu vertrauen, Lösungen zu finden und für sich eine 
Zukunft in der „normalen“ Welt mit all ihren Anforderungen zu entwerfen. Gerade bei jungen 
Menschen, die noch nicht lange im Unterstützungssystem sind, ist es wichtig, keine Versor-
gungswünsche und Abhängigkeiten zu fördern, die langfristig zu einer Hospitalisierung im 
System führen könnten. Auch in diesem Zusammenhang soll auf die zentrale Bedeutung von 
Strukturen und Prozessen verwiesen werden, die Mitarbeitende darin unterstützen, das ei-
gene Wirken selbstkritisch zu hinterfragen und aus einer Meta-Perspektive betrachten zu 
können. Weder sollten Leistungsberechtigte beständig unter Druck geraten und damit über-
fordert werden, unrealistische Entwicklungsziele formulieren zu müssen, um ihren stabilisie-
renden Rahmen erhalten zu können. Noch sollten vorschnell Entwicklungspotenziale abge-
sprochen und dadurch nötige Schritte in die Verselbständigung erschwert werden.  
 
Es bleibt eine Gratwanderung für die Mitarbeitenden, diese individuelle langfristige Zielorien-
tierung und die damit verbundenen Risiken im Auge zu behalten, sie gemeinsam mit der leis-
tungsberechtigten Person offen zu klären und regelmäßig zu überprüfen. Die Überprüfungen 
im Zuge der früheren Hilfeplankonferenzen wurden von manchen Betroffenen als sehr belas-
tend erlebt. Sie fühlten sich wie in einer Prüfung, in Verbindung mit Versagensängsten, oder 
vor einem „Tribunal“, wo ihr Fall verhandelt würde. Manche ließen sich von Bezugspersonen 
oder Betreuern vertreten, um sich dem nicht aussetzen zu müssen. Dabei bedeutet eine per-
sönliche Teilnahme auch die Wahrnehmung des Rechts auf Selbstbestimmung und Eigen-
verantwortung. Es ist daher sinnvoll, für solche Klärungsgespräche einen einladenden Rah-
men und eine empathische Gesprächsatmosphäre zu schaffen, die den Betroffenen signali-
siert, dass sie und ihre Bedürfnisse im Zentrum stehen, nicht ihre Defizite, die mit der Unter-
stützung verbundenen Kosten oder die Frage, welche Angebote überhaupt verfügbar sind. 
 
Bedarfsorientierte Unterstützung  
Die Unterstützung sollte sich am individuellen Bedarf der leistungsberechtigten Person orien-
tieren. Sie sollte unkompliziert verfügbar sein, dann, wenn sie benötigt wird, und im Umfang 
und auf die Weise, wie sie benötigt wird. Dies ging aus vielen Interviews hervor. Immer wie-
der wurde betont, dass es gerade diese Flexibilität ist, die Unterstützung wertvoll macht. Vor 
allem ist dies vor dem Hintergrund der oft in Phasen verlaufenden psychischen Grunder-
krankung zu sehen, die den Teilhabeeinschränkungen der Leistungsberechtigten zugrunde 
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liegt und die es ihnen aufgrund der Diskontinuität oft zusätzlich schwer macht, ein „normales“ 
Leben zu führen.  
 
Um flexibel Unterstützung anbieten zu können, bedarf es einer grundlegenden Revision der 
vorhandenen Strukturen, die diese Beweglichkeit bislang nicht ausreichend gefördert haben. 
Es wurde mehrfach die Forderung laut, das „Maßnahmendenken“ zu überwinden, da das 
regelhafte Durchlaufen der damit verbundenen Programme den individuellen Zielperspekti-
ven nicht gerecht werde. Stattdessen sollte auf die Verwirklichung der individuellen Teilha-
beperspektiven und -ziele der leistungsberechtigten Person mit individuellen Mitteln hingear-
beitet werden. Um die Voraussetzungen für eine bedarfsorientierte Unterstützung zu schaf-
fen, bedarf es veränderter Arbeitsstrukturen und einer Anpassung der Organisation des 
Dienstes. Zum Beispiel benötigen manche Menschen insbesondere nachts die Möglichkeit, 
mit jemandem sprechen zu können. Wichtig wären Strukturen, die es einer sonst sehr selb-
ständigen Person erlauben, ihr Leben außerhalb eines Wohnheims beziehungsweise einer 
besonderen Wohnform zu leben und trotzdem die Sicherheit einer Nachtbereitschaft zu ha-
ben. Somit ist das Entwickeln sinnvoller Ansätze gefragt, um Bedarfe gerade außerhalb der 
Regelzeiten zu befriedigen und um zu verhindern, dass der Bedarf sich an der Verfügbarkeit 
orientieren muss. Es steht zu hoffen, dass mit dem BTHG hier entscheidende Verbesserun-
gen angeschoben werden. 
 
Wie bereits bei den Themen Personenzentrierung und Zielorientierung erwähnt, spielen die 
Qualifikationen und Kompetenzen der Mitarbeitenden auch bei der bedarfsorientierten Un-
terstützung eine wichtige Rolle. Häufig genannte unterstützende Maßnahmen waren Weiter-
bildungen, fachliche Unterstützung der Teams von außen, Supervision, Teambesprechun-
gen. Als hilfreich erwies es sich, wenn Mitarbeitende und Bezugspersonen spezielle Kompe-
tenzen und Kenntnisse in Hinblick auf bestimmte Erkrankungsbilder hatten oder erwarben, 
um ihre Klientinnen und Klienten sensibel und empathisch begleiten zu können. 
 
Struktur, Halt und Verlässlichkeit  
Sowohl in der Längsschnittstudie als auch bei den Interviews war ein zentraler Indikator für 
Ergebnisqualität, dass es den Leistungsberechtigten im Laufe der Unterstützung gelungen 
ist, ihre psychische Stabilität zu verbessern und ihren Stress zu reduzieren. Eine wichtige 
Voraussetzung hierfür war nach Einschätzung der Expertinnen und Experten, einen über-
schaubaren und sicheren Rahmen zur Verfügung zu stellen, auch, um die häufigen Krisen im 
Leben vieler Betroffener und ihre existenzielle Verunsicherung abzumildern. Dieser sichere 
Rahmen beginnt mit einer angemessenen Unterkunft, in der sich die Leistungsberechtigten 
geschützt fühlen und entfalten können. Ein weiterer Faktor ist ein strukturierter Tagesablauf, 
der die Betroffenen vor Aufgaben stellt, die sie bewältigen und mit denen sie ihre Leistungs-
fähigkeit trainieren können, der ihnen soziale Begegnungen mit andern Menschen ermöglicht 
und sie gegebenenfalls auch vor destruktivem Grübeln schützt. Dies beinhaltet auch eine 
Balance aus Anforderungen und Entspannung in Form der Anleitung zu einer sinnvollen 
Freizeitgestaltung. Halt geben kann zudem eine konstante, persönliche Bezugsperson, die 
für die Problemstellungen im Leben der Betroffenen Strukturierungshilfe leistet, als verlässli-
che Ansprechpartnerin zur Verfügung steht und sie auf ihrem Weg stützend begleitet (vgl. 
unten).  
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Im Sinne einer bedarfsorientierten Unterstützung mit einer Abkehr vom Denken in Maßnah-
men bedeutet ein geregelter Tagesablauf mit festen Programmpunkten zur Entlastung der 
Betroffenen nicht, die Teilnahme an Gruppen und festgelegten Programmen absolut zu set-
zen. Zur Verlässlichkeit trägt auch Vermittlung und Transparenz bei, nicht zuletzt das Klären 
von Erwartungen an die Unterstützung – Was kann geleistet werden? Was voraussichtlich 
nicht? Welche Anforderungen werden an den Leistungsberechtigten gestellt? Worauf kann 
er sich verlassen? Die offene Klärung dieser Vorstellungen dient auch dazu, Enttäuschungen 
aufgrund unrealistischer Erwartungen zu vermeiden. 
 
Beziehungsorientierung 
In der Untersuchung stellte sich empirisch heraus, dass eine vertrauensvolle, tragfähige Ar-
beitsbeziehung zwischen Klientin beziehungsweise Klient und Bezugsperson für eine Wei-
terentwicklung der Leistungsberechtigten von zentraler Bedeutung ist. Gerade Personen, die 
erfolgversprechende Ausstiege aus der Eingliederungshilfe bewältigt haben, berichteten im-
mer auch von einer konstruktiven Zusammenarbeit mit ihrer Bezugsperson, mit der sie einen 
Umgang auf Augenhöhe pflegen konnten, die sie durch Krisenzeiten begleitete und die un-
kompliziert erreichbar war. Sie fühlten sich von ihrer Bezugsperson empathisch und enga-
giert bei ihren Schritten in Richtung auf Verselbständigung begleitet und ermutigt, neue Er-
fahrungen zu machen. Sie erhielten die Anleitung und Begleitung in einer Weise, die sie gut 
annehmen konnten. Sie erlebten sich wahrgenommen als Person mit einer individuellen 
Problemkonstellation, ohne darauf reduziert zu werden. Sie erlebten in der Beziehung eine 
differenzierte professionelle Gestaltung von Nähe und Distanz, die sich auch der Notwendig-
keit bewusst war, keine Abhängigkeiten zu fördern. Die Voraussetzung für die Entwicklung 
einer solchen Beziehung ist Kontinuität und Zeit. Häufige Wechsel in der Zuständigkeit und 
eine aufgrund der Arbeitsorganisation nur gelegentliche Präsenz der Bezugsperson er-
schweren dies.  
 
Beziehungsorientierung bedeutet aber auch einen Abschied von der paternalistischen Vor-
stellung, besser zu wissen, was das Beste für die betreffende Person ist oder in ihrem bes-
ten Interesse zu handeln. Manche Leistungsberechtigten erlebten Letzteres als entlastend 
und hilfreich. Dennoch gab es auch andere, die sich vielmehr als Objekte der Unterstützung 
wahrnahmen. Sie sahen sich mit dem Argument eines für sie noch nicht verständlichen the-
rapeutischen Nutzens gezwungen, an Programmen und Abläufen teilzunehmen, die sie mit 
ihrem Unterstützungsbedarf nicht in Einklang bringen konnten. Sie fühlten sich von den  Mit-
arbeitenden bei Leistungserbringern und Leistungsträgern in ihren Anliegen und ihren Be-
schwerden nicht ernst genommen. Sie hatten den Eindruck, keine Mitsprache zu haben, we-
der bei den WG-Mitbewohnern, noch bei ihrer Bezugsperson oder bei den Maßnahmen zu 
ihrer Unterstützung. 
 
Darüber hinaus beschränkt sich die positive Wirkung von Beziehungsorientierung nicht nur 
auf Mitarbeitende bei den Leistungserbringern. Auch in Hinblick auf die Arbeit der Mitarbei-
tenden bei den Leistungsträgern wurde der persönliche Kontakt und eine Kontinuität der Be-
ziehung als ein wichtiges Qualitätsmerkmal hervorgehoben, um eine auf den Bedarf der Per-
son zugeschnittene Unterstützung organisieren und zeitnah realisieren zu können. 
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Ein- und Ausstiegsmanagement 
Auf der organisatorischen Ebene erwies sich als relevant, dass bürokratische Hürden rund 
um den Bezug der Unterstützungsleistungen verringert werden. Dies würde auch einen zeit-
nahen Beginn der Unterstützung begünstigen. Hier gilt es entsprechend den Aussagen eini-
ger Expertinnen und Experten an manchen Stellen nachzubessern. Verzögerungen hand-
habten einige Leistungserbringer in der Weise, dass sie in Vorleistung traten, bis der Fall 
geprüft war. Damit hatten sie das Risiko, möglicherweise ihre Leistungen nicht erstattet zu 
bekommen. Auf der anderen Seite befanden sich die Leistungsberechtigten manchmal in 
einer ungünstigen Warteposition in wenig zur Genesung beitragenden Wohnkonstellationen 
oder sogar noch in einer Klinik. Hierdurch wuchs die Gefahr einer erneuten Dekompensation, 
bevor die Unterstützung begann, oder eines Verpuffens der Motivation bei den Klientinnen 
und Klienten, die Unterstützung annehmen zu können.   
 
Für manche der leistungsberechtigten Personen stellte selbst das Ausfüllen von Formularen, 
insbesondere wenn sie umfangreich waren, eine Überforderung und damit eine Hürde dar. 
Im Sinne des oben genannten personenzentrierten Ansatzes wäre es wichtig, hier auf die 
nötige Barrierefreiheit zu achten und den Prozess der Leistungsgewährung inklusive der 
erforderlichen Formalien so zu gestalten, dass er für die Beteiligten zu bewältigen ist.  
 
Wie bereits beim Thema Zielorientierung erwähnt, gilt es die langfristigen Perspektiven der 
Person zu klären. Dabei sollten auch die Perspektiven und Anreize für eine möglicherweise 
vollständig selbständige Lebensführung herausgearbeitet und mögliche Hindernisse identifi-
ziert und bearbeitet werden, die ihr im Weg stehen. Unter den analysierten Interviews waren 
auch Gespräche, aus denen klar hervorging, dass eine vollkommen selbständige Lebensfüh-
rung für die Betroffenen keine Option wäre. Sie hatten keine finanziellen Reserven und gro-
ße Sorge davor, den möglicherweise auf sie zukommenden Problemen alleine nicht ge-
wachsen zu sein (z. B. Wohnungskündigung). Hingegen fühlten sie mit ihrer Anbindung an 
einen Leistungserbringer auf einem aggressiven Wohnungsmarkt einen starken Partner an 
ihrer Seite, der auch Schutz vor Obdachlosigkeit bot. Aus vielen Interviews ging als zentrale 
Aufgabe von Unterstützung hervor, den Betroffenen erst einmal existenzielle Sicherheit zu 
bieten, bevor die weiteren Einschränkungen in den einzelnen Teilhabebereichen angegan-
gen werden konnten. Auch in der Längsschnittstudie stellte sich heraus, dass ein Grundprob-
lem der Leistungsberechtigten neben ihrer psychischen Belastung darin bestand, dass ihre 
Fähigkeit, selbständig für den Bezug von Sozialleistungen und für eine geeignete Unterkunft 
zu sorgen, stark eingeschränkt war. Es gilt also zu überlegen, welche sonstigen Anreize bei 
Personen geschaffen werden könnten, für die ein Ausstieg eine realistische Perspektive wä-
re. Grundsätzlich erscheint es auch in dieser Hinsicht sinnvoll, flexible, niederschwellige Hil-
fen (z. B. Beratung und Unterstützung auf Abruf im Umfang zwischen SpDi und dem bisheri-
gen ambulant betreuten Wohnen) zur Verfügung zu stellen beziehungsweise solche Angebo-
te zu schaffen. 
 
Abrupte Ausstiege aus der Wohnleistung, die es bei den Studienteilnehmenden zum Teil 
aufgrund äußerer Umstände gab, könnten gegebenenfalls vermieden werden – durch eine 
längerfristige Vorbereitung (vgl. Zielorientierung), ein graduelles Vorgehen bei der Aus-
stiegsplanung, mit einer ausschleichenden Unterstützung und entsprechenden Trainings-
möglichkeiten sowie unbürokratischen Rückkehroptionen. Mehrfach wurde benannt, dass zur 
Vorbereitung auf die weitere Verselbständigung darauf hingearbeitet werden sollte, ein alter-
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natives tragfähiges Unterstützungsnetzwerk für die Zeit nach dem Ausstieg zu knüpfen, um 
diese Phase zu mildern und Sicherheit zu schaffen. Zur Förderung eines solchen Netzwerks 
ist es wichtig, kontext- und sozialraumorientiert zu arbeiten. Das kann bedeuten, die betref-
fende Person dabei zu unterstützen, soziale Kontakte über die unterstützte Wohnform hinaus 
zu erhalten oder neue zu knüpfen, sei es durch Unterstützung konstruktiver familiärer Bezie-
hungen, Einbezug von Bürgerhelfern, Integration in Vereine oder Förderung einer Beschäfti-
gung außerhalb der einrichtungseigenen Tagesstruktur.  
 
Vielseitige Unterstützungslandschaft zur Erleichterung von Übergängen 
Es ist wichtig, dass die Unterstützungsform rechtzeitig und unbürokratisch nachjustiert wer-
den kann, wenn sich der Bedarf verändert. Für solche Übergänge sollten ausreichend diffe-
renzierte Unterstützungsangebote in einer Region beziehungsweise einer Gemeinde vor-
handen sein, die auch über das unterstützte Wohnen hinausreichen, unter anderem in Form 
von Beschäftigungsangeboten, Zugang zu medizinischer, psychiatrischer und psychologi-
scher Versorgung, Selbsthilfegruppen, Beratungsstellen oder Peer-Unterstützung. Das ge-
samte Feld an Angeboten sollte in die Erkundung der Möglichkeiten für die leistungsberech-
tigte Person mit einbezogen werden, um eine bedarfsorientierte Unterstützung sicherzustel-
len und Vernetzung im Sozialraum zu fördern. Bei den Übergängen selbst wird vor abrupten 
Wechseln gewarnt und ein Vorgehen propagiert, bei dem sich die Veränderung immer nur in 
einem Teilbereich des Lebens der Betroffenen vollzieht, während in den anderen Bereichen 
Kontinuität gewahrt wird. Dies könnte beispielsweise bedeuten, dass trotz einer Verringerung 
der Unterstützungsintensität oder eines Umzugs in eine neue WG die Bezugsperson kon-
stant bleibt.  
 
Wenn die Unterstützung rechtzeitig nachjustiert wird, könnte eventuell auch verhindert wer-
den, dass Leistungsberechtigte trotz ihres weiterbestehenden Unterstützungsbedarfs die 
Unterstützung komplett aufkündigen. Leistungsberechtigte sollten es leichter haben, im Falle 
von Beschwerden angehört zu werden und auf Stellen zu treffen, die sich ihrer Anliegen an-
nehmen (vgl. oben). 
 
Erleichterung des Zugangs zu Erwerbstätigkeit 
Eine sinnvolle Beschäftigung und Aufgabe im Leben ist ein essenzieller Baustein im Bereich 
der Teilhabe. Damit verknüpft sind soziale Beziehungen, persönlicher Sinn, Selbstwirksam-
keit, Ablenkung, im Fall von Erwerbstätigkeit auch eine Verbesserung der finanziellen Situa-
tion und die gesellschaftliche Anerkennung durch Teilhabe in einem prestigeträchtigen ge-
sellschaftlichen Bereich. Ein häufig genanntes Ziel von Menschen mit psychischen Erkran-
kungen ist es, wieder am Arbeitsleben teilzunehmen, so auch bei den Befragten in der vor-
liegenden Studie. Manche sahen sich hierbei wenig unterstützt, wenn nicht sogar gebremst. 
Für andere fiel die individuelle Kosten-Nutzen-Bilanz so aus, dass eine Erwerbstätigkeit mit 
hohen individuellen Kosten verbunden und daher weniger attraktiv erschien als der Bezug 
von Grundsicherung. Ein integraler Bestandteil einer gelungenen Assistenz im Alltag ist es 
daher, diesbezügliche Wünsche und Vorstellungen gemeinsam mit der leistungsberechtigten 
Personen zu thematisieren, die beruflichen Perspektiven zu eruieren und Zukunftsoptionen 
zu erarbeiten, und zu einem gemeinsamen Verständnis zu gelangen, welche Optionen im 
Bereich des Erreichbaren sind. 
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Darüber hinaus geht es darum, bestehende rechtliche, institutionelle oder organisatorische 
Hürden für die Aufnahme oder das Ausüben einer Erwerbstätigkeit zu verringern. Personen-
zentrierung bedeutet in diesem Bereich, dass sich die Unterstützung von Tagestrukturierung 
und Beschäftigung an der Agenda des Betroffenen orientieren sollte. Strukturen und Abläufe, 
die dieser Integration ins Arbeitsleben im Wege stehen (z. B. Anwesenheitszeiten für WG-
Besprechungen), sollten individuell angepasst beziehungsweise hinterfragt werden. Die 
Grenze für die Heranziehung von Einkünften wurde mit der Einführung des BTHG bereits 
zugunsten der Leistungsberechtigten verändert, so dass für die, die dazu in der Lage wären, 
auch der Anreiz höher sein dürfte, sich um eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu bemühen. 
 
Kooperation und Vernetzung 
In vielen Experteninterviews wurde betont, dass es wichtig ist, dass sich die verschiedenen 
Akteure im Unterstützungssystem (Leistungsträger, Leistungserbringer, Leistungsberechtig-
te) gut vernetzen, um miteinander fruchtbar zusammenarbeiten zu können und einen regel-
mäßigen Austausch zu pflegen. Eine gute, am Ziel orientierte Kooperation der Mitarbeiten-
den kann eine personenzentrierte, passgenaue Unterstützung für die individuellen Betroffe-
nen begünstigen, Prozesse beschleunigen und Abläufe verkürzen. Kooperation wird unter 
anderem gefördert durch regelmäßige Treffen in lokalen Vernetzungsgremien (z. B. Ge-
meindepsychiatrischer Verbund). Entscheidend sind dabei die gemeinsame Zielsetzung und 
die konstruktive Zusammenarbeit. Es geht darum, eine gemeinsame Sprache zu sprechen 
und trotz möglicherweise unterschiedlicher Perspektiven und partieller Interessen Kommuni-
kationskanäle zu schaffen und offenzuhalten   ̶  zugunsten der Wahrnehmung einer gemein-
samen Verantwortung für die bestmögliche Förderung von Menschen mit Teilhabeein-
schränkungen und das Schaffen und Aufrechterhalten sinnvoller Unterstützungsangebote. 
Gerade im Zuge der künftig noch wichtiger werdenden Flexibilisierung von Hilfe bieten lokale 
Vernetzungsgremien einen Raum, in dem alle Informationen zusammenlaufen und die nötige 
Transparenz in der Angebotslandschaft geschaffen werden kann. 
 
Entstigmatisierung und Inklusionsorientierung 
Entstigmatisierung und Inklusion bilden den gesellschaftlichen Hintergrund, auf dem Prozes-
se und Strukturen im unterstützten Wohnen eine positive Wirkung entfalten können. In vielen 
Interviews wurde darauf hingewiesen, dass Leistungsträger und Leistungserbringer sich da-
rum bemühen sollten, dass Menschen mit psychischer Behinderung ausreichend Schutz vor 
Ausgrenzung und Stigmatisierung erhalten. Schutz darf aber nicht gleichbedeutend sein mit 
einem Leben in einer eingehegten beschützenden Sonderumgebung und damit außerhalb 
der gesellschaftlichen Wahrnehmung. Es ist wichtig, dass die Betroffenen in der Gesellschaft 
präsent und sichtbar sind, um für sich einen Platz zu behaupten beziehungsweise überhaupt 
zu erlangen. Das Risiko von Selbststigmatisierung verbunden mit dem Verlust an Vertrauen 
in die eigenen Fähigkeiten und einem negativen Selbsterleben ist beim sozialen Vergleich 
mit einer gesunden Referenzgruppe höher, als wenn man nur von Menschen umgeben ist, 
die ebenfalls an Einschränkungen leiden. Umso notwendiger ist es, bei den Betroffenen ein 
positives Selbstkonzept zu stärken und Strukturen zu schaffen beziehungsweise zu unter-
stützen, die auf Inklusion und Entstigmatisierung hinarbeiten. Bereits jetzt gibt es vielerorts 
Initiativen zur Förderung des Austauschs und der Normalisierung der Beziehungen zwischen 
Menschen ohne und mit Teilhabebeeinträchtigungen. Darüber hinaus wäre es wichtig, auch 
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politisch auf günstigere gesellschaftliche Rahmenbedingungen für einen gemeinsamen Alltag 
hinzuwirken, als sie derzeit vorherrschen. 
 
 
7.4 Empirisch begründete Qualitätsstandards für Leistungen im Bereich des 
unterstützten Wohnens 
 
Im Rahmen des Forschungsvorhabens WieWohnen-BW mit seinen drei Teilprojekten wur-
den die Prozesse und Strukturen rund um das unterstützte Wohnen genauer in den Fokus 
genommen. Die Ziele des Forschungsvorhabens waren es, einerseits herauszufinden, wie 
sich unterstütztes Wohnen auf ein breites Spektrum von Ergebnisparametern auswirkt, ande-
rerseits – gestützt auf die Erfahrungen aus drei verschiedenen Perspektiven – zu befor-
schen, welche Strukturen und Prozesse im Zusammenhang mit der Förderung von Selb-
ständigkeit, Selbstbestimmung und Teilhabe besonders wirksam sind. Auf der Basis dieser 
umfangreichen Ergebnisse können folgende Qualitätsstandards für Leistungen im Bereich 
des unterstützten Wohnens formuliert und empirisch abgesichert werden, die keinesfalls An-
spruch auf Vollständigkeit erheben: 
 
Personenzentrierung 
Eine personenzentrierte Unterstützung bedeutet, dass die konkrete Unterstützung orientiert 
wird an der individuellen Lebenssituation, dem individuellen Kontext mit Ressourcen und 
Barrieren sowie den individuellen Lebensperspektiven der leistungsberechtigten Person. 
Personenzentrierung betrifft alle Prozesse von der konkreten Unterstützungsplanung und der 
Gestaltung des Settings, in dem diese stattfindet, bis zur Assistenz im Alltag. Sie ist die Vo-
raussetzung dafür, dass die Person eine für sie passende Unterstützung erhalten kann, sie 
annehmen und für sich nutzen kann.  
 
Zielorientierung 
Zielorientierung bei der Unterstützung bedeutet, in Form länger- und kurzfristiger Ziele zu 
definieren, was durch die Unterstützung erreicht werden soll sowie diese regelmäßig zu 
überprüfen und zu überdenken. Sie dient der leistungsberechtigten Person dazu, Perspekti-
ven für die Zukunft zu entwickeln, sorgt für Transparenz bei den Leistungen und ermächtigt 
die Person, über ihre Entwicklung selbst zu bestimmen. Zielorientierung ist prinzipiell in ihrer 
Richtung offen: Je nach der individuellen Ausgangssituation der Person bedeutet sie nicht 
zwangsläufig eine langfristige Move On-Orientierung, sondern das Ziel kann bei manchen 
auch sein, dass jemand in einer stabilisierenden Umgebung ein Zuhause findet.         
 
Bedarfsorientierung 
Die Orientierung am tatsächlichen Bedarf der Person bedeutet, dass sie konkrete Unterstüt-
zung in den Bereichen erhält, in denen sie Unterstützung benötigt, auf die Art und Weise, wie 
sie diese annehmen kann, in dem Umfang, in dem sie diese benötigt, und zu den Zeiten, 
wenn sie nötig ist. Sie führt idealerweise dazu, Bedarfe zu verringern.  
 
Beziehungsorientierung 
Eine gute Arbeitsbeziehung mit einer zur leistungsberechtigten Person passenden Bezugs-
person kann bewirken, dass sich die Person öffnen und entlasten kann, dass Krisen schnel-
ler aufgefangen werden und soziale Lernprozesse stattfinden können. Eine tragfähige Be-
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ziehung benötigt Kontinuität und Zeit, damit sich ein entsprechendes Vertrauen entwickeln 
kann. Wichtig dabei ist außerdem eine Haltung, die auf Partnerschaft und Augenhöhe be-
ruht. 
 
Fehlerkultur 
Eine gesunde Fehlerkultur in Organisationen begünstigt ein personenzentriertes Vorgehen 
sowie die Ziel- und Bedarfsorientierung in der Unterstützung. Sie schafft für die Leistungsbe-
rechtigten Vertrauen und Transparenz und fördert die Selbstbestimmung. Sie sorgt dafür, 
dass eine Organisation qualitativ hochwertige Arbeit leisten und sich weiterentwickeln kann. 
Sie wird unterstützt durch ein Organisationsklima, in dem Selbstreflexion und Weiterbildung 
der Beschäftigten gefördert werden.  
 
Unterstützung von Autonomiebestrebungen 
Das Streben nach Autonomie seitens der Leistungsberechtigten ist eine wichtige Ressource 
und Antriebskraft für ihre Weiterentwicklung. Es ist daher wichtig, Autonomiebestrebungen 
seitens der Leistungsberechtigten nicht zu unterlaufen oder zu blockieren, sondern gegebe-
nenfalls zu strukturieren und für das Hinarbeiten auf die Ziele und Perspektiven der Person 
zu nutzen.  
 
Transparenz 
Transparenz hinsichtlich der Leistungen, Prozesse und Strukturen sorgt für Verlässlichkeit 
und Vertrauen auf der Seite der leistungsberechtigten Personen, so dass ihre Fähigkeit ge-
fördert wird, selbstbestimmte Entscheidungen zu treffen. 
 
Normalität, Kontextbezug, Sozialraumorientierung, Vernetzung 
Normalität bedeutet, die Unterstützung beziehungsweise deren Strukturen und Rahmenbe-
dingungen so zu gestalten, dass die Leistungsberechtigten ihren Alltag weitestgehend so 
leben können wie andere Menschen auch. Der Kontextbezug in der Arbeit mit Leistungsbe-
rechtigten ist wichtig, um Prozesse der Inklusion und Entstigmatisierung voranzutreiben und 
darüber hinaus mit den Betroffenen zusammen ein tragfähiges soziales Umfeld zu schaffen. 
Dieses soll über die unterstützende Institution hinaus in die Gemeinde hineinreichen, so dass 
ein Hospitalisieren im Unterstützungssystem verhindert wird.  
 
Wahlmöglichkeiten 
Wahlmöglichkeiten zu eröffnen ist ein Ausdruck von Bedarfsorientierung und Personenzent-
rierung der Unterstützung. Keine Wahl zu haben, birgt das Risiko von Passivität und den 
Verlust einer Perspektive. Deshalb ist es wichtig, die Mitbestimmung der leistungsberechtig-
ten Personen zu fördern, von der Wahl der Wohnung sowie der Mitbewohnerinnen und Mit-
bewohner bis zu individuellen Unterstützungsmaßnahmen.  
 
Flexibilität 
Flexibilität in den Prozessen und Strukturen der Unterstützung ist die Voraussetzung für eine 
bedarfsorientierte Unterstützung, nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund der besonderen 
Dynamik des Krankheitsgeschehens bei psychischen Erkrankungen und einem wechselnden 
Bedarf. Flexibilität beginnt bei der Berücksichtigung der individuellen Konditionen der Leis-
tungsberechtigten im Rahmen der Unterstützungsplanung und reicht bis zur zeitnahen An-
passung der Unterstützungsmaßnahmen, wenn der individuelle Bedarf sich ändert. Sie er-
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fordert entsprechende Rahmenbedingungen und Arbeitsstrukturen, die eine solche Reagibili-
tät erlauben. 
 
Zugang zu einem vielseitigen Unterstützungssystem 
Ein vielseitiges Unterstützungssystem in einer Region führt dazu, dass passgenaue Unter-
stützungsmöglichkeiten für die individuellen Bedarfe zur Verfügung stehen und die leistungs-
berechtigte Person die Unterstützung in dem Umfang und in den Bereichen bekommen 
kann, für die sie sie benötigt. Dies reicht über Unterstützung beim Wohnen weit hinaus und 
umfasst unter anderem auch den Zugang zu Beschäftigung, zu Freizeitangeboten, zu ärztli-
cher und psychotherapeutischer Versorgung. Insbesondere der Zugang zu Arbeit und Be-
schäftigung als ein wesentlicher Bestandteil gesellschaftlicher Teilhabe sollte durch entspre-
chende Angebote und eine Verringerung formaler Hürden erleichtert werden.   
 
Gestaltung von Übergängen  
Übergänge und Veränderungen sind im Leben von Menschen mit seelischer Behinderung oft 
mit Krisen und Ängsten verbunden. Eine gute Gestaltung von Übergängen ist notwendig, 
damit die leistungsberechtigte Person ermutigt wird, Entwicklungsschritte zu machen und 
sich neue Trainingsfelder zu erschließen. Diese Herausforderung zu meistern stärkt das 
Selbstwertgefühl. Die gute Gestaltung von Übergängen bedarf einer gründlichen Vorberei-
tung und fein abgestufter Veränderungen bei gleichzeitiger Beibehaltung von Kontinuität in 
anderen Bereichen.  
 
Ein- und Ausstiegsmanagement 
Ein zeitnaher, mit möglichst wenig Bürokratie beschwerter Einstieg in die Unterstützung 
durch die Eingliederungshilfe entspricht dem Prinzip der Bedarfsorientierung. Er sorgt dafür, 
dass die leistungsberechtigte Person rasch an die Unterstützung gelangt, die sie benötigt, 
und eine weitere Verfestigung ihrer Probleme unterbunden wird. Diesbezügliche Prozesse 
und Verfahren sollten deshalb auf den Prüfstand, da gerade das Gefühl, einer ungewissen 
Situation ausgeliefert zu sein, die betreffende Person einem hohen psychischen Druck aus-
setzt und ihr Befinden unnötig verschlimmern kann. Ebenso wichtig ist es, einen möglichen 
Ausstieg zusammen mit der leistungsberechtigten Person langfristig und in ausreichendem 
Maße vorzubereiten. Hierzu zählen unter anderem das Knüpfen eines tragfähigen Netzes 
von privaten oder professionellen Unterstützungsmöglichkeiten, um auf Krisen vorbereitet zu 
sein, sowie unbürokratische Rückkehroptionen, die die Angst vor einem Verlust der mit der 
Eingliederungshilfe verbundenen existenziellen Sicherheit verringern können.  
  



 

129 

WieWohnen-BW 
Abschlussbericht 

8. Zusammenfassung 
 
Mit dem Forschungsvorhaben WieWohnen-BW wurde die Wirksamkeit des unterstützten 
Wohnens im Rahmen der Eingliederungshilfe für Menschen mit seelischer Behinderung un-
tersucht. Drei Ziele wurden verfolgt: 1) ein umfassendes Bild zu gewinnen, welche Ange-
botsstrukturen in den untersuchten Regionen vorliegen und wer die Angebote nutzt, 2) her-
auszufinden, welche Ergebnisse bei Neufällen und Wechslern unterstützter Wohnformen 
über einen Zeitraum von eineinhalb Jahren in Hinblick auf Soziale Funktionsfähigkeit, Le-
bensqualität, Verwirklichung von Teilhabe, Unterstützungsbedarfe und Belastungen durch 
psychische Symptome zu erwarten sind, und 3) zu beleuchten, welche Prozesse und Struk-
turen des unterstützten Wohnens in Hinblick auf Teilhabe, Selbstbestimmung und Selbstän-
digkeit förderlich sind. Exemplarisch wurde hierfür das Leistungsgeschehen in vier Stadt- 
und Landkreisen in Baden-Württemberg (Stadt Heidelberg, Rhein-Neckar-Kreis, Bodensee-
kreis, Landkreis Ravensburg) untersucht. 
 
Das Forschungsvorhaben bediente sich entsprechend der verschiedenen Fragestellungen 
unterschiedlicher Methoden. Sie reichten von der deskriptiven Auswertung der Basisdoku-
mentation in Teilprojekt 1 über die qualitative Inhaltsanalyse von 70 Experteninterviews (mit 
77 Personen) aus verschiedenen Perspektiven (Leistungsberechtigte, Leistungserbringer 
und Leistungsträger) in Teilprojekt 2 bis hin zu einer Kohortenstudie (Teilprojekt 3) mit 102 
Klientinnen und Klienten in unterstützten Wohnformen, mit drei Messzeitpunkten über einen 
Zeitraum von eineinhalb Jahren. Gemessen wurde die Entwicklung in verschiedenen Berei-
chen, darunter soziale Funktionsfähigkeit, Verwirklichung von Teilhabechancen, subjektive 
Lebensqualität, psychische Belastung, gedeckter und ungedeckter Unterstützungsbedarf, 
Entwicklung in den Bereichen Gesundheit, Wohnen und Arbeit sowie eine Fremdeinschät-
zung zu psychischen Problemen und Funktionieren im Alltag. Hierfür wurden bewährte, zum 
Teil standardisierte Erhebungsinstrumente verwendet. Im Rahmen dieser Längsschnittunter-
suchung wurden zusätzlich Interviews geführt mit Personen, die während des Untersu-
chungszeitraums aus der Unterstützung ausstiegen oder deren Unterstützungsbedarf sich 
maßgeblich verringerte. 
 
Die Voraussetzung für die Teilnahme der Stadt- und Landkreise war ein differenziertes Ver-
sorgungssystem, das Angebote mit verschiedener Intensität bereithielt. Regionale Unter-
schiede zeigten sich darin, dass in den nördlichen Stadt- und Landkreisen zum Zeitpunkt der 
Untersuchung der Anteil von Angeboten mit höherer Intensität größer war als im Süden. Per-
sonen mit den Diagnosen einer Störung aus dem schizophrenen Formenkreis stellten den 
Großteil der Klientinnen und Klienten in Angeboten mit intensiver Unterstützung. Ein Teil der 
Personen lebt bereits seit Jahrzehnten dort. In den Angeboten mit geringerer Unterstüt-
zungsintensität findet man nicht selten auch Menschen mit Persönlichkeitsstörungen oder 
affektiven Störungen. Etwa die Hälfte der Personen in Angeboten mit geringerer Unterstüt-
zungsintensität lebt nicht in Wohngemeinschaften, sondern alleine oder in anderen privaten 
Settings. Insbesondere Personen in Angeboten mit hoher Unterstützungsintensität nutzen 
regelhaft auch tagesstrukturierende Angebote oder Beschäftigungsangebote in Werkstätten. 
Eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt war generell selten. 
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Als Kernelemente einer wirksamen Förderung von Teilhabe, Selbstbestimmung und Selb-
ständigkeit wurden Personenzentrierung, Ziel- und Bedarfsorientierung, Beziehungsorientie-
rung und das Vermitteln von Struktur und Halt identifiziert. Darüber hinaus wurde deutlich, 
dass es wichtig ist, Prozesse des Ein- und Ausstiegs aus der Eingliederungshilfe zu optimie-
ren und Übergänge in andere Unterstützungsangebote zu erleichtern (unter anderem durch 
flexiblere Abläufe und die Schaffung bedarfsgerechter Angebote). Zur Förderung von Teilha-
be ist es notwendig, auch die beruflichen Perspektiven zu klären und mögliche Hürden für 
eine Integration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und den Einstieg in eine Erwerbstätigkeit 
gegebenenfalls zu beseitigen. Darüber hinaus ist es generell günstig, wenn die Unterstüt-
zung regional- und kontextbezogen stattfindet und die Vernetzung und Einbindung der Be-
treffenden mit außerinstitutionellen Angeboten gefördert wird. Zur Förderung einer perso-
nenzentrierten sowie ziel- und bedarfsorientierten Versorgung der Leistungsberechtigten ist 
eine gute Vernetzung und konstruktive Zusammenarbeit aller in diesem Zusammenhang 
relevanten Stellen wichtig, auch, um Versorgungslücken zu identifizieren und Transparenz 
hinsichtlich möglicher Förderangebote für die Betroffenen zu schaffen. Schließlich benötigt 
die Förderung von Teilhabe ein gesellschaftliches Umfeld, das bereit ist, Menschen mit Teil-
habebeeinträchtigung zu inkludieren und Stigma und Vorurteile abzubauen. Dies zu fördern 
und an einer förderlichen gesellschaftlichen Umgebung mit zuarbeiten, bleibt eine Aufgabe 
aller relevanten Akteure. 
 
Die Längsschnittuntersuchung mit Leistungsberechtigten, die entweder neu in eine unter-
stützte Wohnform kamen oder bei denen die Intensität der Unterstützung wechselte, zeigte, 
dass Personen, die unterstütztes Wohnen nutzten, eine ganze Reihe von Problemen aufwie-
sen, die ihre Teilhabe beeinträchtigten. Am deutlichsten betroffen waren die soziale Funkti-
onsfähigkeit und die psychische Belastbarkeit und Symptomatik. Im Vergleich zu privaten 
oder Einzel-Unterkünften hatten Personen in einem institutionellen Setting (Wohngemein-
schaft, Wohngruppe) in vielen Bereichen bessere Ausgangswerte. Studienteilnehmende mit 
der Diagnose einer Schizophrenie hatten die besseren, solche mit der Diagnose einer Per-
sönlichkeitsstörung die schlechteren Ausgangswerte. Generell begünstigt waren Personen 
mit besseren familiären oder freundschaftlichen Beziehungen. Unterschiede in der Intensität 
der Unterstützung machten sich nur in wenigen Bereichen bemerkbar. Innerhalb der ersten 
eineinhalb Jahre wurde die Art der Unterstützung bei vielen Personen nachjustiert, wobei nur 
die Hälfte die ursprüngliche Unterstützungsform beibehielt und ein gutes Fünftel ganz aus 
der Unterstützung ausschied (fast immer aus Unterstützungsformen mit geringer Intensität). 
Im Laufe der Untersuchung zeichneten sich insgesamt bei vielen Teilnehmenden Verände-
rungen ab. Insbesondere die soziale Funktionsfähigkeit, die psychische Stabilität und die 
subjektive Lebensqualität verbesserten sich. Die Anzahl der Bereiche mit Unterstützungsbe-
darf verringerte sich. Die Zahl der Menschen mit einer Beschäftigung stieg. Die Personen, 
die im Laufe der Untersuchung aus dem Leistungsbezug ausstiegen, nannten als Gründe 
überwiegend Unzufriedenheit mit der angebotenen Unterstützung. Häufig wurden Konflikte 
mit Leistungserbringern und Mitarbeitenden genannt, außerdem Konflikte in der Wohnge-
meinschaft sowie Motive rund um eine Kostenbeteiligung an der Unterstützung. Demgegen-
über gaben manche der Ausgestiegenen an, gerade durch eine tragfähige Beziehung zu 
ihrer betreuenden Bezugsperson viel Stabilität gewonnen zu haben. 
 
Das Forschungsvorhaben lässt sich zur zentralen Kernaussage verdichten, dass der Einstieg 
in das unterstützte Wohnen im Rahmen der Eingliederungshilfe für viele Menschen mit seeli-
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scher Behinderung besonders in Hinblick auf psychische Stabilität, soziale Funktionen und 
Lebensqualität eine ganze Reihe positiver Veränderungen mit sich bringen kann. Die Unter-
stützung sollte die einzelne Person mit ihrer Biographie und ihrem individuellen Lebenskon-
text ins Zentrum nehmen und sich an ihren individuellen Zielen und ihrem individuellen Be-
darf orientieren. Hierfür sind Vielfalt, Flexibilität, Transparenz und Vernetzung der Strukturen 
des Unterstützungssystems unabdingbare Voraussetzungen.  
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Studieninformation für Interviews mit Mitarbeitenden bei Leistungsträgern und Leis-
tungserbringern (Teilprojekt 2)  
 

 
 
  

 

Studie „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens für Menschen mit seeli-
scher Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg“  

- Teilstudie zu Wirksamkeitsfaktoren - 

 

INFORMATION FÜR PROBANDINNEN UND PROBANDEN  

 

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, 

 

wir bitten Sie, an einer Interview-Studie zum Thema „Wirksamkeit verschiedener Formen des 
unterstützen Wohnens“ teilzunehmen. 

Wir sind ein kleines Team von Forschern und Forscherinnen der Universitätskliniken Ulm und 
Heidelberg und untersuchen, wie wirksam die verschiedenen Formen des betreuten Wohnens 
dabei sind, dass Menschen mit seelischen Schwierigkeiten im Alltag wieder besser zurechtkom-
men. Wie viel und welche Art von Unterstützung hilft welchen Menschen am besten? 

Um dies herauszufinden, suchen wir Menschen, die uns von ihren Erfahrungen mit unterstützten 
Wohnformen berichten können - als Nutzende dieser Wohnformen, aber auch als professionell 
Tätige in der Betreuung von Klientinnen und Klienten unterstützter Wohnformen oder als Mitar-
beitende der Stadt- und Landkreise, die in diesem Bereich tätig sind. In dieser Teilstudie geht es 
um Wirksamkeitsfaktoren. 

Uns interessiert, welche Bereiche und Aspekte des unterstützten Wohnens aus Ihrer Sicht und 
nach Ihrer Erfahrung besonders wirksam und hilfreich sind, um die Teilhabe von Menschen mit 
schwerer seelischer Behinderung zu fördern. Z.B. Welche Rolle spielen die Räumlichkeiten und 
der Ort? Welche Rolle spielen die Ansprechpartner der Betroffenen, die Verfügbarkeit und die 
Häufigkeit der Kontakte? Welche Bedürfnisse werden nach Ihrer Erfahrung durch die Unterstüt-
zung beim Wohnen erfüllt, welche bleiben gelegentlich offen? Wo sehen Sie hinsichtlich der 
Strukturen Verbesserungsbedarf? 

Ziel der Studie ist es, für Menschen mit psychischen Problemen geeignete Unterstützungsangebo-
te beim Wohnen zu schaffen. Mit Ihren Antworten können Sie dazu beitragen. 
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Studieninformation für Interviews mit Leistungsberechtigten (Teilprojekt 2)  
 

 
  

 

Studie „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens für Menschen mit seeli-
scher Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg“  

- Teilstudie zu Wirksamkeitsfaktoren - 

 

INFORMATION FÜR PROBANDINNEN UND PROBANDEN  

 

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, 

wir laden Sie ein, an einer Studie zum Thema „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstüt-
zen Wohnens“ teilzunehmen, und möchten Sie hier über diese Studie informieren. 

Wir sind ein kleines Team von Forschern und Forscherinnen der Universitätskliniken Ulm und 
Heidelberg und untersuchen, wie wirksam die verschiedenen Formen des betreuten Wohnens 
dabei sind, dass Menschen mit seelischen Schwierigkeiten im Alltag wieder besser zurechtkom-
men. Wie viel und welche Art von Unterstützung hilft welchen Menschen am besten? Um dies 
herauszufinden, suchen wir Menschen, die uns von ihren Erfahrungen mit unterstützten Wohn-
formen berichten können.  

In dieser Teilstudie geht es um Wirksamkeitsfaktoren. Uns interessiert, welche Unterstützungsan-
gebote des betreuten Wohnens Sie als wirksam und hilfreich erleben und wie Sie persönlich da-
von profitieren. Zum Beispiel: Welche Rolle spielen die Räumlichkeiten und der Ort? Welche Rolle 
spielen Ihre Ansprechpartner, die Verfügbarkeit und die Häufigkeit, mit der Sie sich sehen? Wel-
che Ihrer Bedürfnisse sehen Sie durch die Unterstützung erfüllt, welche sind offen geblieben? 
Welche Eigenschaften Ihrer Wohnform schätzen Sie ganz besonders? Wo sehen Sie Verbesse-
rungsbedarf? 

Ziel dieser Studie ist es, für Menschen mit psychischen Problemen geeignete Unterstützungsan-
gebote beim Wohnen zu schaffen.  

Mit Ihren Antworten können Sie dazu beitragen. 

 

…. 
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Leitfaden für Interviews mit Mitarbeitenden (Teilprojekt 2)  
 

 
  

(….) 

Gesprächseinführung (sinngemäß) 

„In dieser Untersuchung geht es um die Wirksamkeit von unterstützten Wohnformen. Wir wür-
den gerne Ihre Erfahrungen dazu hören, welche Eigenschaften des betreuten Wohnens dafür 
wichtig sind,  dass Klientinnen und Klienten ein möglichst selbständiges Leben führen und am 
gesellschaftlichen Leben teilhaben können. Ähnliche Interviews sollen mit insgesamt 15 bis 20 
Klientinnen und Klienten sowie  mit Mitarbeitenden der betreuten Wohnformen und der Land-
kreise durchgeführt werden. Wir möchten möglichst viele Faktoren erfassen, die aus Sicht von 
Ihnen und den anderen Experten zur Verbesserung der Unterstützung beitragen könnten. 

Das Interview folgt keinem starren Ablauf, sondern soll als offenes Gespräch gestaltet sein, so 
dass Sie alle Punkte einbringen können, die Ihnen zu diesem Thema wichtig sind. Es wird insge-
samt ca. 20 Minuten in Anspruch nehmen und wird mit einem Rekorder aufgezeichnet. Die 
Tonaufnahme wird nach Abschluss der Studie gelöscht.  Ihre Angaben werden selbstverständlich 
vertraulich behandelt; die Mitarbeitenden des Studienteams unterliegen der Schweigepflicht. Die 
Daten werden so weiterverarbeitet, dass keinerlei Rückschlüsse auf Ihre Person oder auf Institu-
tionen gezogen werden können.“   

Gesprächsablauf 

• Was trägt dazu bei, dass Ihre Klientinnen und Klienten selbständiger werden und am gesell-
schaftlichen Leben teilhaben können? 

(Erzählen lassen, ggf. den Fokus auf folgende Punkte richten: 

 (LE:) Art des Unterstützungsangebots (räumlich/zeitlich/personell) (z.B. Kontakthäufig-
keit mit der Bezugsmitarbeiterin / dem Bezugsmitarbeiter, welche Unterstützung wird 
von ihm / ihr konkret geleistet, wie groß ist die Einrichtung und wo liegt sie, welche Fä-
higkeiten haben die Beteiligten, Mitbewohner) 

 (LT:) Konzeptioneller Ansatz und Eigenschaften der Unterstützungsangebote (z.B. Art 
und Intensität der Unterstützung, Größe der Einrichtung, Verfügbarkeit weiterer Unter-
stützungsangebote vor Ort, Qualifikationen und Kompetenzen der Beteiligten bei der 
Hilfeplanung im Rahmen der Eingliederungshilfe (z.B. Bedeutung des Hilfeplans) 

 Vorgaben und Strukturen der Eingliederungshilfe (z.B. Art, Umfang und Fortschreibung 
der Hilfeplanung, Strukturen und Abläufe in der Verwaltung) 

 sozialräumliche und materielle Rahmenbedingungen (z.B. Wohnumfeld, soziales Um-
feld, Lebensunterhalt) 

• Was könnte besser sein zur Ermöglichung von Selbständigkeit und Teilhabe? An welchen 
Punkten sehen Sie Verbesserungsbedarf? 

• Gibt es zum Abschluss noch etwas, das Sie zu diesem Thema gerne sagen würden? Wurde 
etwas Wichtiges noch nicht angesprochen? 

• Herzlichen Dank für das Gespräch! 
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Leitfaden für Interviews mit Leistungsberechtigten (Teilprojekt 2) 
 

 
  

(….) 

Gesprächseinführung (sinngemäß) 

„In dieser Untersuchung geht es um die Wirksamkeit von unterstützten Wohnformen. Wir wür-
den gerne Ihre Erfahrungen dazu hören, welche Eigenschaften des betreuten Wohnens dafür 
wichtig sind,  dass Betroffene ein möglichst selbständiges Leben führen  und am Leben in der 
Gemeinschaft teilnehmen können. Ähnliche Interviews sollen mit insgesamt 15 bis 20 Betroffe-
nen, aber auch mit Mitarbeitenden der betreuten Wohnformen und der Landkreise durchgeführt 
werden. Dabei geht es aber niemals um Sie persönlich oder um andere konkrete Personen. Wir 
möchten allgemein möglichst viele Faktoren erfassen, die aus Sicht von Ihnen und den anderen 
Experten zur Verbesserung der Unterstützung beitragen könnten. 

Das Interview folgt keinem starren Ablauf, sondern soll als offenes Gespräch gestaltet sein, so 
dass Sie alle Punkte einbringen können, die Ihnen zu diesem Thema wichtig sind. Es wird insge-
samt ca. 20 Minuten in Anspruch nehmen und wird mit einem Rekorder aufgezeichnet. Die 
Tonaufnahme wird nach Abschluss der Studie gelöscht.  Ihre Angaben werden selbstverständlich 
vertraulich behandelt;  die Mitarbeitenden des Studienteams unterliegen der Schweigepflicht. Die 
Daten werden so weiterverarbeitet, dass keinerlei Rückschlüsse auf Ihre Person oder auf Institu-
tionen gezogen werden können.“   

Gesprächsablauf 

• Sie leben ja derzeit im ........  Bitte beschreiben Sie kurz,  in welchen Bereichen Sie dort Unter-
stützung erhalten. 

• Was daran empfinden Sie als besonders wichtig und hilfreich, damit Sie möglichst selbstän-
dig leben und am gesellschaftlichen Leben teilhaben können?  

(Erzählen lassen, ggf. den Fokus auf folgende Punkte richten: 

 Art des Unterstützungsangebots (räumlich/zeitlich/personell) 
 (z.B. Kontakthäufigkeit mit der Bezugsmitarbeiterin / dem Bezugsmitarbeiter, welche 

Unterstützung wird von ihm / ihr konkret geleistet, wie groß ist die Einrichtung und wo 
liegt sie, welche Fähigkeiten haben die Beteiligten, Mitbewohner) 

 Hilfeplanung im Rahmen der Eingliederungshilfe (z.B. Bedeutung des Hilfeplans) 
 sozialräumliche und materielle Rahmenbedingungen (z.B. Wohnumfeld, soziales Um-

feld, Lebensunterhalt) 
• Gibt es etwas an Ihrer betreuten Wohnform, das besser sein könnte, damit Sie selbständiger 

leben und noch mehr am gesellschaftlichen Leben teilhaben können? 

• Was fehlt, was müsste anders sein? 

• Gibt es zum Abschluss noch etwas, das Sie zu diesem Thema gerne sagen würden? Wurde 
etwas Wichtiges noch nicht angesprochen? 

• Herzlichen Dank für das Gespräch! 
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Studieninformation für Interviews mit Wechslern und Aussteigern (Teilprojekt 3)  
 

 
  

 

INFORMATION FÜR PROBANDINNEN UND PROBANDEN  

 

Studie „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens für Menschen mit seeli-
scher Behinderung im Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg“  

 

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, 

 

Sie haben bisher an der Studie zum Thema „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten 
Wohnens“ teilgenommen und wir möchten Ihnen vielmals für Ihre Teilnahme danken. Konkret 
interessiert uns ja, wie viel und welche Art von Unterstützung welchen Menschen am besten 
hilft? 

Da sich bei Ihnen nun eine Veränderung ergibt oder ergeben hat (Ausstieg aus dem unter-
stützten Wohnen oder Wechsel in eine weniger intensiv betreute Wohnform), wäre es für unsere 
Studie ganz besonders interessant zu erfahren, was Sie zu diesem Schritt bewogen hat. Welche 
Erfahrungen haben Sie mit Ihrer bisherigen Unterstützung gemacht? Was erlebten Sie als hilfreich 
für Ihre Entwicklung, was weniger?  

Um darüber etwas mehr zu erfahren, möchten wir mit Ihnen ein ca. 20- bis 30minütiges Interview 
durchführen. Um das Gesprochene möglichst wortgetreu auswerten können, möchten wir es mit 
einem Rekorder aufzeichnen. Nach Abschluss der Studie wird diese Aufzeichnung gelöscht. 

Ihre Angaben werden selbstverständlich vertraulich behandelt. Die Mitarbeitenden des Stu-
dienteams unterliegen der Schweigepflicht, gehören nicht zu Ihrem Behandlungs- und Betreu-
ungsteam und werden keine Informationen dorthin weiterleiten. Die gewonnen Daten werden so 
weiterverarbeitet, dass keinerlei Rückschlüsse auf Ihre Person gezogen werden können. 

 

…. 
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Leitfaden für Interviews mit Wechslern und Aussteigern (Teilprojekt 3)  
 

 
  

 

Interviewleitfaden für Wechsler und Aussteiger 

Kurzinterviews mit Probanden, die nach Teilnahme in die Follow-Up Studie (Teilprojekt 3) wieder 
aus dem betreuten Wohnen aussteigen ODER die in eine weniger intensiv betreute Wohnform 
wechseln 

Das Interview soll möglichst offen geführt werden. Der Leitfaden dient zum Gesprächseinstieg 
bzw. als eine Art Checkliste, um Themen nicht zu verpassen.  

Nur Personen, die bereits an der Studie teilnehmen 

Vor der Bandaufnahme: 

• Klären von Sinn und Ziel der Untersuchung sowie Ablauf des Interviews 
• Klären von Vertraulichkeit und Datenschutz 
• Einholen der schriftlichen Einwilligungserklärung in die Studie 

 

Leitfragen (als Anhaltspunkte) 

• Aus welchem Grund wurde damals die Unterstützung begonnen?  

• Was hat sich seit dem Beginn der Unterstützung bei Ihnen verändert? 

• Wie kam es dazu, dass die Unterstützung nun verringert / beendet wird? 

• Welche Unterstützung erhalten Sie im Moment und wie kommen Sie nun im Alltag zurecht?  

• Wie sehen Sie rückblickend die Unterstützung? Fokus auf: 

• Einrichtung (z.B. Inhalt und Umfang der Unterstützung, Räumlichkeiten, Lage, Arbeitsbezie-
hung zum / zur Bezugsmitarbeitenden 

• Kostenträger (z.B. Dauer und Ablauf des Hilfeplanverfahrens, Zielvereinbarung, Kommunika-
tion mit den zuständigen Personen) 

• Hat die Unterstützung Ihre Erwartungen erfüllt? Haben Sie die vereinbarten Ziele erreicht? 
Wenn ja, inwiefern? Wenn nein, warum nicht? 

• Herzlichen Dank für das Gespräch! 
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Studieninformation für Leistungsberechtigte zur Kohortenstudie (Teilprojekt 3)  

 
 
 

Studie „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützten Wohnens für Menschen mit seelischer Behinderung im 
Rahmen der Eingliederungshilfe in Baden-Württemberg“ - Teilstudie zum Verlauf - 

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr, 

wir bitten Sie, an einer Studie zum Thema „Wirksamkeit verschiedener Formen des unterstützen Wohnens“ teilzuneh-
men. 

Wir sind ein kleines Team von Forschern und Forscherinnen der Universitätskliniken Ulm und Heidelberg. Wir möchten 
untersuchen, wie wirksam die verschiedenen Formen des betreuten Wohnens dabei sind, dass Menschen mit seelischen 
Schwierigkeiten im Alltag wieder besser zurechtkommen. Wie viel und welche Art von Unterstützung hilft welchen Men-
schen am besten? 

Um dies herauszufinden, suchen wir Menschen, die ganz neu in einer unterstützten Wohnform leben. Und wir suchen 
Menschen, die bereits Erfahrungen mit betreutem Wohnen haben, die aber nun die Wohnform wechseln (zum Beispiel 
vom Wohnheim ins ambulant betreute Wohnen). 

Uns interessiert, wie es nach diesem Neueinstieg oder Wechsel der Wohnform in verschiedenen Bereichen bei Ihnen 
weitergegangen ist. Z.B. Wie verbringen Sie Ihren Tag? Nehmen Sie mehr teil am Leben in der Gesellschaft als vorher? 
Welche Ihrer Bedürfnisse sehen Sie durch die Unterstützung bei Wohnen erfüllt, welche sind offen geblieben? Geht es 
Ihnen psychisch besser? Und welche Eigenschaften Ihrer Wohnform sind es, die dazu beitragen? 

Ziel der Studie ist es, für Menschen mit psychischen Problemen geeignete Unterstützungsangebote beim Wohnen zu 
schaffen. Mit Ihren Antworten können Sie dazu beitragen. 

Was kommt auf Sie zu, wenn Sie mitmachen? 

Um eine Entwicklung zu erkennen, würden wir Sie gerne insgesamt dreimal befragen - zu Beginn Ihrer Teilnahme, nach 
einem halben Jahr und zuletzt nach 18 Monaten. 

Eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter des Studienteams wird mit Ihnen eine Reihe von Fragebögen durchgehen und 
einen kurzen Aufmerksamkeitstest durchführen. Die Fragen betreffen verschiedene Themen: Ihr Alltagsleben, Ihre Ein-
schätzung, wie sehr Sie an der Gesellschaft teilhaben, Ihre Sicht, wo Sie für sich Unterstützungsbedarf sehen, Ihre Zufrie-
denheit mit verschiedenen Aspekten des Lebens, Ihre aktuelle Behandlung etc.  

Sie können die Bögen für sich alleine ausfüllen. Das Ausfüllen kann jedoch auch in Form eines Interviews mit einer Mitar-
beiterin bzw. einem Mitarbeiter des Studienteams geschehen. Diese Person gehört nicht zu Ihrem Behandlungs- oder 
Betreuungsteam. Sie wird keine Informationen aus der Befragung an das Behandlungs- oder das Betreuungsteam weiter-
leiten.  

• Jede Befragung dauert etwa 45 bis 60 Minuten.  
• Die Befragungen finden zu Beginn der Studienteilnahme, nach 6 und nach 18 Monaten statt.  
• Die Befragungen können an einem Ort Ihrer Wahl durchgeführt werden (z.B. in einem Besprechungsraum oder 

bei Ihnen zu Hause).  
• Wenn Sie anreisen müssen, erstatten wir Ihnen die Fahrtkosten für Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln. 
• Für die Teilnahme erhalten Sie eine kleine Aufwandsentschädigung in Form eines Einkaufsgutscheines. (1. Be-

fragungstermin in Höhe von 10€, 2./3. Befragungstermin je in Höhe von 20€). 

Für eine externe Einschätzung Ihrer Gesundheit werden die Studienmitarbeitenden Kontakt mit einer von Ihnen benann-
ten Bezugsperson in Ihrer Wohneinrichtung aufnehmen und sie bitten, einen Fragebogen zu möglichen Problemen im 
Alltag auszufüllen. Außerdem interessiert uns, welche Erwartungen mit dem unterstützten Wohnen verbunden werden. 

Falls Sie während des Untersuchungszeitraums aus dem betreuten Wohnen aussteigen oder in eine Wohnform mit weni-
ger intensiver Betreuung wechseln, wäre für uns ganz besonders interessant zu erfahren, was Sie bei diesem Schritt 
unterstützt oder behindert hat, und wie es Ihnen nun geht. Wir würden Sie dann gerne noch einmal für ein ausführliches 
Interview kontaktieren. 

(…) 
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